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Weltkonjunktur und Kapitalexport

Die Weltwirtschaftskonjunktur steht vor einer Gefahr, 
deren Größe offenbar in weiten Kreisen nicht genügend 
beachtet wird. Es ist die Tatsache, daß der private Kapital­
export nach seinem Zusammenbruch in den 1930er Jah­
ren bisher nicht wieder in Gang gekommen ist und daß 
für ein stärkeres Ingangkommen ganz offensichtlich auch 
für die nächsten Jahre nahezu alle Voraussetzungen feh­
len. Die Kritiker, die auf die bedauerlichen Hauptursachen 
der fehlenden bzw. unzureichenden privaten Kapitalaus­
fuhr, nämlich den wirtschaftlichen Nationalismus mit sei­
ner Neigung, auch ausländischen Kapitalbesitz (mit oder 
ohne ausreichende Entschädigung) zu verstaatlichen, die 
mangelnde Konvertierbarkeit der Währungen und die 
mangelnde Konstanz von Austauschrelationen der Wäh­
rungen sowie die allgemeine politische Unsicherheit 
und Kriegsgefahr hinweisen, bedenken dabei offensicht­
lich nicht, daß die klare Erkenntnis der Hemmungen, die 
einer normalen privaten Kapitalausfuhr im Wege stehen, 
die verheerenden Folgen einer tatenlosen Hinnahme die­
ser Entwicklung oder Tatsache nicht auf hebt.

Aus dem Wochenbericht Nr. 36 vom 4. September 1953

© DIW Berlin 1953
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EDITORIAL

Ängste und Verunsicherung über den wirtschaftlichen Aus-

blick in Deutschland waren selten so groß wie heute. Es gibt 

eine zunehmende Diskrepanz zwischen wahrgenommener 

und tatsächlicher wirtschaftlicher Entwicklung. Die Wirt-

schaft in Deutschland stagnierte zwar zuletzt und dürfte 

auch in den kommenden Monaten nur mühsam von der 

Stelle kommen. Im Jahresdurchschnitt 2023 wird sie sogar 

leicht schrumpfen. Spätestens ab dem vierten Quartal wird 

die Wirtschaftsleistung hierzulande aber etwas zunehmen 

und im nächsten Jahr auch im Jahresdurchschnitt wieder 

einigermaßen robust wachsen. Aufgabe der Wirtschafts- und 

Finanz politik sollte es sein, die derzeitige Verunsicherung 

mit einer klaren Strategie und unterstützenden Maßnahmen 

zu reduzieren und gleichzeitig wichtige Zukunftsinvestitio-

nen zu priorisieren.

Der Economist fragte kürzlich auf seiner Titelseite, ob 

Deutschland wieder zum kranken Mann Europas werde, so 

wie es vor 20 Jahren der Fall war. Viele Unternehmen und 

Bürger*innen äußern erheblichen Pessimismus und Sorge 

über die wirtschaftliche Situation, zahlreiche Stimmungs-

indikatoren haben sich in den vergangenen Monaten weiter 

verschlechtert. Und die meisten Konjunkturprognosen 

sehen für Deutschland in diesem Jahr mit die schwächste 

wirtschaftliche Dynamik in Europa.

Die Herbstprognose 2023 des DIW Berlin – die wir Ihnen in 

dieser Ausgabe des DIW Wochenberichts vorstellen – sagt 

ein Minus bei der Wirtschaftsleistung von 0,4 Prozent in 

diesem Jahr und ein Plus von 1,2 Prozent für das kommende 

Jahr voraus. Dies mag für viele nach einer enttäuschenden 

Entwicklung aussehen, die Zahlen müssen jedoch mit rea-

listischen Erwartungen betrachtet werden. Noch vor zwölf 

Monaten gingen die meisten Prognosen von einer tiefen 

Rezession für Deutschland aus, vor allem für den Fall einer 

Energieknappheit. Stabilisierende Maßnahmen der Bundes-

regierung und die Gewährleistung der Energiesicherheit 

konnten dieses negative Szenario verhindern. Für die Tat-

sache, dass die deutsche Wirtschaft stärker als die meisten 

anderen von der Energiekrise und dem Krieg in der Ukraine 

betroffen ist, gibt es vor allem zwei Erklärungen: die hohe 

Abhängigkeit von russischem Gas und Öl vor dem Krieg und 

die große Offenheit und Abhängigkeit von Exporten in Zeiten 

einer schwächelnden Weltwirtschaft.

Der Rückgang der Exportdynamik, auch infolge der Wachs-

tumsschwäche in China, trifft die deutsche Industrie in 

diesem Jahr besonders stark. Der kurzfristige Ausblick für 

die Industrie hat sich ebenfalls etwas verschlechtert, die 

Auftragslage hat sich eingetrübt und der ifo Geschäfts-

klimaindex ist erneut gesunken.

Der private Konsum in Deutschland entwickelt sich schlep-

pend und leistet einen erheblichen Beitrag zu der gebrems-

ten wirtschaftlichen Dynamik. Auch wenn er sich sukzessive 

erholen dürfte: Die nach wie vor zu hohe Inflation belastet 

die Kaufkraft der Menschen in Deutschland und damit deren 

Nachfrage erheblich. Nach zwei Jahren spürbarer Real-

lohnverluste hatten die Bürger*innen im zweiten Quartal 

dieses Jahres erstmals seit zwei Jahren inflationsbereinigt 

nicht weniger Geld in der Tasche als im Vorjahrszeitraum, 

sondern in etwa genauso viel. Ein guter Teil der positiven 

Einkommensentwicklung kann jedoch durch lediglich 

temporäre Maßnahmen, wie der Inflationsausgleichsprämie, 

erklärt werden.

Auch in den kommenden 18 Monaten dürfte sich der private 

Konsum eher schleppend entwickeln, zumal Menschen mit 

geringen Einkommen eine besonders hohe Inflation erfahren 

und ihre Kaufkraft deutlich beschnitten wurde. Die relativ 

geringe Anhebung des Mindestlohns dürfte, bei einem nur 

graduellen Rückgang der Inflation, mit dafür sorgen, dass der 

Vertrauen schaffen statt Ängste schüren
Von Marcel Fratzscher

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-36-1
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keinen positiven Beitrag zur wirtschaftlichen Dynamik. 

Eine Einhaltung der Schuldenbremse 2024 ist in diesen 

Krisenzeiten nicht zu rechtfertigen und dürfte dazu führen, 

dass wichtige Zukunftsinvestitionen und Entlastungen von 

Bürger*innen und Unternehmen ausbleiben. Daher sollte 

die Bundesregierung diese Priorität überdenken und verän-

dern. Mit einem klugen Transformationsprogramm sollte sie 

sowohl Angebot als auch Nachfrage stärken, unter anderem 

indem sie Bürokratie und Regulierung abbaut, in Infrastruk-

tur, Bildung und Forschung investiert und eine Politik des 

sozialen Ausgleichs betreibt – all dies sollte in diesen Krisen-

zeiten die höchste Priorität haben.

Die wirtschaftliche Stimmung ist schlechter als die Realität. 

Politik und Wirtschaft müssen aufpassen, dass sich wirt-

schaftliche Sorgen und Ängste nicht weiter hochschaukeln 

und zu einer wirtschaftlichen Abwärtsspirale führen, bei 

der fehlendes Vertrauen Investitionen und Konsum weiter 

schwächt. Die Politik benötigt eine klare wirtschaftspolitische 

Agenda mit einer überzeugenden Kommunikation, die nicht 

länger Ängste schürt, sondern Vertrauen schafft.

private Konsum weiterhin kaum zu einem dynamischeren 

wirtschaftlichen Aufschwung beiträgt.

Zudem ist die Geldpolitik der EZB die dritte große Bremse 

für die deutsche Konjunktur. Der schnelle und erhebliche 

Anstieg der Leitzinsen um vier Prozentpunkte hat viele 

Finanzinstitutionen und Unternehmen unvorbereitet getrof-

fen. Die Geldpolitik bremst vor allem 2023 in erheblichem 

Maße die privaten Investitionen und die Konsumgüternach-

frage. Vor allem die Baubranche ist durch die Kombination 

von Zukunftsängsten, höheren Zinsen und der geringeren 

Kaufkraft hart gebeutelt und dürfte noch zwei oder drei Jahre 

brauchen, um sich zu stabilisieren.

Die Inflation dürfte bis Mitte 2024 wieder Richtung Preis-

stabilität sinken, also auf ein Niveau von rund zwei Prozent. 

Die EZB muss aufpassen, dass sie frühzeitig den Fuß von der 

Bremse nimmt und nicht dazu beiträgt, dass die Wirtschaft 

des gesamten Euroraums in eine Rezession rutscht.

Die Finanzpolitik der Bundesregierung ist derzeit deutlich 

weniger expansiv als von vielen wahrgenommen. Sie leistet 

Marcel Fratzscher ist Präsident des DIW Berlin | mfratzscher@diw.de
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Privater Konsum und Exporte werden den Aufschwung in den kommenden beiden Jahren tragen
Wachstumsbeiträge der einzelnen Komponenten des Bruttoinlandsprodukts in Prozentpunkten
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Audio-Interview mit Geraldine Dany-Knedlik 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Stärker ausfallende Lohn- und Gehaltszuwächse dürften die Kaufbereitschaft der 

Haushalte merklich verbessern und der Startschuss für den Erholungskurs der deutschen 

Wirtschaft sein.“ — Geraldine Dany-Knedlik — 

„Die exportorientierte deutsche Wirtschaft kommt trotz anziehender Weltwirtschaft nur 

langsam in Fahrt.“ — Timm Bönke —

AUF EINEN BLICK

DIW-Konjunkturprognose: Deutschland hinkt 
der Weltwirtschaft hinterher
Von den DIW-Konjunkturforscher*innen

• Deutsche Wirtschaft erholt sich, aber zunächst langsam –  2023 wird Rückgang von 0,4 Prozent 
erwartet, 2024 und 2025 aber solide Zuwächse um je 1,2 Prozent

• Privater Konsum steigt langsam: Lohnsteigerungen werden schrittweise wirksam und verbessern 
Kauflaune, Inflation fällt geringer aus

• Auch Außenhandel erholt sich allmählich: Deutsche Exporte legen langsam zu, besonders maue 
chinesische Binnenwirtschaft und schleppende Erholung im Euroraum dämpfen 

• Im kommenden Jahr sollte Wirtschaft mit kräftigem Konsum wieder in Fahrt kommen – Exporte 
dürften zulegen und Inflationsraten sinken

• Wachstum der Weltwirtschaft voraussichtlich 3,9 Prozent in diesem und ebenfalls 3,9 Prozent im 
kommenden Jahr – USA mit positiven Impulsen, China fällt zurück
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EXECUTIVE SUMMARY

Die deutsche Wirtschaft ist zuletzt kaum vom Fleck 

gekommen. Nach der Winterrezession und einer Stagna-

tion im zweiten Quartal geht es nun in Trippelschritten 

bergauf. Kräftigere Zuwächse der Löhne und Gehälter 

zusammen mit einer niedrigeren Inflation dürften den 

Startschuss für eine Erholung der deutschen Wirtschaft 

geben, wenngleich sie zunächst nur schleppend anläuft. 

Der private Konsum fiel als Treiber der deutschen 

Wirtschaft vorerst aus und wird wohl in der zweiten 

Jahreshälfte 2023 allmählich Tempo aufnehmen. Die 

hartnäckige Inflation schreckte die Käufer*innen ab und 

ließ sie größere sowie vermeintlich unnötige Anschaffun-

gen aufschieben. Auf die Kauflaune drückte auch, dass 

die erzielten Tarifabschlüsse die Nominallöhne zuletzt 

in einem geringeren Umfang steigen ließen, als sich die 

Verbraucher*innen erhofften. Diejenigen, die es sich 

leisten können, parkten bei gestiegenen Zinsen einen 

Teil ihres Geldes auf Konten oder legten es aus Vorsicht 

zurück, um beispielsweise Nachzahlungen aus Neben-

kostenabrechnungen zu begleichen. 

Auch die Exporte erwiesen sich eher als Dämpfer für 

die deutsche Konjunktur. Die internationale Nachfrage 

schwächelt, besonders in China ist die Binnenwirtschaft 

angeschlagen und zudem sind Produkte „Made in Ger-

many“ weniger begehrt – offenbar, weil die Volksrepublik 

mehr und mehr auf die heimische Produktion von Indus-

triegütern setzt. Für dieses Quartal wird ein Wachstum 

der deutschen Wirtschaft von 0,1 Prozent und für das 

kommende von 0,2 Prozent prognostiziert. Dies kann 

aber die schwache Entwicklung der ersten Jahreshälfte 

nicht wettmachen. Unter dem Strich wird die Wirtschaft 

im Jahresdurchschnitt 2023 voraussichtlich um 0,4 Pro-

zent schrumpfen. In seiner Sommerprognose hatte das 

DIW Berlin noch mit einem Rückgang von 0,2 Prozent 

gerechnet.

Dank bereits getroffener und noch ausstehender Tarif-

abschlüsse dürften die Menschen in Deutschland bereits 

in der zweiten Jahreshälfte, aber insbesondere ab dem 

kommenden Jahr spürbar mehr Geld im Portemonnaie 

haben. Zusammen mit einer deutlich geringeren Ver-

braucherpreisinflation stärkt dies die Kaufkraft der Haus-

halte und bringt den privaten Konsum in Schwung. Auch 

die Auslandsnachfrage dürfte insbesondere wegen der 

konjunkturellen Erholung in der Europäischen Union wie-

der an Dynamik gewinnen: Im kommenden Jahr wird die 

deutsche Wirtschaft der Prognose zufolge um 1,2 Prozent 

zulegen, ebenso im Jahr 2025. 

Die Weltwirtschaft dürfte sich besser als erwartet entwi-

ckeln, wenngleich der ganz große Aufschwung wohl aus-

bleibt. Vor allem die USA und Japan überraschten zuletzt 

mit guten Quartalszahlen. Sinkende Inflationsraten und 

erwartete Zinswenden in den USA und im Euroraum brin-

gen ab dem kommenden Jahr das Wachstum wieder leicht 

in Fahrt. Noch verleihen hauptsächlich die Schwellen-

länder der Weltwirtschaft Dynamik, aber China schwächelt 

deutlich. Sorge bereitet dort vor allem der Immobilien-

sektor und die maue Binnennachfrage. Die Weltwirtschaft 

dürfte in diesem und im kommenden Jahr um jeweils 

3,9 Prozent und im Jahr 2025 um 4,1 Prozent wachsen.

DIW-Konjunkturprognose: Deutschland 
hinkt der Weltwirtschaft hinterher
Von Timm Bönke, Geraldine Dany-Knedlik, Guido Baldi, Hella Engerer, Pia Hüttl, Konstantin Kholodilin, Frederik Kurcz, 

Theresa Neef, Laura Pagenhardt, Werner Roeger, Marie Rullière, Jan-Christopher Scherer, Teresa Schildmann, Ruben Staffa, 

Kristin Trautmann und Jana Wittich

DIW-KONJUNKTURPROGNOSE
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Weltwirtschaft entwickelt sich besser als erwartet: 
USA belebt, China bremst

Die Weltwirtschaft ist im zweiten Quartal 2023 mit nur 
0,7 Prozent im Vergleich zum Vorquartal langsamer gewach­
sen. Im ersten Quartal dieses Jahres lag das Wachstum noch 
bei 1,8 Prozent (Abbildung 1). Die meisten fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften legten leicht zu – trotz der vielerorts wei­
ter gestiegenen Zinsen und der noch erhöhten Inflations­
raten. Die Schwellenländer haben deutlich an Schwung ver­
loren – gebremst von einer schwachen Entwicklung in China, 
dessen Produktion deutlich hinter den Erwartungen blieb.

Japan überraschte mit sehr starken Wachstumsraten im ers­
ten Halbjahr, getragen von einem positiven Außenbeitrag. 
Auch die Zuwächse des Bruttoinlandsprodukts der Vereinig­
ten Staaten konnten die Erwartung deutlich übertreffen. Zu 
verdanken war dies zum Teil den Fiskalpaketen, die vor allem 
Investitionen in die Halbleiterproduktion und erneuerbare 
Energien fördern. In Europa verlief die Produktion im zwei­
ten Quartal schleppend. Im Euroraum und auch im Verei­
nigten Königreich legte die Wirtschaft nur leicht zu, wenn 
auch mehr als erwartet. Dynamischer wuchsen weiterhin 
einige Schwellenländer wie Indien, Brasilien und Mexiko. 
Allerdings erholte sich Chinas Binnennachfrage nach Ende 
der Null­Covid­Politik enttäuschender als erwartet, auch auf­
grund der Probleme im Immobiliensektor.

Die Weltwirtschaft wird wohl im laufenden dritten Quartal 
nur moderat mit 0,6 Prozent wachsen. Aus den fortgeschrit­
tenen Volkswirtschaften kommen nur wenige Wachstums­
impulse (Tabelle 1). In den ersten Sommermonaten haben 
sich die Industrieproduktion und die Einzelhandelsumsätze 
meist verhalten entwickelt. Allerdings sieht die Situation in 
den Vereinigten Staaten mit voraussichtlich 0,5 Prozent Wirt­
schaftswachstum besser aus als im Euroraum und im Verei­
nigten Königreich, wo sich im dritten Quartal die Wirtschaft 
nur jeweils um 0,15 Prozent erholen dürfte. In Europa hat die 
Energiekrise zwar nicht zu einer Gasmangellage und damit 
auch nicht zu der befürchteten tiefen Rezession geführt; die 
Folgen hallen aber nach und bremsen vielerorts die wirtschaft­
liche Dynamik. Die Einkaufsmanagerindizes insbesondere 
für die Industrie verharrten zuletzt vielerorts deutlich unter 
der Expansionsschwelle von 50. Zwar sind die Aussichten für 
die Dienstleistungen günstiger, aber auch diese verschlech­
tern sich seit April. Die Zuversicht der Konsument*innen 
hat sich in den vergangenen Monaten etwas aufgehellt, liegt 
aber immer noch auf sehr niedrigem Niveau.

Das Wachstum der Schwellenländer wird auch im weite­
ren Jahresverlauf von China ausgebremst: Durch die zöger­
liche Erholung nach der Pandemie wird China wohl nur 
um 0,6 Prozent im dritten Quartal wachsen. Die hohen 
Schulden insbesondere im Immobiliensektor lasten auf 
der Binnennachfrage. Ein steter Rückgang der Immobili­
enpreise in China über die vergangenen Quartale hat die 

Hausbesitzer*innen ärmer gemacht, während sich die Kauf­
interessent*innen zurückhalten (Abbildung 2). Es besteht 
die Gefahr, dass Hausbesitzer*innen auf fallende Hauspreise 
trotz der niedrigen Zinssätze mit Schuldenrückzahlungen 
reagieren – ein schlechtes Zeichen für die weitere binnen­
wirtschaftliche Entwicklung. In anderen Schwellenländern 
ist hingegen mit einer kräftigeren Expansion zu rechnen 
(Tabelle 1). So profitiert etwa die mexikanische Wirtschaft 
von Bestrebungen amerikanischer Unternehmen, die Pro­
duktion und den Bezug von Vorleistungen von China weg zu 
verlagern. Dies dürfte ihr ein Plus von 0,3 Prozent im dritten 
Quartal bescheren. Die brasilianische Wirtschaft wird wohl 
weiterhin durch den kräftigen Export von Landwirtschafts­
gütern gestützt (+0,1 Prozent).

Im laufenden Jahr bleibt die Geldpolitik in vielen fortge­
schrittenen Volkswirtschaften – mit Ausnahme Japans – noch 
restriktiv. Im Monatsvergleich nähern sich die Teuerungsra­
ten zwar allmählich den Inflationszielen der Zentral banken 
(Abbildung 3). Im Vorjahresvergleich ist aber insbesondere 
die Kerninflation, also die Teuerung unter Ausklamme­
rung von Energie­ und Lebensmittelpreisen, in vielen Wirt­
schaftsräumen immer noch deutlich erhöht. Die Zentral­
banken dürften die Zinsen erst dann senken, wenn sie zu 
der Einschätzung kommen, dass sich die Preissteigerungen 

Abbildung 1

Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts
In Prozent zum Vorquartal (linke Achse); Index 1. Quartal 2015 = 100 
(rechte Achse)

 









  




























Quellen: Nationale statistische Ämter; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Die Schwellenländer tragen aufgrund einer schwächelnden chinesischen Wirtschaft 
weniger zum Wachstum der Weltwirtschaft bei.



474 DIW Wochenbericht Nr. 36+37/2023

WELTWIRTSCHAFT

Japan hält bis jetzt an einer ultralockeren Geldpolitik fest, 
eine Inflationsrate über dem Ziel der Zentralbank könnte 
jedoch ein baldiges Ende einleiten.

Auch in vielen Schwellenländern ist die Geldpolitik restrik­
tiv ausgerichtet. Die Inflationsraten und die Zinsen dürf­
ten aber auch in diesen Ländern in etwa ihren Höhepunkt 
erreicht haben. In Brasilien wurden die Zinsen Anfang 
August sogar schon leicht gesenkt. In Indien ist allerdings 
aufgrund schlechter Ernten vorübergehend wieder mit einer 
anziehenden Inflation zu rechnen. In China ist die Aus­
gangslage eine andere: Hier kam es im Juli 2023 sogar zu 
einer deflationären Entwicklung, also einem Rückgang des 
allgemeinen Preisniveaus. Dies ist ein weiteres Zeichen für 
eine schwächelnde Binnennachfrage.

nachhaltig verringern. Kurzfristig wirken die jüngst wieder 
gestiegenen Erdölpreise der Verlangsamung der Teuerung 
entgegen. Beim Erdgas blieben die Preise aber zuletzt nied­
rig und liegen weit unter dem Niveau von 2022 (Kasten 1).

Obgleich die Inflationsraten in den meisten fortgeschritte­
nen Volkswirtschaften zurückgehen, wird im Jahresdurch­
schnitt 2023 die Teuerung immer noch deutlich über den 
Zielwerten der jeweiligen Notenbanken liegen. Im Jahr 2024 
wird sich die Inflation den angestrebten Raten aber annä­
hern und sie spätestens im Jahr 2025 erreichen oder sogar 
unterschreiten. Die Zinserhöhungen der Notenbanken wer­
den daher langsam an ihr Ende kommen. Ab 2024 ist in 
den USA und im Euroraum mit ersten Leitzinssenkungen 
zu rechnen. Eine Ausnahme stellt Japan dar: Die Bank of 

Tabelle 1

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in der Weltwirtschaft
In Prozent

Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise
Arbeitslosenquote in Prozent

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent

2022 2023 2024 2025 2022 2023 2024 2025 2022 2023 2024 2025 

Europa

Europäische Union 3,5 0,8 1,6 1,8 9,2 6,7 3,4 2,4 6,1 6,0 6,0 5,9

Euroraum 3,4 0,7 1,3 1,4 8,4 5,6 2,8 2,1 6,7 6,6 6,6 6,5

ohne Deutschland 3,8 1,2 1,2 1,5 8,0 5,3 3,0 2,1 8,0 7,8 7,9 7,8

Frankreich 2,5 0,9 1,3 1,4 5,9 5,5 2,7 2,0 7,3 7,2 7,3 7,2

Italien 3,8 0,9 0,9 1,0 8,7 6,7 3,4 2,4 8,1 7,6 7,7 7,8

Spanien 5,5 2,3 1,7 2,2 8,3 3,0 2,5 1,8 12,9 12,3 12,3 12,0

Niederlande 4,4 0,4 1,0 1,7 11,6 5,3 3,4 2,4 3,5 3,6 3,9 3,8

Vereinigtes Königreich 4,1 0,5 0,7 1,1 9,1 7,5 3,6 2,1 3,7 4,0 4,2 4,4

Schweiz 2,1 1,1 1,7 2,1 2,8 2,4 1,4 1,2 4,3 4,2 4,4 4,4

Mittel- und Osteuropa 4,6 1,6 3,3 3,5 13,5 12,5 6,1 3,8 3,5 3,5 3,4 3,3

Türkei 5,4 2,6 3,3 3,2 72,3 50,6 43,3 39,0 10,5 9,7 10,0 10,0

Russland1 −1,4 0,2 1,0 1,4 13,8 5,9 5,4 4,6 3,9 3,5 3,5 3,5

Amerika             

USA 2,1 2,0 1,8 2,1 8,0 4,0 2,0 1,7 3,6 3,7 4,1 4,1

Mexiko 3,0 3,1 1,9 2,3 7,9 5,4 3,3 2,8 3,3 3,1 3,4 3,6

Brasilien 3,0 2,5 1,3 2,1 9,3 4,1 3,8 2,9 9,5 8,7 8,9 8,8

Asien             

Japan 1,0 1,8 1,3 1,1 2,5 3,1 1,7 1,3 2,6 2,6 2,6 2,6

Südkorea 2,6 1,3 2,2 2,4 5,1 3,2 2,3 2,3 2,9 3,1 3,2 3,2

China 3,0 5,2 4,8 4,8 2,0 1,7 2,3 2,3 5,6 5,3 5,2 5,2

Indien 6,6 6,0 6,2 6,4 6,7 4,6 5,3 3,9 7,6 7,3 7,2 7,4

Total             

Fortgeschrittene Volkswirtschaften 2,4 1,3 1,4 1,6 7,3 4,4 2,0 1,7 4,6 4,6 4,7 4,7

Schwellenländer 3,8 4,8 4,7 4,8 9,2 3,3 4,0 4,1 6,3 6,0 5,9 6,0

Welt 3,4 3,9 3,9 4,1 9,2 4,2 4,3 4,2 5,9 5,6 5,7 5,7

Nachrichtlich:             

Exportgewichtet 2 2,6 1,9 1,9 2,2         

BIP in US−Dollar gewichtet3 3,6 3,2 3,4 3,7         

1 Die für Russland prognostizierten Daten sind mit großen Unsicherheiten behaftet. Russland hat nur geringes Gewicht in der Gesamtprognose.
2 Gewichtung der Welt mit den Anteilen an der deutschen Ausfuhr über das Jahr 2022 aus Destatis.
3 Gewichtung der Welt mit dem Bruttoinlandsprodukt in US-Dollar über 2022–2025.

Anmerkungen: Die schwarzen Zahlen sind abgerechnete Zahlen. Die Werte der Ländergruppen sind ein gewichteter Durchschnitt, wobei für die Gewichtung des BIP und der Verbraucherpreise das 
jeweilige Bruttoinlandsprodukt in Kaufkraftparitäten aus IMF World Economic Outlook für die Jahre 2022–2025 verwendet wird. Für die Gewichtung der Arbeitslosenzahlen in den Ländergruppen 
wird die Erwerbsbevölkerung (15–64 Jahre) des jeweiligen Landes für das Jahr 2022 verwendet. Mittel- und Osteuropa umfasst in der vorliegenden Prognose Polen, Rumänien, Tschechien und Ungarn.

Quellen: Nationale statistische Ämter; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.
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keine umfangreichen Fiskalpakete zu erwarten. Anders in 
China: Fiskalpolitisch stemmt sich die Regierung mit zielge­
richteten Maßnahmen für den Immobiliensektor gegen die 
schwache wirtschaftliche Entwicklung. Sollten diese nicht 
die gewünschte Wirkung zeigen, ist mit einem umfangrei­
chen Fiskalpaket zu rechnen.

Der Welthandel ist im Vergleich zum Vorjahr um 2,5 Prozent 
zurückgegangen (Abbildung 3). Die schwache Entwicklung 
in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften und die geringe 

Von der Finanzpolitik kommen im Prognosezeitraum nur 
leichte Impulse für die Wirtschaft. Die Maßnahmen gegen 
die drohende Energiekrise im vergangenen Winter und die 
Unterstützungsmaßnahmen, die während der Corona­Pan­
demie beschlossen wurden, sind größtenteils ausgelaufen. 
Stimulierende Effekte auf die Konjunktur gehen von län­
gerfristig ausgerichteten Investitionspaketen aus, wie dem 
NextGenerationEU in der EU und dem Inflation Reduction 
Act in den USA. Auch in den Schwellenländern sind auf­
grund der recht günstigen wirtschaftlichen Entwicklung 

Kasten 1

Annahmen und Rahmenbedingungen

Dieser Prognose liegen die folgenden Annahmen über den wei-

teren Verlauf von Leitzinsen, Wechselkursen und Rohstoffpreisen 

zugrunde (Tabelle). Sie wurden auf Basis der bisherigen Entwick-

lung, der Preise an den Terminmärkten sowie der Schlussstände 

zum Stichtag dieser Prognose am 11. August 2023 getroffen.

Die Europäische Zentralbank (EZB) setzt aufgrund der anhaltend 

hohen Inflationsraten ihre Straffung der Geldpolitik fort. Nachdem 

der Hauptrefinanzierungssatz im Laufe des vergangenen Jahres 

bereits von 0 auf 2,5 Prozent und im Jahr 2023 in fünf Schritten auf 

4,25 Prozent angehoben wurde, dürfte die EZB die Leitzinsen noch 

einmal moderat erhöhen. Im Jahresverlauf verlor die Inflation be-

reits an Dynamik, und die Zinserhöhungen scheinen erste Spuren 

in der Realwirtschaft zu hinterlassen. Es ist damit zu rechnen, dass 

die EZB den Hauptrefinanzierungssatz bis zum vierten Quartal 

2023 auf 4,5 Prozent erhöht und als Reaktion auf rücklaufende Ver-

braucherpreise in der zweiten Jahreshälfte 2024 eine Zinswende 

einleiten wird.

Im Einklang mit der Erhöhung der Leitzinsen wird bis zum Jah-

resende 2023 mit einem weiteren, wenn auch weniger starken 

Anstieg der Geldmarktzinsen gerechnet, bevor diese im weiteren 

Prognosezeitraum leicht sinken. Auch die Finanzierungsbedingun-

gen werden zunächst im Zuge der strafferen Geldpolitik restrikti-

ver. Die Renditen für Staatsanleihen sind in Folge der Leitzinser-

höhungen der EZB im vergangenen Jahr stark gestiegen. Mit der 

Zinswende Mitte 2024 ist für die Kapitalmarktzinsen im Prognose-

zeitraum mit leichten Rückgängen zu rechnen.

Die restriktive Geldpolitik im Euroraum hat den Euro gegenüber 

dem US-Dollar zuletzt aufwerten lassen. Für den Prognosezeit-

raum wird angenommen, dass der Wechselkurs des Euro gegen-

über dem US-Dollar auf dem zum Datenschluss erreichten Niveau 

von 1,10 Dollar pro Euro verbleibt.

Der Preis für Brent-Rohöl wird laut Futures in den kommenden 

Monaten einen leichten Anstieg verzeichnen, bevor er ab kom-

mendem Jahr und bis zum Ende des Prognosezeitraums wieder 

sinken wird. In diesem Jahr dürfte der Preis im Durchschnitt 

bei 82 US-Dollar pro Barrel liegen, bevor er von einem Durch-

schnittspreis von 83 US-Dollar im Jahr 2024 auf einen Durch-

schnittspreis von 78 US-Dollar im Jahr 2025 sinkt.

Die Großhandelspreise für Gas (TTF) haben ihre Höchststände 

vom Sommer 2022 ebenfalls überwunden und sinken seit Septem-

ber vergangenen Jahres kontinuierlich. Für das Jahr 2022 wird ein 

Jahresdurchschnitt von 134 Euro angenommen. Für das laufende 

Jahr ist zunächst mit einem drastischen Preisrückgang und im 

letzten Quartal mit einem leichten Preisanstieg zu rechnen. Der 

durchschnittliche Gaspreis dürfte im Jahr 2023 bei 40 Euro je 

Megawattstunde liegen. In den Jahren 2024 und 2025 wird jeweils 

mit einem Preis von 52 Euro und 46 Euro je Megawattstunde ge-

rechnet.

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine birgt erhöhte 

politische und wirtschaftliche Risiken. Dieser Prognose liegt die 

Annahme zugrunde, dass der Krieg zwischen der Ukraine und 

Russland im Prognosezeitraum andauern wird und die westlichen 

Sanktionen gegen Russland bestehen bleiben. Es wird angenom-

men, dass zusätzliche erhebliche Verwerfungen an den Rohstoff-

märkten dank diesjähriger Rekordernten nicht zu erwarten sind, 

auch wenn Russland das Getreideabkommen mit der Ukraine 

auslaufen lassen hat. Insgesamt wird davon ausgegangen, dass die 

Zahl der Geflüchteten über den Prognosehorizont nur noch leicht 

zunehmen wird.

Tabelle

Annahmen dieser Prognose

2022 2023 2024 2025

EZB-Leitzins 
(Jahresende)

Prozent 2,5 4,5 4,3 3,0

Geldmarktzins EURIBOR-Dreimonatsgeld in Prozent 0,3 3,4 3,6 3,1

Kapitalmarktzins
Rendite für Staatsanleihen im Euroraum 
mit zehnjähriger Restlaufzeit

2,0 3,0 2,7 2,7

Kapitalmarktzins
Rendite für Staatsanleihen in Deutschland 
mit zehnjähriger Restlaufzeit

1,2 2,4 2,2 2,3

Wechselkurs US-Dollar/Euro 1,05 1,09 1,10 1,10

Erdölpreis US-Dollar/Barrel 98,6 82,1 82,7 78,2

Gaspreis Euro/MWh 133,9 40,3 51,5 46,2

Anmerkung: Jahresdurchschnittswerte, sofern nicht anders angegeben.

Quellen: Europäische Zentralbank; European Money Markets Institute (EMMI); Exchange; 
 Deutsche Bundesbank; Federal Reserve; Intercontinental Exchange (ICE); CME Group; DIW-Kon-
junkturprognose Herbst 2023.
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in den USA und Japan, aber auch in Indien und Brasilien 
dynamischer als gedacht.

Ab 2024 ist wieder mit höheren Wachstumsraten zu rechnen, 
insbesondere in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften; ein 
kräftiger Aufschwung ist allerdings nicht in Sicht. Nach dem 
allmählichen Abflauen der Inflation wird die Kaufkraft der 
Haushalte weniger geschwächt, was den privaten Konsum 
stützen wird. Investitionen dürften vor allem von finanz­
politischen Maßnahmen wie den längerfristig ausgerichte­
ten Investitionspaketen in den fortgeschrittenen Volkswirt­
schaften angeregt werden. Im Jahr 2025 werden die meisten 
Volkswirtschaften wieder mit ähnlichen Raten zulegen wie 
in den Jahren vor der Pandemie und somit zum jeweiligen 
Potenzialwachstum zurückkehren. In den Jahren 2024 und 
2025 dürfte die Weltwirtschaft um 3,9 beziehungsweise um 
4,1 Prozent zulegen. Das DIW Berlin senkt die Prognose für 
2024 leicht um 0,2 Prozentpunkte.

Dieser Prognose liegen mehrere Unsicherheitsfaktoren 
zugrunde. Ein Risiko besteht darin, dass die Inflationsra­
ten auf einem hohen Niveau verharren, zum Beispiel wenn 
die Nominallöhne vielerorts deutlicher steigen als prognos­
tiziert oder die Preise für Erdöl und andere Rohstoffe stär­
ker anziehen als angenommen. Die Zentralbanken müss­
ten dann ihre Geldpolitik noch restriktiver gestalten. Dies 
könnte zu Verwerfungen an den Finanzmärkten führen, was 
die Tragfähigkeit der Schulden der privaten und öffentlichen 
Haushalte gefährden könnte.

Ein zusätzlicher Risikofaktor liegt in einer schweren Immo­
bilien­ und Finanzkrise in China, die hauptsächlich über 
die internationalen Handelsverflechtungen die Weltwirt­
schaft beeinträchtigen würde. Sollte die chinesische Regie­
rung hingegen ein umfassendes Fiskalpaket auf den 
Weg bringen, könnten die chinesischen Wachstumsraten 
auch höher ausfallen und der Weltwirtschaft zusätzlichen 
Schwung verleihen.

Geopolitische Konflikte etwa im südchinesischen Meer oder 
der Krieg in der Ukraine könnten sich verschärfen, was den 
Welthandel belasten und das globale Wirtschaftswachstum 
bremsen könnte.

Dynamik in China dürften dazu führen, dass der Welthan­
del vorerst weiterhin nur mit mäßigen Raten wächst. Immer 
deutlicher zeigen sich hingegen in den Handelsströmen die 
geo­ und handelspolitischen Spannungen im Umfeld von 
China und die westlichen Sanktionen gegen Russland. Der 
chinesische und der türkische Handel Richtung Russland 
gewinnen an Bedeutung, während der direkte europäische 
Handel nach Russland zum Erliegen gekommen ist.

Im laufenden Jahr legt die globale Produktion allmählich und 
moderat zu. Die langsam abnehmende Verbraucherpreis­
inflation zusammen mit den noch hohen Zinsen dämpft 
zunächst das weltwirtschaftliche Wachstum. Auch die gerin­
gen finanzpolitischen Impulse können der Wirtschaft kei­
nen Aufwind verleihen. Stabilisierend wirkt der vielerorts 
robuste Arbeitsmarkt.

Während das Wachstum in den Schwellenländern in diesem 
Jahr 4,8 Prozent betragen dürfte, werden die fortgeschritte­
nen Volkswirtschaften – auch aufgrund der schleppenden 
Erholung im Euroraum und im Vereinigten Königreich – 
durchschnittlich nur um 1,3 Prozent zulegen (Tabelle 1). 
Alles in allem ist für die Weltwirtschaft 2023 mit einer Wachs­
tumsrate von 3,9 Prozent zu rechnen. Damit liegt die Herbst­
prognose des DIW Berlin um 0,4 Prozentpunkte höher als 
die Sommerprognose (3,5 Prozent). Zum einen wurden die 
Produktionszahlen im ersten Quartal für den Euroraum 
hochrevidiert, zum anderen entwickelt sich die Wirtschaft 

Abbildung 2

Realer Hauspreisindex in China
Index 2015 = 100 (linke Achse), Wachstum in Prozent zum Vorjahr 
(rechte Achse)

 















    














Anmerkung: Der reale Hauspreisindex ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen dem nominalen Hauspreisindex und 
dem Deflator der Verbraucherausgaben in China laut OECD-Datenbank. Der nominale Hauspreisindex umfasst die 
Verkäufe von neu gebauten und bestehenden Wohnungen, entsprechend den Empfehlungen des RPPI-Handbuchs 
(Residential Property Prices Indices).

Quelle: OCED.

© DIW Berlin 2023

In China gehen die Wachstumsraten der Hauspreise seit dem vergangenen Jahr 
auf Talfahrt.
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Abbildung 3

Indikatoren zum weltwirtschaftlichen Umfeld

 


































        

   

   



















































































































   

   



Anmerkung: Letzte Beobachtungen: 29. August 2023 (Abbildungsteil 1); 30. Juni 2023 (Abbildungsteil 2); 29. August 2023 (Abbildungsteil 3); 29. August 2023 (Abbildungsteil 4); 30. Juni 2023 (Abbildungsteil 5);  
30. Juni 2023 ( Abbildungsteil 6).

Quellen: S&P Dow Jones Indices; Deutsche Börse; CBOE; EZB; PboC; Federal Reserve; BoE; BOJ; Central Bank of Brazil; Bureau of Labor Statistics; IHS Markit; CPB Word Trade Monitor.

© DIW Berlin 2023
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in Deutschland stagnierte. Trotz des hohen Exportwachs­
tums war Frankreichs Binnennachfrage im zweiten Quar­
tal erneut negativ. Nur in Spanien wuchs die Binnennach­
frage kräftig durch eine Wiederbelebung des privaten und 
öffentlichen Konsums; allein eine starke Exportkorrektur 
verhinderte ein noch höheres Wachstum.

Im laufenden Quartal dürfte das Euroraum­Wachstum nur 
leicht zulegen, da die Volkswirtschaften sowohl mit einer 
zwar rückläufigen, aber immer noch hohen Inflation als 
auch mit den Folgen der geldpolitischen Straffung kon­
frontiert sind. Das Konsumentenvertrauen verbessert sich 
nach dem starken Rückgang zu Beginn des Krieges in der 
Ukraine stetig, konnte im August aber nicht weiter zulegen 
und bleibt eher pessimistisch (Abbildung 4).

Harte Konjunkturdaten wie die Industrieproduktion und 
Einzelhandelsumsätze stabilisierten sich im zweiten Quar­
tal und dürften leicht zulegen. Wichtige Frühindikatoren 
wie der Einkaufsmanagerindex und der Economic Senti­
ment Indikator der Europäischen Kommission deuten wei­
terhin auf eine konjunkturelle Schwäche hin. Dem steht ein 
äußert robuster Arbeitsmarkt mit einer historisch niedrigen 
Arbeitslosenquote gegenüber.

Nach einem wohl gedämpften dritten Quartal wird die Kon­
junktur im Euroraum im weiteren Prognosezeitraum vor­
aussichtlich Fahrt aufnehmen. Die restriktive Geldpolitik, 
die noch immer hohe Kerninflation und die daraus resul­
tierenden schwachen Reallöhne werden die wirtschaftliche 
Erholung etwas verlangsamen. Die Stagnation im Winter­
halbjahr ließ die Produktionslücke deutlich negativ werden – 
die Unterauslastung der Produktionskapazitäten wird daher 
die Inflation senken.1 Ende 2024 dürften die Wachstumsra­
ten wieder leicht über den langfristigen Trend steigen und 
damit die Produktionslücke allmählich schließen. Im Jahr 
2025 dürfte der Euroraum somit – bei einer Inflationsrate 
von nahe zwei Prozent und neutral ausgerichteter Geldpoli­
tik – dem langfristigen Trend entsprechend wachsen.

Der private Konsum dürfte sich in der zweiten Jahreshälfte 
2023 langsam erholen und ab 2024 maßgeblich zum wirt­
schaftlichen Aufschwung beitragen. Vor allem ein spürba­
rer Rückgang der Verbraucherpreisinflation und eine wei­
terhin robuste Lage auf den Arbeitsmärkten im Euroraum 
dürften die Reallöhne gegen Jahresende steigen lassen und 
damit die Kaufkraft der privaten Haushalte stützen. Trotz des 
deutlichen binnenwirtschaftlichen Abschwungs im Winter­
halbjahr 2023 blieb die Beschäftigung auf einem sehr hohen 
Niveau. Die Arbeitslosenquote des Euroraums ist weiterhin 
auf einem Tiefstand von 6,4 Prozent im Juli und damit sta­
bil im Vergleich zum Vormonat. Mehr als ein Viertel der 
Unternehmen im Euroraum berichtet im Juli 2023, dass 
ihre Geschäftsaktivität aufgrund des Arbeitskräftemangels 

1 Vgl. AMECO Economy and Finance Annual Macroeconomic Database (2023): Potential Gross 

Domestic Product at Constant Prices. European Commission, Directorate-General for Economic 

and Financial Affairs (online verfügbar, abgerufen am 30. August 2023. Dies gilt für alle Onlinequel-

len in diesem Bericht).

Euroraum: Konjunktur kommt nur langsam  
in Fahrt

Die Wirtschaft im Euroraum hat sich im ersten Halbjahr 
2023 besser entwickelt als zuletzt in der Sommerprognose 
erwartet. So wuchs das Bruttoinlandsprodukt im zweiten 
Quartal gegenüber dem Vorquartal um 0,3 Prozent, nach­
dem die Wirtschaft im Winterhalbjahr letztlich nur knapp 
einer Rezession entkam. Das Wachstum im ersten Quar­
tal 2023 wurde um 0,1 Prozentpunkte auf 0,0 Prozent nach 
oben revidiert, sodass der Euroraum nach einem negati­
ven Schlussquartal 2022 nicht in eine technische Rezession 
rutschte, was zwei negative Quartale in Folge voraussetzt.

Allerdings überdeckt die wirtschaftliche Erholung im zwei­
ten Quartal 2023 erhebliche Disparitäten zwischen den Mit­
gliedsländern. Der Beitrag Italiens und der Niederlande zum 
Wachstum des Euroraums war negativ, vor allem wegen des 
Rückgangs des privaten Verbrauchs, während die Wirtschaft 

Abbildung 4

Euroraum auf einen Blick: Prognose und Frühindikatoren

 

























   















  

   










 

 

Anmerkung: Letzte Beobachtungen: Juni 2023 (Industrieproduktion und Einzelhandelsumsätze); August 2023 
 (Einkaufsmanagerindex und Konsumentenzuversicht).

Quellen: Markit; Eurostat; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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somit ihren Hauptrefinanzierungssatz im vierten Quartal 
2023 erneut um 25 Basispunkte auf 4,50 Prozent anheben 
wird (Kasten 1). Der Kurs der EZB zur Eindämmung der 
Inflation zeigt Wirkung, wie langsam sinkende umfrage­
basierte Inflationserwartungen nahelegen.2 Der erwartete 
Realzins, also der Nominalzins abzüglich der Inflations­
erwartungen, erreicht damit ein höheres und schrittweise 
res triktiveres Niveau, das die Kerninflation langsam ein­
dämmen dürfte. Ein wesentliches Risiko besteht zu diesem 
Zeitpunkt darin, dass der robuste Arbeitsmarkt zu höheren 
Lohnsteigerungen als erwartet führt. Dann könnten die ein­
gepreisten langfristigen Realzinsen sich als nicht restriktiv 
genug erweisen und die EZB zu weiteren Zinserhöhungen 
zwingen, was wiederum die wirtschaftliche Erholung zusätz­
lich bremsen würde.

In den kommenden Quartalen sind keine neuen positi­
ven Impulse von der Fiskalpolitik im Euroraum zu erwar­
ten. Nachdem die Finanzpolitik der Euroländer im Winter­
halbjahr die binnenwirtschaftliche Aktivität unterstützt hat, 
dürfte sie ab Mitte 2023 leicht und in den Jahren 2024 und 
2025 stärker restriktiv werden. Die Maßnahmen, die den 
Auswirkungen der steigenden Energiepreise entgegenwir­
ken sollen, dürften somit vor allem in Frankreich und Ita­
lien schrittweise auf die einkommensschwächsten Haus­
halte umgeschichtet oder sogar abgeschafft werden. Das 
 NextGenerationEU­Programm wird vor allem in Spanien 
und Italien die Investitionen weiter stützen.3

Alles in allem wird die Konjunktur im Euroraum im weite­
ren Prognosezeitraum nach einem gedämpften dritten Quar­
tal 2023 voraussichtlich graduell wieder in Fahrt kommen. 
Die Wirtschaft wird im laufenden Jahr aber eher schwach 
um 0,7 Prozent wachsen (Abbildung 4). Im kommenden Jahr 
dürfte das Bruttoinlandsprodukt um 1,3 Prozent und 2025 
um 1,4 Prozent zulegen. Im Vergleich zur Sommerprognose 
hat sich das Konjunkturbild im Euroraum leicht verbessert: 
Die Aussicht für das Wirtschaftswachstum wurde für das 
laufende Jahr um 0,2 Prozentpunkte nach oben revidiert.

2 Siehe auch die Diskussion über marktbasierte versus umfragebasierte  Inflationserwartungen: 

Europäische Zentralbank (2023): Update on economic, financial and monetary developments 

(online verfügbar).

3 Vgl. für weitere Details über das Programm Timm Bönke et al. (2023): DIW-Konjunkturpro-

gnose: Deutsche Wirtschaft kämpft sich aus der Winterrezession. DIW Wochenbericht Nr. 24 

(online verfügbar).

eingeschränkt ist. Die angespannte Arbeitsmarktlage sollte 
daher in den nächsten Quartalen die bestehenden Arbeits­
plätze absichern und die Position der Beschäftigten in Lohn­
verhandlungen stärken. Die Arbeitslosenquoten dürften in 
den meisten Mitgliedstaaten 2024 nur geringfügig anstei­
gen, bevor sie 2025 wieder fallen.

Die bereits deutlich gesunkenen Energiepreise und die 
allmählich nachlassende Nahrungsmittelteuerung lassen 
die Gesamtinflation zurückgehen. Jedoch bleibt die Kern­
inflationsrate – Verbraucherpreisinflation ohne Energie 
und Lebensmittel – erhöht. Aufgrund der noch steigenden 
Dienstleistungspreise und des ausgelasteten Arbeitsmarktes 
in den meisten Euroländern wird sie nur langsam zurück­
gehen. Die Gesamtinflation dürfte im Jahr 2023 bei 5,6 Pro­
zent liegen. In den Jahren 2024 und 2025 wird sie wohl auf 
2,8 Prozent und 2,1 Prozent sinken. Angesichts des spürba­
ren Rückgangs der Inflation, der kommenden Lohnverhand­
lungen und der geplanten Erhöhungen der Mindestlöhne 
(insbesondere in Deutschland und Frankreich) dürften die 
Reallöhne im Schlussquartal 2023 leicht und ab Anfang 2024 
stärker steigen und somit den privaten Konsum begünsti­
gen. Innerhalb des Prognosehorizonts werden die Reallöhne 
jedoch nicht an den Trend von vor der Pandemie heran­
reichen und die Reallohnverluste der vergangenen Jahre 
nicht ausgleichen können.

Die Investitionstätigkeit dürfte in den kommenden Quar­
talen die Binnennachfrage nur wenig stützen. Während die 
Bruttoanlageinvestitionen die Konjunktur in Spanien, den 
Niederlanden und Italien in der ersten Jahreshälfte 2023 
noch deutlich begünstigten, was vor allem auf die Umset­
zung der nationalen Wiederaufbau­ und Resilienzpro­
gramme zurückzuführen ist, sind die Investitionen in Frank­
reich bereits leicht zurückgegangen. Die Volkswirtschaften 
des Euroraums belasten die verschlechterten Finanzierungs­
bedingungen. Die Investitionen dürften im Laufe des Jah­
res 2024, unterstützt durch EU­Mittel, und 2025, sobald sich 
die geldpolitischen Bedingungen lockern, wieder an Dyna­
mik gewinnen.

Vom Außenhandel sind vorerst keine positiven Impulse für 
den Euroraum zu erwarten. Mit Ausnahme von Frankreich 
trug der Außenhandel im zweiten Quartal 2023 negativ zum 
Wirtschaftswachstum des Euroraums bei: In Spanien gin­
gen die Exporte stärker zurück als die Importe, während in 
den Niederlanden die Importe stiegen beziehungsweise die 
Exporte sanken. Die Nachfrage aus den USA und dem asiati­
schen Raum (ohne China) dürfte sich solide entwickeln, wäh­
rend die generell schwache Entwicklung in China die Aus­
landsnachfrage belasten wird. Im Jahr 2024 dürften jedoch 
die Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen nach Nord­
amerika und dem asiatischen Raum Fahrt aufnehmen.

Die Geldpolitik dürfte die Konjunktur in der Währungsunion 
weiter belasten, bis die Europäische Zentralbank die Zins­
zügel ab der zweiten Jahreshälfte 2024 lockern wird. Dieser 
Prognose liegt die Annahme zugrunde, dass die EZB ihren 
Kurs der Inflationsbekämpfung entschlossen fortsetzen und 

https://www.ecb.europa.eu/pub/economic-bulletin/html/eb202305.en.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.875334.de/publikationen/wochenberichte/2023_24_2/diw-konjunkturprognose__deutsche_wirtschaft_kaempft_sich_aus_der_winterrezession.html
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die Lage in der tschechischen Automobilindustrie, die unter 
Zulieferengpässen gelitten hatte, inzwischen die Produkti­
onszahlen aber wieder steigern konnte. Vielmehr belastet 
eine geringe Nachfrage die Geschäftstätigkeit der Unter­
nehmen. Dies äußert sich in geringeren Auftragseingän­
gen, auch aus dem Ausland. Dabei dürfte die konjunktu­
relle Schwäche Deutschlands als wichtiger Handelspartner 
eine Rolle spielen. In dieser Situation arbeiten die Unter­
nehmen Auftragsbestände ab. Es kommt zur Entlassung von 
Arbeitskräften. Allerdings sind auch die mittel­ und osteu­
ropäischen Länder mit einem Fachkräftemangel konfron­
tiert, so dass Unternehmen wohl versuchen, qualifizierte 
Beschäftigte zu halten. Die Lage am Arbeitsmarkt bleibt in 
der Region insgesamt weiterhin gut. Die Arbeitslosenrate 
ist mit einem Niveau von 3,5 Prozent gering.

Die noch hohe Teuerungsrate drückte im ersten Halbjahr 
offenbar auf den privaten Konsum. Dennoch haben die nati­
onalen Zentralbanken die Zinsen nicht weiter erhöht. Sie 
gehen davon aus, dass die Preissteigerung im zweiten Halb­
jahr 2023 stärker abflacht. Die Teuerung ohne Energie und 
Lebensmittel ist bereits seit Mai in den meisten Ländern 
deutlich rückläufig. Im weiteren Verlauf ist daher mit sin­
kenden Inflationsraten zu rechnen. Gegen Ende des Prog­
nosezeitraums dürfte die Teuerung in den meisten Ländern 
wieder im Zielkorridor der jeweiligen Zentralbanken liegen. 
Schwierig bleibt die Lage in Ungarn, das derzeit europaweit 
die höchste Teuerungsrate aufweist.

Mit rückläufiger Teuerung werden die Verbraucher*innen 
wohl ihren Konsum ausweiten. Bei den für mittel­ und ost­
europäische Länder wichtigen EU­Fonds laufen die Zuflüsse 
aus der bisherigen Förderperiode 2014 bis 2020 mit Nach­
lauffristen aus, während Mittelzuflüsse aus der neuen För­
derperiode erst anlaufen. Hieraus resultiert eine vorüberge­
hende Delle bei den Mittelzuflüssen und in der Folge wohl 
auch bei der Umsetzung von Projekten. Hinzu kommt, dass 
trotz des Scheiterns Polens vor dem EuGH der Streit um 
die polnische Justizreform nicht ausgestanden ist und die 
EU­Kommission weiterhin Mittel für Polen aus dem Coro­
na­Wiederaufbaufonds zurückhält. Neben Polen, dem Land 
mit den EU­weit höchsten EU­Mittelzuweisungen, bleiben 
zunächst auch für Ungarn Gelder aus Brüssel blockiert. 
Damit ist ein Wachstumsimpuls durch EU­Fonds verzö­
gert zu erwarten.

Die mittel­ und osteuropäischen Länder sind von Rückgän­
gen im Handel mit Russland betroffen. Zudem wird sich 
die Entwicklung in China auf die Region auswirken. Als 
Handels partner westeuropäischer Länder wird sie wohl noch 
attraktiver, wenn es darum geht, Lieferketten zu sichern, 
auch um die Abhängigkeit von China zu verringern.

Insgesamt wird sich die Wirtschaftsleistung im laufen­
den Jahr in den mittel­ und osteuropäischen Ländern noch 
schwach entwickeln und im weiteren Verlauf erholen (Abbil­
dung 5). So dürfte das Wirtschaftswachstum der Region in 
den kommenden beiden Jahren bei 3,3 beziehungsweise 
3,5 Prozent liegen.

Mittel- und osteuropäische Länder: Sinkende 
Teuerung belebt privaten Konsum

Das Bruttoinlandsprodukt in den mittel­ und osteuropäi­
schen Ländern der Europäischen Union hat sich im ers­
ten Halbjahr 2023 schwach entwickelt. Nach einem starken 
Auftaktquartal – getrieben von einer hohen Wachstumsrate 
in Polen – kam es im zweiten Quartal zu einer Gegenbe­
wegung. Dabei sank die Wirtschaftsleistung in Polen mit 
3,7 Prozent deutlich und nahm nur in Rumänien mit 0,9 Pro­
zent merklich zu.

Für Polen und Tschechien zeigt der Einkaufsmanagerin­
dex eine derzeit schwache Entwicklung im Verarbeiten­
den Gewerbe: Der Index bleibt weit unter der Expansions­
schwelle. Die Gründe sind nicht mehr Lieferschwierigkei­
ten. Diese haben sich entspannt und Vorprodukte können 
sogar günstiger bezogen werden. Exemplarisch hierfür ist 

Abbildung 5

Mittel- und Osteuropa auf einen Blick: Prognose und 
Frühindikatoren

 

















   









  

   






  


















Anmerkung: Letzte Beobachtung Juli 2023 (Abbildungsteil oben, Polen); Juni 2023 (Abbildungsteil oben, Ungarn, 
Tschechien, Rumänien); Juli 2023 (Abbildungsteil unten).

Quellen: Nationale statistische Ämter; Europäische Kommission; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.
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Arbeitsmarkt, Gesundheit und Verteidigung vor. Ab 2024 
dürfte die Finanzpolitik restriktiver ausfallen.

Die Wirtschaft des Vereinigten Königreichs wird wohl eine 
Rezession über den Prognosezeitraum hinweg vermeiden 
können. Zudem dürfte das im Februar 2023 beschlossene 
neue Windsor­Abkommen, das vor allem den Handel über 
Nord irland regelt und bis 2025 implementiert wird, die Post­ 
Brexit­Unsicherheit verringern und den britischen Außen­
handel stützen. 

Alles in allem ist im Vereinigten Königreich mit einem 
schwachen Wachstum von 0,5 Prozent im Jahr 2023 und 
einer leichten Erholung von 0,7 Prozent beziehungsweise 
1,1 Prozent in den Jahren 2024 und 2025 zu rechnen (Abbil­
dung 6). Im Vergleich zur Sommerprognose wird das Wachs­
tum im Jahr 2023 um 0,2 Prozentpunkte nach oben revidiert. 
Dies ist hauptsächlich auf ein robusteres Konsumwachstum 
im zweiten Quartal zurückzuführen.

Vereinigtes Königreich: Inflation sinkt, 
Konsum steigt

Das Wirtschaftswachstum des Vereinigten Königreichs ist 
mit 0,1 Prozent im ersten und 0,2 Prozent im zweiten Quar­
tal leicht angezogen. Gestützt wurde das Wachstum vor allem 
von Staatsausgaben, privatem Konsum und einem positi­
ven Lagerbeitrag. Negativ zum Wachstum trug der Außen­
beitrag bei.

Auch im aktuellen Quartal ist wohl nur mit verhaltenem 
Wachstum zu rechnen. Zwar hellte sich die Stimmung 
der Konsument*innen zuletzt auf, wohl auch wegen der 
zurückgehenden Inflation. Jedoch bleibt das Konsumenten­
vertrauen weiterhin getrübt und auch die Wachstumsraten 
des Einzelhandels sind rückläufig. Die Einkaufmanager­
indizes liegen im Dienstleistungs­ und Bausektor zwar über 
der Expansionsschwelle von 50, die Stimmung im Verarbei­
tenden Gewerbe trübt sich aber weiter ein.

Die Wirtschaft des Vereinigten Königreichs dürfte auch in 
der zweiten Jahreshälfte nur schwach wachsen und erst 
zum Ende des Prognosezeitraums wieder mehr Fahrt auf­
nehmen. Die restriktive Geldpolitik wird sich wohl weiter 
negativ auf die Haushalts­ und Unternehmensinvestitionen 
auswirken, während die öffentlichen Investitionen mit den 
im Frühjahr beschlossenen Ausgaben wohl steigen werden. 
Höhere Lohnabschlüsse und fallende Inflationsraten deu­
ten auf ein Reallohnwachstum in den kommenden Quarta­
len hin, was den Konsum stützen dürfte.

Die Arbeitsmarktlage bleibt weiterhin angespannt. Die Regie­
rung hatte zuletzt einige Maßnahmen in Kraft gesetzt, um 
Nichterwerbstätige wieder in den Arbeitsmarkt zu integrie­
ren. Dies scheint nun erste Wirkungen zu zeigen. Die Nicht­
erwerbstätigenquote war zuletzt rückläufig, jedoch ist der 
Anteil der Langzeiterkrankten weiterhin hoch. Auch erhöhte 
sich in den vergangenen Quartalen die Arbeitslosenrate leicht.

Die Inflation dürfte ihren Gipfelpunkt dank rückläufiger 
Energiepreise überschritten haben. Lag sie im Mai noch 
bei 8,7 Prozent, ist sie bis Juli auf 6,8 Prozent gesunken. 
Jedoch steigen die Preise im Dienstleistungsbereich, und 
die Nahrungsmittelteuerung geht nur langsam zurück. Die 
Gesamt inflationsrate und somit die Kostenbelastung der pri­
vaten Haushalte dürften sich nur allmählich verringern. Zur 
Bekämpfung der Inflation hob die Zentralbank ihren Leitzins 
im August erneut um 25 Basispunkte auf 5,25 Prozent an. 
Somit liegt er 100 Basispunkte über dem der EZB. Obgleich 
die restriktive Geldpolitik langsam Wirkung zeigt, bleibt die 
Inflationsrate immer noch deutlich höher als in anderen fort­
geschrittenen Volkswirtschaften. Mit einer Lockerung der 
Geldpolitik ist damit erst Ende 2024 zu rechnen.

Die Finanzpolitik dürfte die britische Wirtschaft weiterhin 
stützen. Der im März beschlossene Haushaltsplan verlän­
gert die Maßnahmen zur Abfederung der hohen Energie­
kosten bis März 2024 und sieht zudem eine neue Investiti­
onszulage und umfangreiche Ausgaben in den Bereichen 

Abbildung 6

UK auf einen Blick: Prognose und Frühindikatoren

 

























   















  

   










 

  

Anmerkung: Letzte Beobachtungen Juli 2023 (Industrieproduktion); Juni 2023 (Einzelhandelsumsätze); August 2023 
(Einkaufsmanagerindex und Konsumentenzuversicht).

Quellen: Markit; GfK UK; U.K. Office for National Statistics; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.
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Die US­Wirtschaft dürfte auch im dritten Quartal ihren 
Wachstumskurs fortsetzen. Der private Konsum wird wohl 
weiter zulegen; darauf deuten etwa die Einzelhandelsum­
sätze hin, die zum Sommerbeginn gestiegen sind. Auch 
die Stimmungslage der Konsument*innen hat sich zuletzt 
etwas verbessert. Bei den Unternehmen ist diese im Dienst­
leistungssektor besser als in der Industrie, wo sich die Ein­
schätzungen der Geschäftslage verschlechtert haben. Der 
Einkaufsmanagerindex für die Industrie verharrte im Juli 
deutlich unter der Expansionsschwelle von 50.

Auch im weiteren Prognosezeitraum wird die US­Wirtschaft 
wohl moderat wachsen. Im vierten Quartal 2023 dürfte sich 
die Konjunktur zunächst abkühlen: Der private Konsum 
wird wohl noch weiter an Schwung verlieren und sich erst 
in der zweiten Jahreshälfte 2024 wieder beleben. Die Lage 
am Arbeitsmarkt ist gegenwärtig zwar gut, trübt sich aber 
ein. Die Zahl neugeschaffener Stellen ist im Trend rückläu­
fig; im Juli wurden aber immerhin noch 187 000 neue Jobs 
geschaffen. Die Unternehmensinvestitionen werden wohl 
auch angesichts der staatlichen Förderprogramme weiter­
hin zulegen, aber weniger dynamisch als zuletzt. Gegen 
Ende 2024 dürften dann allmählich sinkende Realzinsen 
die Finanzierungsbedingungen verbessern und die Inves­
titionsbereitschaft der Unternehmen anregen.

Die US­Regierung hat eine Reihe von längerfristig angeleg­
ten Förderprogrammen auf den Weg gebracht. Hierzu zäh­
len der Inflation Reduction Act für den Ausbau der erneu­
erbaren Energie und der Chips & Science Act für den Aus­
bau der Halbleiterproduktion. Darüber hinaus sind von der 
Finanzpolitik im Prognosezeitraum keine weiteren Impulse 
zu erwarten. Zudem hat die Einigung im Streit um öffent­
liche Ausgaben den fiskalischen Spielraum über den Prog­
nosehorizont deutlich verringert.

Die Geldpolitik ist seit dem Frühjahr 2022 rasch restrikti­
ver geworden, was insbesondere auch die Inflationserwar­
tungen eingedämmt hat. Die Inflation hat sich auch dank 
einer Beruhigung bei den Energie­ und Lebensmittelpreisen 
schrittweise reduziert. Die US­Notenbank wird wohl vor die­
sem Hintergrund die Zinsen bis zum Ende des Jahres auf 
dem gegenwärtigen Niveau belassen. Die Märkte erwarten 
eine erste leichte Zinssenkung im ersten Halbjahr 2024. Die 
Inflation wird im Jahresdurchschnitt 2023 mit 4,0 Prozent 
noch deutlich erhöht sein, aber in den Jahren 2024 und 2025 
auf unter zwei Prozent sinken.

Alles in allem wird die US­Wirtschaft im laufenden Jahr wohl 
um 2,0 Prozent zulegen (Abbildung 7). Die erwartete schwa­
che konjunkturelle Dynamik zum Jahresende 2023 sorgt für 
einen negativen Überhang, so dass die Wachstumsrate im 
kommenden Jahr mit 1,8 Prozent etwas niedriger ausfal­
len dürfte. Für das Jahr 2025 wird eine Wachstumsrate von 
2,1 Prozent erwartet. Somit haben sich die Aussichten der 
US­Wirtschaft für 2023 und für 2024 im Vergleich zur Som­
merprognose deutlich verbessert. Insbesondere die Auswei­
tung der Unternehmensinvestitionen im Zuge der Fiskalpa­
kete wurde unterschätzt.

USA: Keine Rezession in Sicht, Investitionen 
schieben Wachstum an

Die US­Wirtschaft legte im zweiten Quartal 2023 recht kräftig 
um 0,5 Prozent gegenüber dem Vorquartal zu (annualisiert 
2,1 Prozent). Während der private Konsum etwas an Dyna­
mik einbüßte und moderat um 0,4 Prozent zulegte, stiegen 
die Unternehmensinvestitionen um 1,5 Prozent. Die Inan­
spruchnahme von staatlichen Subventionen für Halblei­
terfabriken (Chips & Science Act) und von Steuervergüns­
tigungen für die erneuerbare Energieproduktion (Inflation 
Reduction Act) dürfte wesentlich zu dieser robusten Dyna­
mik beigetragen haben. Bei den Wohnungsbauinvestitionen 
hat sich die vor etwa einem Jahr begonnene Talfahrt fort­
gesetzt. Der Tiefpunkt dürfte nun aber allmählich erreicht 
sein. Vom Außenhandel kamen im zweiten Quartal 2023 
keine positiven Impulse für die US­Wirtschaft. Im Zuge des 
schwächelnden Welthandels waren sowohl die Exporte als 
auch die Importe rückläufig, wobei die Exporte noch deut­
licher zurückgingen.

Abbildung 7

USA auf einen Blick: Prognose und Frühindikatoren

 




























   













   



  






  

  

Anmerkung: Letzte Beobachtungen August 2023.

Quellen: Markit; The Conference Board; Federal Reserve; U.S. Census Bureau; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.
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Südkorea und Japan könnte dem japanischen Außenhandel 
zudem weiteren Rückenwind verleihen.

Die japanische Wirtschaft ist eine der wenigen fortgeschrit­
tenen Volkswirtschaften, die im Jahr 2023 besser dastehen 
als im Jahr 2022 (Abbildung 8). Das Bruttoinlandsprodukt 
dürfte im laufenden Jahr um sehr solide 1,8 Prozent zule­
gen und damit dank gestiegener Exporte etwas höher liegen 
als im Sommer prognostiziert. Im Jahr 2024 wird sich die 
Wirtschaft dank des Aufwinds aus den anderen fortgeschrit­
tenen Volkswirtschaften weiter erholen; aufgrund des stär­
keren Yens wird die Wachstumsrate von 1,3 Prozent wohl 
etwas schwächer ausfallen. Im Jahr 2025 dürfte die japa­
nische Wirtschaft mit 1,1 Prozent zu ihren längerfristigen 
Wachstumsraten zurückkehren.

Japan: Starkes erstes Halbjahr überrascht

Japan hat die Märkte im zweiten Quartal 2023 mit einer 
sehr positiven Wirtschaftswachstumsrate von 1,5 Prozent 
überrascht. Das war das zweite Wachstumsquartal in Folge. 
Getragen wurde es von einem positiven Außenbeitrag: Die 
Exporte konnten sich – dank eines schwachen Yen – erho­
len (3,2 Prozent), während die Importe (−4,3 Prozent) weiter 
zurückgingen. Die Konsumentenstimmung nimmt weiter­
hin zu, auch wenn der Index immer noch unter der Expan­
sionsschwelle von 50 liegt. Die Investitionsbereitschaft der 
japanischen Unternehmen hingegen bewegt sich nach wie 
vor nur um die 50er­Schwelle.

In der zweiten Jahreshälfte dürfte eine schwächer als erwar­
tet ausfallende Erholung Chinas und eine weiterhin etwas 
schwache Weltwirtschaft die japanischen Warenexporte 
dämpfen, was für etwas Abkühlung sorgt. Der Erholungs­
prozess des privaten Verbrauchs dürfte hingegen von den 
größten Lohnerhöhungen für Beschäftigte seit drei Jahrzehn­
ten gestützt werden. Das sollte die Einkommen der Haus­
halte stärken und die Binnennachfrage ankurbeln. Die amt­
liche Arbeitslosenquote dürfte sich dabei kaum verändern: 
Sie verbleibt im Prognosezeitraum wohl bei 2,6 Prozent.

Nachdem die Kerninflation (Inflation ohne frische Lebens­
mittel) 2022 auf dem höchsten Stand seit vier Jahrzenten 
lag, ist sie im Juli 2023 dank fallender Energiepreise wieder 
rückläufig. Die Teuerungsrate inklusive frischer Lebens­
mittel beläuft sich unverändert gegenüber dem Vormonat 
auf 3,3 Prozent. Somit verbleibt die Inflation weiterhin weit 
über dem Zielwert der Bank of Japan (BoJ) von zwei Pro­
zent. Die Zentralbank beließ auf ihrer Sitzung im August 
zwar die Leitzinsen auf dem niedrigen Stand von −0,1 Pro­
zent, nahm jedoch im Umfeld weltweit steigender Zinsen 
und eines fallenden Yens mit einer Änderung zur Steuerung 
der Renditekurve eine überraschend restriktive Anpassung 
vor: Die Zentralbank ließ die Rendite zehnjähriger Anlei­
hen über die Obergrenze von 0,5 Prozent steigen. Wie sehr 
das den Markt überraschte, ließ sich an der Rendite able­
sen: Nach der Ankündigung stieg sie auf den höchsten Stand 
seit fast neun Jahren.

In diesem Jahr dürfte die Inflation weiterhin hoch bleiben 
(3,1 Prozent), bevor sie 2024 allmählich auf 1,7 Prozent und 
Ende 2025 auf 1,3 Prozent sinkt. Japan­spezifische Fakto­
ren könnten aber ein Absinken der Inflation verhindern: Im 
Frühjahr hatte Japan eine der stärksten Lohnverhandlungs­
runden. Zudem könnten eine weitere Abwertung des Yens, 
Zweitrunden­Effekte der importierten Inflation und die Wie­
dereröffnung der Grenzen nach der Pandemie die Inflation 
hochhalten. Bislang war die Bank of Japan tolerant, wenn 
die Inflation vorübergehend über ihrem Ziel liegt, mittel­
fristig dürfte sich aber der Druck auf die Zentralbank erhö­
hen, der ultralockeren Geldpolitik ein Ende zu setzen. Der 
Yen liegt weiterhin unter seinem Zehn­Jahres­Durchschnitt 
und dürfte zum Jahresende mit dem erwarteten Ende der 
US­Zinserhöhungen auch noch etwas aufwerten. Der Mitte 
August unterzeichnete trilaterale Pakt zwischen den USA, 

Abbildung 8

Japan auf einen Blick: Prognose und Frühindikatoren

 




























   













   



  

  

  

  

Anmerkung: Letzte Beobachtungen Juni 2023; August 2023 (Einkaufsmanagerindex).

Quellen: Markit; The Conference Board; Japanese Ministry of Economy, Trade and Industry; DIW-Konjunkturprognose 
Herbst 2023.
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Bruttoinlandsprodukt wird im verbleibenden Halbjahr 2023 
wohl im Schnitt um noch 0,6 Prozent pro Quartal zunehmen 
und damit weit unter den Erwartungen liegen.

Chinas Verbraucherpreise hatten im Juli zum ersten Mal 
deflationäre Tendenzen und sanken im Jahresvergleich um 
0,3 Prozent, nachdem sie im Vormonat unverändert geblie­
ben waren. Dies ist ein weiteres Zeichen dafür, dass nach 
Aufhebung der Null­Covid­Politik die erwartete Erholung 
der Binnennachfrage ausbleibt. Die chinesische Zentralbank 
hat Mitte August den Zinssatz von 2,65 Prozent auf 2,5 Pro­
zent gesenkt, nachdem sie im Juni bereits einen Zinsschritt 
im gleichen Umfang vorgenommen hatte. In diesem Jahr 
dürfte die Inflationsrate 1,7 Prozent betragen. In den Jahren 
2024 und 2025 dürfte sie sich mit jeweils 2,3 Prozent wie­
der normalisieren.

Angesichts der schwächelnden Wirtschaft steigt der Druck 
auf die Zentralregierung, einzuschreiten und ein umfang­
reiches fiskalpolitisches Paket zu verabschieden. Zielgerich­
tete Maßnahmen umfassen bisher mehr Mittel für lokale 
und teils hochverschuldete Kommunen und eine einjährige 
Verlängerung eines früheren Plans zur Unterstützung von 
Bauunternehmen. Die Immobilienkrise schlägt sich auf die 
Binnennachfrage nieder: Ärmere Hausbesitzer*innen zah­
len Schulden ab, trotz niedriger Zinssätze, während Kauf­
interessent*innen fehlen. Gleichzeitig macht der Bausek­
tor rund ein Viertel der chinesischen Wirtschaftsleistung 
aus. Doch die Probleme zeigen sich deutlich: Mitte August 
hatte einer der größten Immobilienkonzerne, Evergrande, in 
den USA einen Antrag auf Gläubigerschutz gestellt. Coun­
try Garden, ein weiterer wichtiger chinesischer Immobili­
enentwickler, geriet ebenfalls in Zahlungsschwierigkeiten. 
Der chinesische Renminbi verlor seit Anfang 2023 fünf Pro­
zent gegenüber dem US­Dollar, sollte aber bis Ende des Jah­
res – mit einem Ende der Zinserhöhungen der großen Zen­
tralbanken – wieder an Wert gewinnen.

In diesem Jahr dürfte Chinas Wirtschaft um 5,2 Prozent 
wachsen und damit annähernd den Zielvorgaben der Regie­
rung entsprechen (Abbildung 9). Die schwache Außenhan­
delsnachfrage wird weiterhin auf dem Wachstum lasten, 
auch wenn sie ab Anfang 2024 vom Wirtschaftsaufschwung 
der fortgeschrittenen Volkswirtschaften profitieren dürfte. 
Die Wachstumsaussichten für 2024 und 2025 betragen 
jeweils nur 4,8 Prozent. Verglichen mit der Sommerprog­
nose haben sich die Aussichten für 2024 aufgrund der schwa­
chen Binnennachfrage eingetrübt.

Der größte Risikofaktor ist derzeit der Immobilienmarkt und 
generell das Wachstumsmodell Chinas. Der Wirtschaftsauf­
schwung könnte einerseits von kurzer Dauer sein, wenn sich 
der Immobiliensektor weiterhin verschlechtert und die staat­
lichen Maßnahmen nicht ausreichen. Andererseits könnte 
ein umfangreiches Fiskalpaket weitere Wachstums impulse 
setzen. Sollte Präsident Xi Jinping die staatliche Kontrolle 
der Wirtschaft weiter ausweiten, besteht zudem die Gefahr, 
dass sich ausländische Firmen aus China zurückziehen.

China: Wirtschaftsaufschwung kommt ins 
Wanken

Chinas Wirtschaft ist im zweiten Quartal 2023 im Vergleich 
zum Vorquartal nur um 1,1 Prozent gewachsen. Verglichen 
mit dem noch guten Jahresstart mit 2,4 Prozent im ersten 
Quartal verlangsamt sich damit das Wachstum der Wirt­
schaftsleistung deutlich. Grund dafür ist zum einen die 
schwelende Immobilienkrise, die die Kaufkraft der privaten 
Haushalte schwächt und somit die Binnennachfrage belas­
tet. Zum anderen wirkt sich die schleppende Erholung der 
fortgeschrittenen Volkswirtschaften negativ auf den Außen­
handel aus. Gleichzeitig sind auch die Aussichten trüb: Der 
Einkaufsmanagerindex für das Verarbeitende Gewerbe ist 
im Juli wieder unter die Expansionsschwelle von 50 gesun­
ken, und die Konsumentenzuversicht ist weiterhin gedämpft 
(Stand April 2023). Auch die Jugendarbeitslosigkeit stieg 
im Juni 2023 auf einen neuen Rekordwert von 21,3 Pro­
zent, im Vergleich zu knapp 17 Prozent Anfang 2023. Das 

Abbildung 9

China auf einen Blick: Prognose und Frühindikatoren

 




























   















  

   

  


 

  

Anmerkung: Letzte Beobachtungen Juli 2023; April 2023 (Konsumentenzuversicht).

Quellen: Markit; The Conference Board; China National Bureau of Statistics; China Association of Automobile 
 Manufacturers; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.
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Die erhoffte wirtschaftliche Erholung in Deutschland nach 
der Rezession im Winter ist ausgeblieben. Im zweiten Quar­
tal stagnierte das Bruttoinlandsprodukt (Abbildung 10).4 Zwar 
zeigen revidierte Daten, dass der Wachstumsrückgang im 
Winterhalbjahr deutlich milder ausgefallen ist als zunächst 
berichtet.5 Dennoch enttäuscht die Seitwärtsbewegung der 
deutschen Wirtschaft, insbesondere weil andere fortgeschrit­
tene Volkswirtschaften schneller wieder Fuß gefasst haben.

Der private Konsum entwickelte sich ähnlich verhalten wie 
zu Jahresbeginn, wohl weil die weiterhin starken Preisstei­
gerungen nur teilweise durch die Zuwächse der Nominal­
einkommen kompensiert wurden. Zwar deuteten wichtige 
Tarifabschlüsse, beispielsweise im öffentlichen Dienst des 
Bundes und der Kommunen sowie in Teilen des Verarbei­
tenden Gewerbes, und eine robuste Entwicklung des Arbeits­
markts auf größere Nominallohnsteigerungen im zweiten 
Quartal hin. 

Allerdings stiegen die Arbeitseinkommen zuletzt schwä­
cher als erwartet. Erst ein Teil der Zuwächse, insbesondere 
Sonderzahlungen, kam zum Ende des zweiten Quartals im 
Portemonnaie der Beschäftigten an. So legten die Bruttover­
dienste je Arbeitnehmer*in im ersten Quartal dieses Jahres 
um 2,6 Prozent und im zweiten lediglich um 0,3 Prozent 
im Vergleich zum Vorquartal zu, obwohl die Arbeitsstun­
den anstiegen. Von den Zuwächsen der Arbeitseinkommen 
dürften die mittleren bis oberen Einkommensgruppen etwas 
mehr profitiert haben. Der DIW­Nowcast zur Arbeitseinkom­
mensverteilung zeigt eine leichte Erhöhung der Ungleich­
heit im laufenden Jahr (Kasten 2). Insgesamt sank das ver­
fügbare Einkommen der Haushalte leicht. Zudem nahmen 
Haushalte vor allem aus den mittleren bis oberen Einkom­
mensgruppen wohl eine abwartende Haltung ein: Zuletzt 
erhöhte sich die Sparquote um 1,2 Prozentpunkte, wäh­
rend der Konsum von langlebigen Gebrauchsgütern wei­
ter zurückging.

Die Kauflaune der Haushalte dürfte auch durch die anhal­
tend hohe Verbraucherpreisinflation gedämpft worden sein. 
Diese blieb mit 6,1 Prozent im August nahezu unverändert 
auf dem Niveau vom Mai. Zwar sind die Steigerungsraten 
der Energie­ und mittlerweile auch der Lebensmittelpreise 
deutlich zurückgegangen, allerdings bleibt die Teuerungsrate 
insbesondere im Dienstleistungsbereich wohl auch wegen 
der kräftigen Nominallohnsteigerungen zum Jahresbeginn 
weiterhin hoch.

4 In dieser Prognose werden preisbereinigte Kennzahlen berichtet, außer bei der Beschreibung 

von Preis- und Lohnentwicklungen, den öffentlichen Finanzen und dem öffentlichen Defizit.

5 Das vierte Quartal 2022 wurde um 0,1 Prozentpunkte nach oben revidiert, das erste Quartal 

2023 sogar um 0,2 Prozentpunkte.

Neben dem schwachen privaten Verbrauch bremste zuletzt 
auch der Außenhandel die Konjunktur. Da die Exporte bei 
stagnierenden Importen im zweiten Quartal dieses Jahres 
deutlich zurückgingen, war der Außenbeitrag kräftig im 
Minus. Zwar legten die Investitionen aus privater und öffent­
licher Hand mit 0,4 Prozent leicht zu (Abbildung 11). Dass 
die inländische Verwendung insgesamt positiv war, ist aller­
dings in erster Linie auf stark ausgeweitete Lagerbestände 
zurückführen. Diese trugen im zweiten Quartal 0,4 Prozent­
punkte zum Bruttoinlandsprodukt bei.

Auch die Produktion fiel im zweiten Quartal mau aus. Das 
Verarbeitende Gewerbe verzeichnete nur leichte Zuwächse 
um 0,1 Prozent und profitierte dabei von den nach wie vor 
hohen Auftragsbeständen, die infolge der Normalisierung 
der internationalen Lieferketten weiter abgearbeitet wur­
den. Die Bauproduktion wurde ebenfalls leicht ausgewei­
tet und legte um 0,2 Prozent zu. Hingegen ging die Wert­
schöpfung im Dienstleistungssektor deutlich zurück. Ins­
besondere konsumnahe Dienstleistungen verbuchten, wohl 
auch wegen des schwachen privaten Konsums, ein Minus. 
So sank beispielsweise die Produktion im Bereich Handel, 
Verkehr und Gastgewerbe um 1,4 Prozent.

Privater Konsum gibt Startschuss für Erholung 
der deutschen Wirtschaft

Abbildung 10

Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts in Deutschland
In Milliarden Euro (linke Achse) bzw. in Prozent zum Vorquartal 
(rechte Achse)

 














  
















Anmerkung: Prognose ab dem dritten Quartal 2023, preis-, saison- und kalenderbereinigt.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Die deutsche Wirtschaft stagniert im Sommerhalbjahr, mehr Schwung wird es erst ab 
dem Jahreswechsel geben.
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Abbildung 11

Bruttoinlandsprodukt und wichtige Komponenten
Saison-, kalender- und preisbereinigter Verlauf

 





































    




















    





















    




















    





















    




















    
























































Anmerkung: Prognose ab dem dritten Quartal 2023, preis-, saison- und kalenderbereinigt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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Derzeit trübt sich die Stimmung weiter ein: Schon seit Som­
merbeginn blicken Unternehmen zunehmend pessimistisch 
in die Zukunft. So liegt der Einkaufsmanagerindex mittler­
weile deutlich unter der Expansionsschwelle von 50 Index­
punkten. Während der Index für das Verarbeitende Gewerbe 
schon länger unter dieser Schwelle liegt, hat zuletzt auch der 
für die deutsche Wirtschaft ungleich wichtigere Bereich der 
Dienstleistungen stark nachgegeben und rutschte ebenfalls 
darunter. Auch der ifo Geschäftsklimaindex war im August 
den vierten Monat in Folge rückläufig. Hier ergibt sich ein 
ähnliches Bild: Die Aussichten verdüstern sich nicht nur im 
Verarbeitenden Gewerbe, sondern zuletzt auch im Dienst­
leistungssektor. Die maue Neuauftragslage dürfte besonders 
die Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe pessimis­
tisch stimmen. Die schlechten Aussichten in der Industrie 
ziehen zudem die Stimmung einiger wichtiger Dienstleis­
tungsbereiche wie Transport und Logistik deutlich herunter. 
Aber auch die Laune in konsumnahen Dienstleistungsunter­
nehmen wie etwa Hotels und Restaurants war zuletzt etwas 
getrübt. Passend dazu stagnierte die Zuversicht der Kon­
sument*innen laut GFK­Konsumklima im August (Abbil­
dung 12).

Das laufende dritte Quartal dürfte somit schwach ausfal­
len. Wie die trübe Stimmung und die bislang veröffentlich­
ten Vorlaufindikatoren andeuten, wird das Verarbeitende 
Gewerbe wohl stagnieren. Zwar konnten die Neuaufträge im 
Juni um rund 14 Prozent zulegen, bereinigt um die volatilen 

Großaufträge sind sie allerdings leicht zurückgegangen.6 
Zudem bleibt die Auslandsnachfrage weiter schwach. Die 
schleppende Erholung wichtiger Handelspartner im Euro­
raum wie Frankreich und die Flaute der chinesischen Wirt­
schaft wird wohl vor allem die Exporte deutscher Ausrüs­
tungsgüter dämpfen. Gegen einen deutlichen Rückgang im 
laufenden Quartal spricht der zuletzt stabile LKW­Maut­Fahr­
leistungsindex. Er misst die Fahrleistung mautpflichtiger 
LKW und lässt so Rückschlüsse auf die Produktionsleis­
tung zu.

Vom Bau werden wohl keine merklichen Impulse ausgehen. 
Zwar ist der Bestand an geplanten und genehmigten Bau­
vorhaben noch so groß, dass dessen Abarbeitung den Sek­
tor im laufenden und kommenden Quartal noch stabilisie­
ren dürfte. Angesichts der weiterhin hohen Zinsen und vor 
allem der stark rückläufigen Bauanträge ist ab kommendem 
Jahr allerdings mit anhaltenden Rückgängen beim Bau zu 
rechnen. Angelehnt an die verhaltende Entwicklung im Pro­
duzierenden Gewerbe, zu dem das Verarbeitende Gewerbe 
und der Bau gehören, werden wohl auch die privaten Inves­
titionen im laufenden Quartal weiter an Dynamik verlie­
ren und nur leicht expandieren. Der Dienstleistungsbereich 

6 Das Plus ist einem Anstieg der Neuaufträge aus dem Ausland zu verdanken. Dies ist wohl auf 

einen Großauftrag von Airbus nach einer Bestellung der Fluggesellschaft Air India zurückzuführen. 

Die Fertigstellung dürfte sich über einen längeren Zeitraum erstrecken und entsprechend gering 

auf die Entwicklung der Produktion des Verarbeitenden Gewerbes insgesamt wirken.

Tabelle 2

Quartalsdaten zur Entwicklung der Verwendungs- und Entstehungskomponenten des realen 
Bruttoinlandsprodukts in Deutschland
In Prozent (jeweils gegenüber dem Vorquartal, saison- und kalenderbereinigt)

 
 

2022 2023 2024 2025

I II III IV I II III IV I II III IV I II III IV

Privater Verbrauch 0,6 0,2 0,7 −1,0 −0,3 0,0 0,2 0,4 0,7 0,6 0,6 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3

Öffentliche Konsumausgaben 1,4 −0,1 −1,1 −0,2 −1,9 0,1 0,5 0,0 0,5 0,2 −0,1 −0,2 0,0 0,0 −0,3 −0,3

Bruttoanlageinvestitionen 2,2 −1,6 1,0 −1,3 1,7 0,4 0,2 0,2 −0,3 −0,1 0,3 0,5 0,6 0,6 0,6 0,6

Bauten 3,3 −3,9 −0,6 −2,0 2,7 0,2 −0,1 0,0 −0,5 −0,3 0,0 0,2 0,4 0,4 0,6 0,6

Ausrüstungen 1,9 1,6 4,2 −1,5 2,1 0,6 0,3 0,1 −0,3 −0,1 0,5 1,0 1,0 0,8 0,8 0,6

Sonstige Investitionen −0,6 0,3 0,1 0,8 −1,6 0,4 0,8 0,8 0,6 0,6 0,6 0,6 0,7 0,7 0,7 0,7

Lagerveränderung1 0,1 0,7 0,3 0,2 −0,8 0,4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Inländische Verwendung 1,2 0,5 0,7 −0,7 −1,0 0,6 0,3 0,2 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3 0,2

Außenbeitrag1 −0,1 −0,6 −0,3 0,2 0,9 −0,5 −0,2 0,0 0,0 0,1 0,0 −0,1 −0,1 −0,1 0,0 0,0

Export −0,1 0,9 1,0 −1,1 0,4 −1,1 −0,2 0,3 0,8 1,0 0,8 0,7 0,7 0,7 0,8 0,8

Import 0,1 2,4 1,8 −1,7 −1,5 0,0 0,2 0,4 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 0,8 0,8

Bruttoinlandsprodukt 1,0 −0,1 0,4 −0,4 −0,1 0,0 0,1 0,2 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3

Bruttowertschöpfung 0,6 0,3 0,6 −0,6 0,2 −0,5 0,1 0,2 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3

Verarbeitendes Gewerbe −1,3 0,5 0,7 0,4 −0,1 0,1 0,0 0,0 0,6 0,6 0,5 0,5 0,4 0,4 0,4 0,3

Baugewerbe 0,7 −2,7 −2,1 −2,4 5,3 0,2 −1,0 −0,8 −0,4 −0,2 0,0 0,2 0,3 0,4 0,4 0,4

Handel, Gastgewerbe, Verkehr −0,3 0,1 1,2 −1,2 −0,5 −1,4 0,1 0,4 0,9 0,9 0,8 0,6 0,5 0,5 0,4 0,4

Unternehmensdienstleister 1,8 −0,7 0,2 0,2 0,2 0,0 0,2 0,4 0,6 0,5 0,5 0,5 0,4 0,4 0,4 0,4

Öffentliche Dienstleistungen, Erziehung, Gesundheit 1,9 0,7 1,4 −0,5 −0,3 −0,8 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

1 Wachstumsbeitrag in Prozentpunkten.

Anmerkung: Prognose ab dem dritten Quartal 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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kommen hingegen vom Außenhandel: Da die Exporte im lau­
fenden Quartal infolge der schwachen internationalen Nach­
frage erneut etwas zurückgehen, während die Importe im 
Einklang mit dem privaten Konsum leicht zulegen dürften, 
ergibt sich ein negativer Außenbeitrag. Insgesamt wird das 
Bruttoinlandsprodukt im dritten Quartal mit 0,1 Prozent 
wohl nur leicht ansteigen (Tabelle 2).

Zum Jahresende dürfte die deutsche Wirtschaft wieder 
Tempo aufnehmen; richtig in Fahrt kommt sie aber wohl erst 
ab nächstem Jahr. Haupttreiber dürfte die Wiederbelebung 
des privaten Verbrauchs sein (Tabelle 3). Zum einen wer­
den Löhne und Gehälter zum Beginn des kommenden Jah­
res aufgrund bereits beschlossener Tariferhöhungen merk­
lich ansteigen. Zum anderen dürften angesichts auslaufen­
der Tarifverträge in vielen beschäftigungsstarken Bereichen 
kräftige Nominallohnsteigerungen zum Ende des Jahres ver­
handelt werden, die dann ab 2024 ihre volle Wirkung entfal­
ten. Zuträglich dürfte auch die weiterhin robuste Entwick­
lung auf dem Arbeitsmarkt sein. Hinzu kommt die graduell 

dürfte insgesamt leicht zulegen, obgleich einige industrie­
nahe Dienstleistungen wie Verkehr und Logistik angesichts 
des schwachen Verarbeitenden Gewerbes etwas zurückgehen 
dürften. Hingegen werden wohl die konsumnahen Dienst­
leistungen wieder ein leichtes Plus verbuchen.

Weitere Nominallohnsteigerungen und Sonderzahlun­
gen werden den privaten Verbrauch im laufenden Quartal 
vermutlich anschieben. Merkliche Zuwächse der Arbeits­
einkommen kündigen sich gegen Quartalsende beispiels­
weise durch die wohl bald endenden Tarifverhandlungen 
im Handel und die jüngste Einigung bei der Deutschen 
Bahn an. Zudem dürften die Inflationsraten nun allmäh­
lich niedriger ausfallen. Darauf deuten auslaufende Basis­
effekte und die zuletzt weiter stark gesunkenen Produzen­
ten­ und Großhandelspreise hin. Dies dürfte die Kaufkraft 
der Haushalte stärken.

Insgesamt werden der Verbrauch und die Investitionen die 
konjunkturelle Erholung wohl stützen. Negative Impulse 

Kasten 2

Nowcast der Arbeitseinkommensungleichheit

Das DIW Berlin hat ein Modell entwickelt, mit dem die Arbeitsein-

kommensungleichheit bis an den aktuellen Rand prognostiziert 

werden kann (sogenan nter Nowcast).1 Dabei werden jährlich 

vorliegende mikroökonomische Daten aus dem Sozio-ökono-

1 Vgl. Timm Bönke, Geraldine Dany-Knedlik und Laura Pagenhardt (2023): Neues DIW-Modell 

kann Einkommensverteilung am aktuellen Rand vorhersagen – Ungleichheit dürfte in diesem Jahr 

leicht zunehmen. DIW Wochenbericht Nr. 24, 326–332 (online verfügbar).

mischen Panel (SOEP) mit einer Vielzahl höherfrequenter ge-

samtwirtschaftlicher Kennzahlen und Arbeitsmarkt-Indikatoren 

in einem makroökonometrischen Modell kombiniert, um so die 

durchschnittlichen Arbeitsseinkommen verschiedener Einkom-

mensgruppen fortzuschreiben. Auf Basis der Modellergebnisse 

kann unter bestimmten Verteilungsannahmen eine Arbeitseinkom-

mensverteilung für die Gesamtbevölkerung erstellt werden.

Das Modell erlaubt es auch, die aktuelle Konjunkturprognose in 

den Nowcast einzubeziehen. Somit kann eine Aussage über den 

wahrscheinlichen Verlauf der Arbeitseinkommensungleichheit in 

Abhängigkeit der vom DIW Berlin angenommenen Entwicklung 

der Wirtschaftsleistung getroffen werden. Die SOEP-Daten liegen 

aktuell bis zum Jahr 2021 vor (Welle v38). Somit wird das Modell 

genutzt, um die Entwicklung der Ungleichheit für die Jahre 2022 

und 2023 zu schätzen. Dabei beruht die Schätzung für 2022 

ausschließlich auf abgerechneten makroökonomischen Daten, 

während der Nowcast für das aktuelle Jahr auch die Konjunktur-

prognose des DIW Berlin beinhaltet.

Die Modellergebnisse suggerieren einen leichten Anstieg der Un-

gleichheit der Arbeitseinkommen im vergangenen Jahr, die sich in 

diesem Jahr kaum verändert haben dürfte (Abbildung). Eine solche 

Aufwärtstendenz ist nicht unüblich in Zeiten geringen Wachstums 

und Stagnation. So ist der Gini-Koeffizient zwischen 2021 und 

2022 sowie in diesem Jahr wohl erneut mini mal gestiegen. Da-

gegen dürften die Einkommensverhältnisse zwischen Spitzen- und 

Niedrigverdienenden (P90/10) sowie zwischen der Mitte und dem 

unteren Ende der Verteilung (P50/10) nach einem Anstieg im 

vergangenen in diesem Jahr sogar leicht sinken. Insgesamt ist die 

Konstanz der Ungleichheitsmaße wohl der bislang robusten Ent-

wicklung des Arbeitsmarkts zu verdanken.

Abbildung

Tatsächliche und prognostizierte Entwicklung des Gini-
Koeffizienten und ausgewählter Perzentilverhältnisse
Indexpunkte (linke Grafik), Prozent (rechte Grafik)

 















     











































Quellen: Sozio-oekonomisches Panel (SOEP); Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Die Ungleichheit dürfte in diesem Jahr leicht steigen.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.875338.de/publikationen/wochenberichte/2023_24_4/neues_diw-modell_kann_einkommensverteilung_am_aktuellen_rand___agen_____ungleichheit_duerfte_in_diesem_jahr_leicht_zunehmen.html
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abnehmende Teuerung gestützt durch die zunächst weiter­
hin restriktiv ausgerichtete Geldpolitik. Dieser Prognose wird 
unterstellt, dass die Europäische Zentralbank (EZB) die Leit­
zinsen zunächst im Herbst noch einmal anhebt und zum 
Ende des kommenden Jahres, wenn die erwartete Inflation 
im Euroraum wieder nahe des Inflationsziels liegt, erste 
Zinssenkungen vornimmt (Kasten 1). Die Preise für Ener­
gie und Lebensmittel haben sich im Sommer bereits mit 
verminderten Raten erhöht. Die Inflationsrate dürfte trotz­
dem nur langsam sinken, weil sich die gestiegenen Löhne 
und der insgesamt breite Preisdruck deutlich in der Kern­
rate, die Energie­ und Nahrungsmittelpreise ausklammert, 
bemerkbar machen. Daher dürfte die Inflationsrate länger 
auf einem hohen Niveau bleiben und erst Ende 2024 bei 
2,0 Prozent liegen.

Die Finanzpolitik ist geprägt von auslaufenden Krisenmaß­
nahmen und wird die Konjunktur wohl nur mit leichten 
Impulsen stützen. Deutlichen Schwung verleiht sie der deut­
schen Wirtschaft aber nicht. Von den meisten gewichtigen 
Maßnahmen wie dem Inflationsausgleichsgesetz profitie­
ren die private Haushalte. Größere investive Maßnahmen 
wurden bislang nicht beschlossen.7 Zudem bestehen durch 
die größtenteils aufgeschobene Ausgestaltung der Energie­
wende politische Unwägbarkeiten, die die Anschaffungs­
neigung von Unternehmen und Haushalten bremsen dürf­
ten. Darüber hinaus lasten die weiterhin hohen Zinsen auf 
der Investitionsbereitschaft. Mit der für die zweite Jahres­
hälfte 2024 angenommenen Zinswende und der anziehen­
den Weltnachfrage dürften die Bruttoanlageinvestitionen 
wieder expandieren. Eine dynamischere globale Produktion 
im nächsten Jahr dürfte zudem den deutschen Exporten Auf­
trieb verleihen und den Außenhandel stützen.

Alles in allem wird das preisbereinigte Bruttoinlandspro­
dukt in diesem Jahr aufgrund des schwachen Winterhalb­
jahrs und der nur verhaltenen Erholung in der zweiten Jah­
reshälfte wohl um 0,4 Prozent zurückgehen und in den kom­
menden Jahren dann mit jeweils 1,2 Prozent robust zulegen. 
Damit senkt das DIW Berlin die Prognose für das Brutto­
inlandsprodukt für dieses Jahr um 0,2 Prozentpunkte und 
für 2024 um 0,3 Prozentpunkte. Dies ist zum einen auf die 
Revision des Bruttoinlandsprodukts zurückzuführen und 
zum anderen auf das schwache Wachstum im zweiten Quar­
tal dieses Jahres samt den eingetrübten Aussichten für das 
laufende Quartal. Mit dieser Prognose liegt die Produkti­
onslücke in Deutschland zum Ende dieses Jahres bei minus 
1,5 Prozent und dürfte sich bis 2025 auf minus 0,3 Prozent 
geschlossen haben (Kasten 3).

Die Verbraucherpreisinflation dürfte im Jahresschnitt 2023 
bei 6,1 Prozent liegen, bevor sie 2024 auf 2,4 Prozent und 
2025 auf 2,0 Prozent zurückgeht (Tabelle 4). Gegenüber der 
Sommerprognose hebt das DIW Berlin damit die Inflati­
onsprognose für dieses Jahr um 0,2 Prozentpunkte an und 
senkt sie für 2024 um 0,1 Prozentpunkte. Die Kernrate dürfte 

7 Das Wachstumschancengesetz ist annahmegemäß nicht in der Prognose enthalten, wird aber 

in Kasten 5 in diesem Bericht erörtert.

2023 im Durchschnitt 5,5 Prozent betragen und im Jahr 
2024 auf 3,1 Prozent, beziehungsweise 2,0 Prozent im Jahr 
2025, fallen.

Ein Risiko für die deutsche Konjunktur stellt eine höhere 
Preissteigerung durch erneute Verteuerung von Energie 
oder durch eine stärkere Übertragung von Lohnsteigerun­
gen auf das allgemeine Preisniveau dar. In diesem Zusam­
menhang könnte auch die Geldpolitik länger restriktiver aus­
gerichtet bleiben und die deutsche Konjunktur wäre deut­
lich mehr belastet.

Arbeitsmarkt robust, aber schwunglos

Der Arbeitsmarkt präsentiert sich nach wie vor robust, auch 
wenn der Beschäftigungsaufbau nach einem starken ersten 
Quartal im zweiten Vierteljahr nachließ. Zu Jahresbeginn 
entfielen mehr als drei Viertel der zusätzlichen Erwerbstä­
tigen auf die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 
Im zweiten Quartal verringerte sich dieser Anteil auf nur 
etwas mehr als die Hälfte, während der Anteil der geringfü­
gig Beschäftigten anstieg. Dabei trugen das Verarbeitende 
Gewerbe sowie insbesondere die öffentlichen Dienstleis­
tungen wie Gesundheits­ und Bildungswesen positiv zum 
Beschäftigungsaufbau bei, während die Zahl der Arbeits­
kräfte in den konsumnahen Dienstleistungsbranchen wie 
Handel, Verkehr und Gastgewerbe zurückging. Die konjunk­
turelle Schwäche schlug sich neben der reduzierten Dynamik 
im Beschäftigungsaufbau auch in einem moderaten Anstieg 
der Arbeitslosigkeit nieder. Zwischen dem ersten und zwei­
ten Quartal nahm sie saisonbereinigt um 58 600 Personen 
auf 2,59 Millionen zu (Abbildung 13). Die Arbeitslosigkeit 

Tabelle 3

Beiträge zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts in 
Deutschland
In Prozentpunkten (preisbereinigt)

Veränderungsbeiträge1

2022 2023 2024 2025

Konsumausgaben 2,3 −0,6 1,2 0,7

Private Haushalte 1,9 −0,3 1,0 0,8

Staat 0,3 −0,4 0,2 −0,1

Bruttoanlageinvestitionen 0,0 0,2 0,0 0,4

Bauten −0,2 0,0 −0,1 0,1

Ausrüstungen 0,3 0,2 0,0 0,2

Sonstige Anlagen 0,0 0,0 0,1 0,1

Vorratsveränderungen 0,7 −0,1 0,2 0,1

Inländische Verwendung 3,0 −0,5 1,4 1,3

Außenbeitrag −1,2 0,2 −0,2 −0,1

Exporte 1,6 −0,5 0,9 1,4

Importe 2,8 −0,7 1,1 1,5

Bruttoinlandsprodukt2 1,8 −0,4 1,2 1,2

1 Verwendungsaggregate abzüglich ihres Importgehalts.
2 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent; Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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Abbildung 12

Konjunkturindikatoren für Deutschland
Indizes (sofern nicht anders angegeben)

 





































    





















    



















    

























    

























    























    











Quellen: Statistisches Bundesamt (1), (2), (4), (5); Bundesinstitut für Bauwesen und Raumordnung (3); ifo-Institut (2), (3); GfK (5); Deutsche Bundesbank (3), (6).

© DIW Berlin 2023
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nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II, der Grund sicherung, 
macht circa 40 Prozent dieses Anstiegs aus. Dies ist zum 
einen auf die laufende Integration der ukrainischen Geflüch­
teten zurückzuführen. Zum anderen steigt seit Mai 2023 die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen wieder.

Frühindikatoren zeigen aktuell ein gemischtes Bild bei den 
Beschäftigungsaussichten. Während sich der IAB­Arbeits­
kräfteknappheitsindex im Juli noch immer fast auf Rekord­
niveau befand, was auf einen hohen ungedeckten Bedarf an 
Arbeitskräften hindeutet, fiel laut ifo Beschäftigungsbaro­
meter die Einstellungsbereitschaft im Juli und August ins­
besondere im Baugewerbe und Verarbeitenden Gewerbe. 
Dies konnte auch von stagnierenden Erwartungen der 
Dienstleistungsbranche nicht ausgeglichen werden. Auf­
grund der Schwäche insbesondere in den exportorientier­
ten Wirtschaftszweigen und mangelnden weltwirtschaft­
lichen Impulsen ist daher zu erwarten, dass die fehlende 
Dynamik im Beschäftigungsaufbau im laufenden Quartal 
zunächst anhält. Die Arbeitslosigkeit wird wohl leicht zule­
gen, wenngleich die Unternehmen aufgrund des anhalten­
den Fachkräftemangels anstreben dürften, ihre Belegschaft 
auch über diese Schwächephase hinaus zu halten. Ab Jah­
resende ist mit zunehmender Dynamik am Arbeitsmarkt zu 
rechnen – Treiber dieser Erholung werden wohl die Dienst­
leistungen sein, da die Konsumnachfrage im Inland wegen 
erwarteter Reallohnsteigerungen anziehen dürfte (Tabelle 5).

Über den Prognosehorizont steht die steigende Arbeitskräfte­
nachfrage einem durch den demografischen Wandel zuneh­
mend limitierten Erwerbspersonenpotenzial im Inland 
gegenüber. Ohne Nettozuwanderung würde die Zahl der 
Personen im erwerbsfähigen Alter bis 2040 jährlich durch­
schnittlich um knapp 500 000 zurückgehen.8 Der Potenzial­
schätzung zufolge wird die Nettozuwanderung 2023 und 
2024 vermutlich deutlich positiv ausfallen und das Erwerbs­
personenpotenzial stützen. Ab 2025 dürfte sich die Zahl der 
Personen im erwerbsfähigen Alter leicht verringern. Damit 
einhergehend dürfte auch die Zahl der Beschäftigten im Jahr 
2025 ihren Zenit überschritten haben.

Reallöhne wachsen spürbar – aber erst 2024

Lohnsteigerungen fielen im zweiten Quartal im Vergleich 
zum Jahresbeginn deutlich schwächer aus. Nach tabellen­
wirksamen Tariflohnzuwächsen im ersten Quartal (0,8 Pro­
zent im Vergleich zum Vorquartal) stiegen die Tariflöhne 
ohne Sonderzahlungen im zweiten Quartal mit einer Rate 
von 0,5 Prozent verhaltener. Dies ist der Tatsache geschul­
det, dass viele der neu vereinbarten Tarifabschlüsse Lohn­
steigerungen aufteilen auf sofort wirksame Inflations­
ausgleichsprämien und mit Verzögerung eintretende 

8 Berechnungen der 15. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bun-

desamtes zufolge (Modellrechnung G2L2W0) würde sich das Erwerbspersonenpotenzial bei fehlen-

der Nettozuwanderung bis 2040 um rund neun Millionen Menschen verringern. Um diese Verluste 

abzufangen, müssten zwischen 2022 und 2040 per Saldo jährlich etwa 490 000 Menschen im Alter 

von 20 bis 66 Jahren nach Deutschland einwandern.

Tariferhöhungen.9 Ähnliche Regelungen für Sonderzahlun­
gen in diesem Jahr und deutliche Lohnsteigerungen für 2024 
werden auch für noch ausstehende Tarifabschlüsse erwartet. 

9 Dies gilt insbesondere, weil diese Inflationsausgleichsprämien bis zu einer Höhe von 

3 000 Euro bis Ende 2024 noch steuer- und abgabenfrei sind.

Tabelle 4

Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung in Deutschland

2022 2023 2024 2025

Bruttoinlandsprodukt1 1,8 −0,4 1,2 1,2

Erwerbstätige2 (1 000 Personen) 45 596 45 918 46 133 46 108

Arbeitslose (1 000 Personen) 2 418 2 592 2 578 2 458

Arbeitslosenquote BA3 (in Prozent) 5,3 5,6 5,6 5,3

Verbraucherpreise4 6,9 6,1 2,4 2,0

Lohnstückkosten5 3,2 7,7 4,3 4,3

Finanzierungssaldo des Staates6     

in Milliarden Euro −96,9 −72,1 −41,1 −26,3

in Prozent des nominalen BIP −2,5 −1,7 −1,0 −0,6

Leistungsbilanzsaldo     

in Milliarden Euro 145,1 244,5 267,5 274,6

in Prozent des nominalen BIP 3,7 5,9 6,2 6,2

1 Preisbereingt. Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent.
2 Inlandskonzept.
3 Arbeitslose in Prozent der zivilen Erwerbspersonen (Definition gemäß der Bundesagentur für Arbeit).
4 Veränderung gegenüber dem Vorjahr.
5 Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde bezogen auf das reale Bruttoinlandsprodukt 
je Erwerbstätigenstunde.
6 In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG).

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Tabelle 5

Arbeitsmarktbilanz
In tausend Personen (sofern nicht anders angegeben)

2022 2023 2024 2025

Arbeitsvolumen (Mill. Stunden) 61 410 61 944 62 726 62 569

Erwerbstätige Inland 45 596 45 918 46 133 46 108

Arbeitnehmer*innen 41 687 42 018 42 233 42 225

darunter:

SV Beschäftigte 34 525 34 779 34 971 35 002

Geringfügig Beschäftigte 4 127 4 192 4 215 4 176

Selbstständige 3 910 3 899 3 901 3 883

Pendler*innensaldo −139 −146 −152 −151

Erwerbstätige Inländer*innen 45 457 45 772 45 981 45 957

Arbeitslose 2 418 2 592 2 578 2 458

Arbeitslosenquote BA1 (in Prozent) 5,3 5,6 5,6 5,3

Erwerbslose2 1 343 1 299 1 280 1 220

Erwerbslosenquote3 (in Prozent) 3,1 2,9 2,9 2,8

1 Arbeitslose in Prozent der zivilen Erwerbspersonen (Definition gemäß der Bundesagentur für Arbeit).
2 Definition der ILO.
3 Erwerbslose in Prozent der inländischen Erwerbspersonen (Erwerbstätige Inländer*innen plus Erwerbslose) nach 
Definition der ILO.

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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Die Wachstumsrate der Effektivverdienste je abhängig 
Beschäftigtem*r nahm nach einem starken Jahresauftakt 
im zweiten Quartal dieses Jahres deutlich ab und betrug 
nur noch 0,3 Prozent. Mit anlaufenden Verhandlungen der 
nächsten Tarifrunde im Winterhalbjahr und der Aussicht auf 
eine Mindestlohnsteigerung zum Jahreswechsel sollten die 
Effektivverdienste zum Jahresende wieder stärker wachsen. 
Damit dürfte sich die aktuell angedeutete Entwicklung ver­
festigen, dass die Nominallöhne wieder stärker steigen als 
die Verbraucherpreise. Mit Inkrafttreten der Mindestlohnan­
hebung, zahlreicher bereits beschlossener tariflicher Lohn­
erhöhungen sowie weiterer erwarteter Abschlüsse werden 
die Effektivlöhne im ersten Halbjahr 2024 voraussichtlich 
das stärkste Wachstum verbuchen. Mit den kräftigen Wachs­
tumsraten im ersten Quartal des laufenden Jahres10 dürften 
die Zuwächse der Effektivverdienste je Arbeitnehmer*in auf 
Jahresebene 2023 mit 5,6 Prozent ihren Höhepunkt errei­
chen und sich im Jahr 2024 auf 5,4 Prozent belaufen. Auf­
grund des strukturellen Defizits des Arbeitsangebots über 
den restlichen Prognosehorizont, das in einer anhaltend 
guten Verhandlungsposition der abhängig Beschäftigten 
resultieren dürfte, werden die Effektivverdienste 2025 mit 
3,6 Prozent weiterhin stark zunehmen. Somit sollten sich 
die Reallöhne über den gesamten Prognosehorizont positiv 
entwickeln und im ersten Quartal 2025 die Verluste der Vor­
jahre ausgeglichen haben. 

Inflationsrate geht bis zum Jahresende 
deutlich zurück

Nach starken Rückgängen zu Beginn des Jahres blieb die 
Verbraucherpreisinflation in Deutschland über die Som­
mermonate in etwa konstant.11 Mit 6,1 Prozent im August 
liegt sie aktuell um 2,5 Prozentpunkte niedriger als noch 
im Januar (Abbildung 14). Neben dem Basiseffekt – große 
Preisanstiege aus dem Jahr 2022 fallen aus der Vorjahres­
betrachtung heraus – trugen vor allem die abnehmenden 
Teuerungsraten bei Lebensmitteln und Energie zur Ent­
schleunigung der Verbraucherpreisinflation bei. Insbeson­
dere der Preisanstieg bei Nahrungsmitteln folgt seit dem 
Frühjahr einem kontinuierlichen Abwärtstrend und ist mit 
aktuell 9,0 Prozent zwar weiter erhöht, hat sich im Ver­
gleich zu Jahresbeginn aber bereits halbiert. Dazu kommt, 
dass die Inflation der Energiepreise stabil bei durchschnitt­
lichen Raten liegt. Im Vergleich dazu sind die Inflationsra­
ten bei anderen Komponenten nach wie vor hoch oder stei­
gen weiter. So werden die merklichen Lohnabschlüsse aus 
der ersten Jahreshälfte in Preissteigerungen, vor allem von 
Dienstleistungen, weitergegeben und verhindern, dass die 

10 Ein weiterer Grund für die deutliche Wachstumsrate 2023 ist dem statistischen Überhang ge-

schuldet, da die Steigerungsrate der Effektivlöhne im letzten Quartal des Vorjahres deutlich über 

dem Jahresdurchschnitt lag.

11 Dass die Verbraucherpreisinflation über den Sommer nicht stärker zurückging, ist unter an-

derem auf Sondereffekte durch das Auslaufen wirtschaftspolitischer Maßnahmen während der 

Energie preiskrise zurückzuführen: Zwischen Juni und August 2022 senkten das 9-Euro-Ticket so-

wie der sogenannte Tankrabatt den Anstieg der Verbraucherpreise. In diesem Jahr fallen diese 

dämpfenden Effekte aus der Berechnungsgrundlage heraus und erhöhen somit im Vorjahresver-

gleich die Verbraucherpreise. Durch diesen Basiseffekt ist der Rückgang der Verbraucherpreis-

inflation von Juni bis August geringer, als ansonsten zu erwarten wäre.

Aktuell verhandeln beispielsweise die Beschäftigten des 
Groß­, Außen­ und Einzelhandels. Ende August hatten die 
Verhandlungsparteien Deutsche Bahn und Eisenbahn­ und 
Verkehrsgeswerkschaft (EVG) eine Einigungsempfehlung 
angenommen. Hier dürfte es im nächsten Quartal dieses 
Jahres noch zu Teilzahlungen von Inflationsausgleichsprä­
mien kommen. Zudem stehen die Verhandlungen weiterer 
wichtiger Bereiche wie dem Öffentlichen Dienst der Länder 
an. Somit wird ein erheblicher Teil der dauerhaften Tarif­
lohnsteigerungen erst im nächsten Jahr wirksam. Die Tarif­
löhne inklusive Sonderzahlungen werden 2023 voraussicht­
lich um 3,8 Prozent und 2024 um 4,4 Prozent wachsen. Mit 
sinkenden Inflationsraten werden Tariflohnsteigerungen 
zum Ende des Prognosehorizonts voraussichtlich geringer 
ausfallen, so dass sich die jährliche Wachstumsrate 2025 um 
2,5 Prozent bewegt (Tabelle 6).

Abbildung 13

Erwerbstätige und Arbeitslose in Deutschland
Zahl der Personen (saisonbereinigt)

 













   











































    







































Anmerkung: Prognose ab dem dritten Quartal 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Die Zahl der Erwerbstätigen steigt deutlich langsamer als in der Vergangenheit.



493DIW Wochenbericht Nr. 36+37/2023

DEUTSCHE WIRTSCHAFT

mittleren und oberen Einkommen wohl von Zurückhaltung 
geprägt: Die Konsument*innen waren weiterhin vorsichtig 
bei größeren Anschaffungen – in der Folge ging der Kon­
sum von langlebigen Gebrauchsgütern weiter zurück. Die 
Sparquote stieg im zweiten Quartal überraschend von 10,7 
auf 11,9 Prozent – dies dürfte unter anderem ein Sonderef­
fekt aufgrund der Teilauszahlungen von Inflationsausgleich­
sprämien zum Ende des Quartals sein: Ein guter Teil dieses 
Anstiegs dürfte dabei auf die Ende Juni ausgezahlte Sonder­
zahlung von 1240 Euro an die rund 2,5 Millionen Beschäf­
tigten im öffentlichen Dienst der Kommunen und des Bun­
des zurückzuführen sein.

Für die zweite Jahreshälfte deutet sich nur eine verhaltene 
Erholung des privaten Konsums an. Die Inflation wird weiter 

Verbraucherpreise stärker sinken. Daher ist die Kernrate der 
Inflation, die die Energie­ und Nahrungsmittelkomponente 
ausklammert, kaum gesunken und liegt mit aktuell 5,5 Pro­
zent weiter nahe ihres Höchststandes.

Gleichzeitig deutet die Entwicklung wichtiger vorlaufender 
Preisindizes auf weiter spürbar abnehmende Inflations raten 
in den nächsten Monaten hin. So sinken Import­, Erzeuger­ 
und Großhandelspreise mittlerweile deutlich. Vor allem 
die wichtigen Importpreise gehen derzeit mit zweistelligen 
Raten zurück. Diese Entwicklung wird sich im weiteren Jah­
resverlauf auf die Verbraucherpreise übertragen und die 
Inflationsraten absenken. Dazu wird der Basiseffekt beitra­
gen, da in den kommenden Monaten deutlich höhere Raten 
des vergangenen Jahres aus der Berechnungsgrundlage her­
ausfallen. Darüber hinaus wird annahmegemäß die EZB mit 
einem erneuten Zinsschritt in den nächsten Monaten ihren 
disinflationären Kurs beibehalten und die Preisentwicklung 
zusätzlich dämpfen. Insgesamt dürfte die Verbraucherprei­
sinflation zum Ende des Jahres bei unter vier Prozent liegen.

Im Durchschnitt wird die Inflationsrate in diesem Jahr wohl 
6,1 Prozent und 2024 dann 2,4 Prozent betragen. Im Jahr 
2025 dürften die Verbraucherpreise zum geldpolitischen 
Ziel der EZB zurückkehren und um 2,0 Prozent ansteigen. 
Die Kernrate bleibt indes aufgrund der starken Beiträge 
der Löhne und des Dienstleistungsbereichs insgesamt län­
ger erhöht. Sie wird wohl im Jahr 2023 im Durchschnitt bei 
5,5 Prozent, 2024 bei 3,1 Prozent und 2025 dann bei 2,0 Pro­
zent liegen.

Trendwende beim privaten Konsum eingeleitet

Der private Verbrauch hat sich nach dem schwachen Win­
terhalbjahr, in dem er zwei Quartale in Folge zurückging, 
zuletzt stabilisiert. Gleichzeitig zeigen die revidierten Zah­
len, dass der private Konsum im Winterhalbjahr deutlich 
weniger eingebrochen ist, als zunächst offiziell berichtet 
worden war. So ging dieser im ersten Quartal dieses Jah­
res mit 0,3 Prozent zum Vorquartal um fast einen Prozent­
punkt weniger stark zurück als noch im Sommer gemeldet. 
Fast genauso deutlich wurde das vergangene Quartal 2022 
nach oben revidiert – der Rückgang betrug nach aktuellen 
Zahlen 1,0 Prozent und damit 0,7 Prozentpunkte weniger.

Neben der im Vergleich zum Jahresanfang deutlich niedri­
geren Inflation der Verbraucherpreise dürften insbesondere 
die anziehenden Löhne zu der Stabilisierung des privaten 
Konsums beigetragen haben. Wenngleich die Steigerung der 
nominalen Einkommen geringer ausgefallen ist als zunächst 
erwartet, da ein Teil der Zuwächse aus bereits beschlosse­
nen Tarifverträgen erst zum Ende des zweiten Quartals im 
Geldbeutel der Beschäftigten landete. Die Bruttoverdienste 
je Arbeitsnehmer*in legten im ersten Quartal dieses Jahres 
um 2,6 Prozent und im zweiten Quartal nur um 0,3 Pro­
zent im Vergleich zum Vorquartal zu. Die Bruttoverdienste 
je Arbeitnehmerstunde gingen zuletzt sogar um 0,3 Pro­
zent zurück. Die verfügbaren Einkommen sanken ebenfalls 
etwas. Zudem war das Konsumverhalten der Haushalte mit 

Abbildung 14

Verbraucherpreisinflation in Deutschland
In Prozent

     





















Anmerkung: Prognose ab dem dritten Quartal 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Die Inflation geht im Prognosezeitraum allmählich zurück.

Tabelle 6

Entwicklung der Löhne1 in Deutschland
In Prozent (jeweils gegenüber dem Vorjahr)

 2021 2022 2023 2024 2025

Durchschnittliche Arbeitszeit 2,4 −0,1 0,2 0,8 −0,2

Verdienst je Arbeitnehmer*in 3,3 4,2 5,6 5,4 3,6

Verdienst je Stunde 0,6 4,4 4,4 4,5 3,7

Lohndrift (Arbeitnehmer*in) 2,0 2,0 1,8 1,0 1,1

Tariflohn (Monat) 1,3 2,2 3,8 4,4 2,5

1 Inlandskonzept.

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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zurückgehen und zusammen mit zusätzlichen Tariflohnstei­
gerungen, beispielsweise aus laufenden Verhandlungen im 
Handel und der kürzlich angenommenen Einigungsempfeh­
lung bei der Deutschen Bahn, die die Auszahlung weiterer 
deutlicher Inflationsausgleichsprämien beinhalten, im Jah­
resverlauf die realen Löhne und die verfügbaren Einkommen 
ansteigen lassen. Allerdings sprechen die im Juni und Juli 
rückläufigen Einzelhandelsumsätze für eine schwache Kon­
sumdynamik. Auch das Konsumklima, das sich seit Anfang 
des Jahres beständig verbessert hatte, stagnierte zuletzt.

Ab dem kommenden Jahr dürften deutliche Lohnzuwächse 
sowie eine merklich sinkende Inflationsrate den privaten 
Verbrauch spürbar anschieben. Zum einen werden nomi­
nale Arbeitseinkommen wohl aufgrund bereits beschlosse­
ner Tariferhöhungen steigen. Zum anderen dürften auch 
zum Ende des Jahres neu verhandelte Tarifabschlüsse zu 
kräftigen Zuwächsen bei Löhnen und Gehältern führen.

Nach dem schwachen Start wird der private Konsum im Jah­
resdurchschnitt 2023 wohl deutlich um 0,6 Prozent zurück­
gehen, bevor er im nächsten Jahr um 2,0 Prozent spürbar 
ausgeweitet wird. Während die deutliche Revision des Win­
terhalbjahrs die Jahresrate im Jahr 2023 im Vergleich zur 
Sommerprognose erhöht, fällt die Dynamik in der zwei­
ten Jahreshälfte etwas verhaltener aus. In Summe hebt das 
DIW Berlin damit gegenüber dem Sommer seine Prognose 
für den privaten Konsum für 2023 um 0,6 Prozentpunkte an 
und senkt sie für 2024 um 0,6 Prozentpunkte. Im Jahr 2025 
dürfte der Zuwachs dann 1,6 Prozent betragen.

Öffentlicher Konsum kehrt auf langfristigen 
Wachstumspfad zurück

Nach dem starken Rückgang im ersten Quartal konnte der 
Staatskonsum im zweiten Quartal wieder leicht zulegen. In 
Summe wird er in diesem Jahr aufgrund auslaufender Kri­
senmaßnahmen voraussichtlich um 1,6 Prozent sinken. Im 
Jahr 2024 wird der Staatskonsum geprägt durch die – nach 
den hohen Tarifabschlüssen im öffentlichen Dienst – stei­
genden Personalkosten sowie wachsende Gesundheitsausga­
ben wieder auf seinen langfristigen Wachstumstrend zurück­
kehren und mit 0,7 Prozent zulegen. Im Jahr 2025 dürfte der 
Staatskonsum um 0,4 Prozent zurückgehen.

Schwache Industrie schlägt bei 
Ausrüstungsinvestitionen durch

Nach einem soliden ersten Quartal blieb das erwartete Minus 
bei den Ausrüstungsinvestitionen im zweiten Quartal aus, 
die im Vergleich zum Vorquartal um 0,6 Prozent zulegten. 
Dies ist vor allem auf eine starke öffentliche Hand zurück­
zuführen, die ihre Investitionen in Maschinen, Geräte und 
Anlagen kräftig um 4,2 Prozent steigerte. Hingegen weiteten 
die privaten Investor*innen ihre Anschaffungen über den 
gleichen Zeitraum nur moderat um 0,4 Prozent aus. Dabei 
dürfte weiterhin ausschlaggebend gewesen sein, dass beste­
hende Aufträge angesichts abnehmender Lieferkettenprob­
leme abgearbeitet wurden.

Kasten 3

Produktionspotenzial

Die Berechnung des Produktionspotenzials basiert auf dem 

Verfahren der Europäischen Kommission.1 Demografische Ef-

fekte werden durch ein Alterskohortenmodell berücksichtigt.2

Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter wird anhand der 

2021 aktualisierten Bevölkerungsprojektion (mittleres Szenario 

zwischen „moderater Wanderungssaldo” und „hoher Wan-

derungssaldo”) fortgeschrieben.3 Diese Projektion geht von 

einem Anstieg der Nettozuwanderung um 335 000 Personen 

im Jahr 2023 aus, bevor die jährliche Nettozuwanderung bis 

Ende 2028 wieder langsam zurückgehen dürfte. Diese Annah-

me muss infolge der starken Fluchtzuwanderung im Jahr 2022, 

vor allem aus der Ukraine, angepasst werden. 2022 stieg die 

Nettozuwanderung auf 1,46 Millionen Menschen und erreichte 

damit den höchsten Wert seit 1950.4 Unter diesen Bedingun-

gen wird die Erwerbsbevölkerung in Deutschland insgesamt 

noch bis zum Jahr 2024 zunehmen, danach aber im Zuge des 

demografischen Wandels allmählich sinken. Für den Anteil der 

erwerbsfähigen Bevölkerung bei den Erwerbszuwander*innen 

und den Nicht-Erwerbszuwander*innen wird der Wert aus 

dem Ausländerzentralregister angesetzt.5 Die Partizipations-

quoten werden für Geflüchtete und die übrige Bevölkerung 

getrennt geschätzt und anschließend als gewichteter Durch-

schnitt zusammengefasst. 2021 lag die Partizipationsquote bei 

74,5 Prozent und ging danach zurück. Die natürliche Erwerbs-

losenquote ergibt sich ebenfalls als gewichtetes Mittel der 

entsprechenden Werte für Geflüchtete und der übrigen Bevöl-

kerung. Sie liegt im Jahr 2023 bei 3,1 Prozent und sinkt 2025 

auf 2,8 Prozent. Auf diesem Niveau bleibt sie bis 2028.

Die durchschnittliche Wachstumsrate des Arbeitsvolumens 

dürfte bis 2028 um 0,1 Prozentpunkte sinken. Bis 2024 wird 

sie hauptsächlich durch die wachsende Erwerbsbevölkerung 

getrieben werden, danach durch einen Abwärtstrend bei der 

Arbeitszeit. Die Partizipationsquote geht über den Zeitraum 

zurück. Außerdem wird auch der demografische Wandel und 

die damit einhergehende sinkende Anzahl an Menschen im 

erwerbsfähigen Alter in den Jahren 2024 bis 2028 zu einem 

Rückgang beitragen. Alles in allem dürfte das potenzielle 

Arbeitsvolumen in Stunden bis 2028 damit durchschnittlich 

1 Für eine ausführliche Beschreibung dieser Methode siehe Karel Havik et al. (2010): The 

Production Function Methodology for Calculating Potential Growth Rates and Output Gaps. 

Europäische Kommission in ihrer Reihe European Economy – Economic Papers Nr. 420.

2 Vgl. Ferdinand Fichtner et al. (2017): Deutsche Wirtschaft bleibt gut ausgelastet: Grund-

linien der Wirtschaftsentwicklung im Herbst 2017. DIW Wochenbericht Nr. 36, 715–736 

(online verfügbar).

3 Vgl. Statistisches Bundesamt (2021): Ausblick auf die Bevölkerungsentwicklung in 

Deutschland und den Bundesländern nach dem Corona-Jahr 2020 – Erste mittelfristige 

Bevölkerungs vorausberechnung 2021 bis 2035, Wiesbaden.

4 Vgl. Statistisches Bundesamt (2023): Tabelle „Wanderungen zwischen Deutschland und 

dem Ausland, Zugezogene, Fortgezogene und Saldo. Wanderungen zwischen Deutschland 

und dem Ausland 1991 bis 2022“ (online verfügbar)

5 Rund 90 Prozent der EU-Zuwander*innen sind im erwerbsfähigen Alter. Bei der 

Nicht-EU-Zuwanderung beträgt der Anteil 71 Prozent.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.564062.de/publikationen/wochenberichte/2017_36/deutsche_wirtschaft_bleibt_gut_ausgelastet_grundlinien_der_wirtschaftsentwicklung_im_herbst_2017.html).
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Wanderungen/Tabellen/wanderungen-alle.html
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einen Wachstumsbeitrag von minus 0,1 Prozentpunkten leisten. 

(Tabelle 2)

Zusammen mit dem Wachstumsbeitrag des Kapitalstocks in Höhe 

von 0,4 Prozentpunkten und dem der totalen Faktorproduktivität 

in Höhe von 0,4 Prozentpunkten ergibt sich, dass das reale Pro-

duktionspotenzial bis 2028 um jahresdurchschnittlich 0,7 Prozent 

zunehmen wird (Kasten Potenzial), wobei die Raten demografisch 

bedingt von Jahr zu Jahr sinken (Abbildung, Tabelle 1).

Abbildung

Bruttoinlandsprodukt und Potenzial bzw. Produktionslücke
In Milliarden Euro (linke Achse) bzw. Prozent des Potenzials (rechte 
Achse)

 

















           





Quelle: DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Die Produktionslücke wird sich im Prognosezeitraum deutlich verringern.

Tabelle 2

Erwerbstätige, Beschäftigte und Arbeitszeit

Erwerbstätige 
(Inland)

beschäftigte 
Arbeitnehmer*in­

nen (Inland)

jährliche Arbeits­
zeit je Erwerbs­

tätigen

Bruttoinlandsprodukt

preisbereinigt, verkettete Volumenwerte

insgesamt je Erwerbstätigen
je Erwerbstätigen­

stunde
in jeweiligen 

Preisen
Deflator

in Tausend in Tausend in Stunden in Milliarden Euro in Euro in Euro in Milliarden Euro 2015 = 100

2015 43 122 38 717 1 401 3 026 70 177 50 3 026 100

2023 45 918 42 019 1 349 3 263 71 066 53 4 124 126

2028 45 575 41 839 1 345 3 392 74 420 55 4 667 138

Jahresdurchschnittliche Veränderung in Prozent

2023/2015 0,8 1,0 −0,5 0,9 0,2 0,6 3,9 3,0

2028/2023 −0,1 −0,1 −0,1 0,8 0,9 1,0 2,5 1,7

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Tabelle 1

Wachstum des realen Produktionspotenzials
Jahresdurchschnittliche Veränderung in Prozent

 2015–2022 2022–2028

Produktionspotenzial 1,1 0,7

Wachstumsbeiträge

Arbeitsvolumen 0,2 −0,1

Kapitalvolumen 0,4 0,4

Totale Faktorproduktivität 0,5 0,4

Anmerkungen: Differenzen bei der Aggregation entstehen durch Rundungseffekte.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Europäische Kommission; DIW-Konjunkturprognose 
Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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Über den Prognoseverlauf wird sich die Investitionsdynamik 
wohl weiter abschwächen, wenn die öffentlichen Aufträge die 
Industrieschwäche nicht länger ausgleichen können. Zwar 
dürfte die welt­ und binnenwirtschaftliche Erholung 2024 
wieder positive Impulse liefern, viele Unternehmen wer­
den jedoch wohl im Jahresverlauf weiter zurückhaltend agie­
ren und auf eine eventuelle Zinssenkung der EZB spekulie­
ren. Nach einem durch den starken Jahresauftakt geprägten 
Wachstum von 3,3 Prozent in diesem Jahr ist für die Aus­
rüstungsinvestitionen 2024 nur mit einem leichten Wachs­
tum um 0,2 Prozent zu rechnen, das vor allem durch die 
öffentliche Hand getragen wird. Der enorme Investitions­ 
und Nachholbedarf sowie etwas geringere Zinsen lassen für 
2025 dann wieder ein kräftiges Plus von 3,0 Prozent erwar­
ten (Tabelle 7).

Bauinvestitionen von Wohnungsbaukrise 
gezeichnet

Auch die Bauinvestitionen legten nach einem starken Jahres­
beginn im zweiten Quartal noch einmal leicht um 0,2 Pro­
zent zu. Vor allem der Wirtschaftsbau expandierte deutlich 
um 2,0 Prozent. Dies dürfte insbesondere auf die starke 
Produktion im Tiefbau zurückzuführen sein, die im zwei­
ten Quartal entgegen allen anderen Bausparten leicht zule­
gen konnte und die Bauproduktion insgesamt stabilisierte. 
Der Wohnungsbau stagnierte hingegen. Dabei verzeichnete 
das Ausbaugewerbe, das Anfang des Jahres am deutlichsten 
gewachsen war, im zweiten Quartal den kräftigsten Produk­
tionsrückgang. Für das aktuelle Quartal sowie den weiteren 
Prognoseverlauf zeigen Indikatoren, dass diese noch leicht 
positive Dynamik wohl nicht aufrechterhalten werden kann.

Das größte Sorgenkind bleibt dabei der Wohnungsbau. Die 
Auftragseingänge erreichten im Frühjahr ihren tiefsten 
Stand seit 2013. Obwohl sie im Mai und Juni wieder etwas 
zulegten, sind die Auftragspolster deutlich dezimiert. Mehr 
als 40 Prozent der Wohnungsbauunternehmen klagten auch 
im August über einen Mangel an Neuaufträgen – Tendenz 
steigend. Die erhebliche Zurückhaltung schlägt sich zudem 
in den Baugenehmigungszahlen nieder, die in der ersten 
Jahreshälfte so gering ausfielen wie nie seit Beginn ihrer 
Erhebung im Jahr 2003. Dank des hohen Auftragsbestan­
des dürften die Wohnungsbauinvestitionen ihr Niveau im 
aktuellen Quartal noch halten, im weiteren Verlauf und vor 
allem im kommenden Jahr aber dann deutlich zurückge­
hen und sich auch im Jahr 2025 trotz des weiterhin hohen 
Bedarfs an Wohnraum nur leicht erholen. Dabei dürften die 
sinkenden Bestandsimmobilienpreise12 sowie Anreize zur 
energetischen Sanierung vor allem das Ausbaugewerbe sti­
mulieren und noch stärkeren Rückgängen entgegenwirken.

Gestützt werden die Bauinvestitionen aktuell vom Nicht­
wohnungsbau. Vor allem der öffentliche Bau, bei dem gro­
ßer Nachholbedarf herrscht, dürfte sich im Prognosever­
lauf dynamisch entwickeln: Der Ausbau von Verkehr und 

12 Konstantin A. Kholodilin und Malte Rieth (2022): Immobilienmarkt bisher stabil – aber Risiko 

für Preiskorrekturen hat zugenommen. DIW Wochenbericht 47, 611–620 (online verfügbar).

Die Dynamik dürfte sich im laufenden Quartal abschwächen. 
Zwar gingen im Mai und Juni bei den Investitionsgüterher­
stellern mehr Neuaufträge aus dem Inland ein. Dabei han­
delte es sich jedoch in erster Linie um einige wenige Groß­
aufträge im Luft­ und Raumfahrtbereich. Ohne diese folgten 
die Auftragseingänge weiter der seit Anfang 2022 anhalten­
den Abwärtstendenz. Auch Produktion und Umsätze sind 
am aktuellen Rand rückläufig. Dieser Trend dürfte sich im 
laufenden Quartal fortsetzen: Die Lageeinschätzung und 
Geschäftserwartungen der Investitionsgüterhersteller waren 
im Juli und August weiter auf Talfahrt, dazu beklagen Unter­
nehmen zunehmend Auftragsmangel und sinkende Kapa­
zitätsauslastung. Stabilisierend auf das Investitionsgesche­
hen dürften allerdings die staatlichen Investitionen und 
weiter nachlassende Lieferengpässe wirken, so dass sich 
insgesamt noch ein leicht positives Bild für dieses Quartal 
ergibt. Zum Jahresende dürften die Ausrüstungsinvestitio­
nen dann stagnieren.

Tabelle 7

Reale Investitionen
In Prozent (konstante Preise)

2023 2022 2023 2024 2025

Anteile in 
Prozent

Veränderung gegenüber dem Vorjahr

Wohnungsbau 61,3 −2,2 −0,5 −2,0 0,6

Nichtwohnungsbau 38,7 −1,2 0,0 0,9 2,1

Gewerblicher Bau 26,4 −1,6 −0,8 −0,4 2,1

Öffentlicher Bau 12,3 −0,1 1,6 3,6 2,2

Bauinvestitionen 100,0 −1,8 −0,3 −0,9 1,2

Ausrüstungen 4,0 3,3 0,2 3,0

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Tabelle 8

Indikatoren zur Außenwirtschaft
In Prozent bzw. Milliarden Euro

2022 2023 2024 2025

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent

Exporte, preisbereinigt 3,3 −1,0 1,8 3,0

Waren 2,0 −1,6 1,6 2,9

Dienstleistungen 8,6 1,3 2,8 3,2

Importe, preisbereinigt 6,6 −1,4 2,5 3,5

Waren 3,6 −4,1 2,0 3,4

Dienstleistungen 17,0 7,8 4,2 3,7

Terms of Trade −4,9 4,6 1,3 0,1

 In Milliarden Euro

Außenbeitrag, nominal 76,3 165,9 184,3 186,2

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

https://www.diw.de/de/diw_01.c.859815.de/publikationen/wochenberichte/2022_47_1/immobilienmarkt_bisher_stabil_____aber_risiko_fuer_preiskorrekturen_hat_zugenommen.html
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Digitalisierung sowie Gemeindeinvestitionen im Bereich 
der Wärme­ und Energiewende dürften vor allem im kom­
menden Jahr positive Impulse liefern und die Baukonjunk­
tur über den weiteren Prognoseverlauf stabilisieren. Darü­
ber hinaus deuten weiterhin kräftige Auftragszahlen im Tief­
bau auf einen insgesamt beständigen Wirtschaftsbau hin. 
Zwar ist auch hier nach einem verhalten positiven aktuel­
len Quartal mit leichten Rückgängen um den Jahreswech­
sel zu rechnen, denn erwartete Zinssteigerungen dürften 
die Finanzierung erschweren. Die ifo Geschäftserwartun­
gen für den Wirtschaftsbau waren zuletzt wieder abwärts­
gerichtet. Insgesamt dürfte der Wirtschaftsbau aber im Rah­
men der gesamtwirtschaftlichen Erholung und der weniger 
stark steigenden Baupreise in den kommenden Jahren wie­
der expandieren.

Nach zwei Jahren enormer Preisanstiege hat sich die Bau­
preisentwicklung zuletzt deutlich beruhigt. Die schwindende 
Nachfrage, sinkende Kapazitätsauslastung und nachlassende 
Materialpreise mindern den Preisdruck. Diese Entwicklung 
dürfte sich in den kommenden Quartalen fortsetzen, so dass 
die Baupreise 2024 und 2025 wohl nur noch moderat stei­
gen werden.

Insgesamt dürften die Bauinvestitionen in diesem Jahr um 
0,3 Prozent und im kommenden Jahr geprägt durch den 
schwachen Wohnungsbau um 0,9 Prozent schrumpfen. Erst 
2025 ist, vor allem dank der Stärke des Nichtwohnungsbaus, 
mit einem Wachstum der Bauinvestitionen um 1,2 Prozent 
zu rechnen.

Lethargie im Außenhandel

Im zweiten Quartal dieses Jahres dämpfte der Außenhan­
del die Expansionsdynamik der deutschen Wirtschaft. Die 
Ausfuhren sanken um 1,1 Prozent im Vergleich zum Vor­
quartal, wobei sowohl die Lieferungen in die Europäische 
Union als auch in die USA und nach China rückläufig waren. 
Die Güterausfuhren nahmen das dritte Quartal in Folge 
ab, wobei erneut stark rückläufige Ausfuhren chemischer 
Erzeugnisse die Gesamtgüterexporte belasteten. Die Dienst­
leistungsexporte, die Anfang des Jahres noch kräftig zugelegt 
hatten, gaben im zweiten Quartal ebenfalls deutlich nach.

Für das laufende Quartal ist keine Besserung der Export­
entwicklung in Sicht. Die ifo Exporterwartungen sind nach 
ihrem Einbruch im Juni weiterhin leicht gesunken und ver­
harren deutlich im negativen Bereich. Die Auftragseingänge 
des Verarbeitenden Gewerbes aus dem Ausland sind im Juni 
zwar gestiegen. Dies liegt aber vor allem an Großaufträgen, 
die zumeist über einen längeren Zeitraum abgearbeitet wer­
den und daher kaum unmittelbare Wachstumsimpulse für 
das laufende Quartal liefern.

Insgesamt dürften die Ausfuhren im dritten Quartal leicht 
sinken und zum Jahresende wieder vorsichtig anziehen. 
Dabei wird wohl vor allem die schwächelnde Konjunktur in 
China dämpfend auf die deutschen Exporte wirken. Zudem 
produziert China zunehmend selbst Industriegüter sowie 

Tabelle 9

Finanzpolitische Maßnahmen: Be- (–) und Entlastungen (+) des 
gesamtstaatlichen Haushalts 
In Milliarden Euro (gegenüber dem Vorjahr)

 2023 2024 2025

Einnahmen der Gebietskörperschaften    

Jahressteuergesetz 2022 −3,1 0,2 1,0

Inflationsausgleichsgesetz (Änderungen Einkommensteuertarif) −12,3 −14,6 −2,8

Steigende Rentenbesteuerung und vorgezogene vollständige Abzugsfähigkeit von RV-Beiträgen −2,8 −1,4 0,4

Temporäre Senkung der Umsatzsteuer auf Erdgas −4,5 6,5 0,0

Viertes Corona-Steuerhilfegesetz (degressive AfA, Home-Office-Pauschale etc.) −3,4 −1,2 2,1

Zweites Corona-Steuerhilfegesetz (Umsatzsteuersenkung in der Gastronomie) 0,0 3,0 0,0

Energiesteuersenkungsgesetz (Tankrabatt) 3,2 0,0 0,0

Einnahmen Klima- und Transformationsfonds 0,4 3,2 4,6

Erhöhung Lkw-Maut 0,6 0,1 0,2

Änderungen bei der Tabaksteuer 0,6 0,0 0,9

Zukunftsfinanzierungsgesetz 0,0 −0,6 −0,3

Progressionseffekte (Einkommensteuer) 12,5 10,0 7,8

Einnahmen der Sozialversicherungen

Erhöhung des Zusatzbeitragssatzes in der gesetzlichen Krankenversicherung 3,5 3,5 0,0

Erhöhung des Beitragssatzes in der Pflegeversicherung 3,3 3,3 0,0

Erhöhung des Beitragssatzes in der Arbeitslosenversicherung 2,6 0,0 0,0

Erhöhung der Midijobgrenzen −1,0 0,0 0,0

Ausgaben der Gebietskörperschaften

Inflationsausgleichsgesetz (Anhebung Kindergeld) −6,3 1,5 0,4

Kindergrundsicherung 0,0 0,0 −2,4

Kürzung Elterngeld für Spitzenverdienende 0,0 0,2 0,3

Strom- und Gaspreisbremse −34,2 27,9 6,4

Auslaufende Corona-Maßnahmen 12,5 1,0 0,0

Unternehmenshilfen im Zusammenhang mit dem Energiepreisanstieg 25,0 1,0 0,0

Energiepreispauschale (Rentner*innen, Arbeitnehmer*innen, Studierende und Fachschüler*innen) 13,3 1,3 0,0

Kinderbonus 2022 1,7 0,0 0,0

Ausgaben Klima- und Transformationsfonds −8,0 −21,7 0,6

Zusätzliche Verteidigungsausgaben −8,5 −10,7 0,0

Heizkostenzuschüsse 0,0 0,5 0,0

Dezember-Soforthilfe 8,5 0,0 0,0

Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz 0,6 0,0 0,0

Wohngeld-Plus-Gesetz −2,5 −1,1 0,0

Bürgergeld-Gesetz −4,8 −0,4 −0,3

Regelbedarfsanpassung Bürgergeld 2024 0,0 −4,3 0,0

Preissenkung im öffentlichen Personennahverkehr (9-Euro-/49-Euro-Ticket) 1,5 −1,0 0,0

Pflegebonusgesetz 1,0 0,0 0,0

Hilfen für Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen −4,5 4,5 0,0

27. BAföG-Änderungsgesetz −0,5 0,0 0,0

Integration und Unterstützung Ukrainegeflüchtete −4,2 1,5 2,3

Aufstockung Gasreserve 1,5 0,0 0,0

Ausgaben der Sozialversicherungen

GKV-Finanzstabilisierungsgesetz 1,7 0,0 0,0

Anpassung Rente Ost −0,5 −0,5 0,0

Maßnahmen im Bereich Pflege −0,8 0,0 0,0

Insgesamt −7,9 11,6 21,1

Insgesamt ohne Progressionseffekt −20,4 1,6 13,3

In Relation zum Bruttoinlandsprodukt in Prozent −0,5 0,0 0,3

Anmerkung: Ohne makroökonomische Rückwirkungen.

Quellen: Bundesregierung (Haushaltsplan, Gesetzesentwürfe, Monatsberichte des Bundesfinanzministeriums, Finanzbericht 
2023 und 2024); DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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Der Rückgang der Güterimporte aus dem europäischen Aus­
land scheint langsam die Talsohle erreicht zu haben. Rück­
läufige Energie­ und Rohstoffpreise und das allmähliche 
Anziehen des privaten Verbrauchs dürften zu einer leichten 
Erholung der Importe ab der zweiten Jahreshälfte führen. 
Aufgrund des schwachen ersten Quartals werden die Ein­
fuhren im laufenden Jahr wohl um 1,4 Prozent sinken. Mit 
der Erholung des privaten Konsums dürften die Importe im 
Jahr 2024 dann wieder robust mit 2,5 Prozent expandieren. 
Im Jahr 2025 dürfte das Wachstum 3,5 Prozent betragen.

Die Importpreise werden voraussichtlich wegen der fallenden 
Energiepreise im laufenden Quartal weiter nachgeben und 
sich erst zum Jahresende stabilisieren. Mit dem Anziehen 
der weltweiten Konjunktur im kommenden Jahr werden sie 
wohl im Jahresverlauf 2024 wieder leicht steigen. Die Export­
preise scheinen ihren Sinkflug bereits beendet zu haben und 
dürften im Laufe des Prognosehorizonts ebenfalls anziehen. 
In der Folge werden die Terms of Trade bis zum Ende die­
ses Jahres zügig steigen und sich im Folgejahr stabilisieren.

Im laufenden Jahr wird der Außenhandel wohl mit 0,2 Pro­
zentpunkten geringfügig positiv zur Expansionsdynamik 
der deutschen Wirtschaft beitragen. In den Jahren 2024 und 
2025 dürften die Beiträge mit minus 0,2 und minus 0,1 Pro­
zentpunkten negativ ausfallen.

Kraftwagen und ­teile, die vorher aus Deutschland impor­
tiert wurden. Laut ifo­Umfragen gaben Exportfirmen zuletzt 
vermehrt an, dass ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
leide. Dabei dürften die im Vergleich zum Ausland hohen 
deutschen Energiekosten sowie der anhaltende Fachkräf­
temangel die Untenehmen belasten.13 Die Ausfuhren in 
die USA könnten im dritten Quartal stabilisierend wirken, 
da sich ihre Wirtschaft wohl robuster entwickeln wird als 
noch im Sommer erwartet wurde. So deuten Exportzahlen 
zum Juli an, dass die Güterausfuhren in die USA im Ver­
gleich zum Vormonat nominal kräftig ausgeweitet wurden. 
Zudem dürfte die konjunkturelle Erholung in der Europä­
ischen Union den deutschen Exporten in deren Mitglied­
staaten im Laufe des nächsten Jahres Aufschwung verlei­
hen. Insgesamt wird erwartet, dass die Ausfuhren im lau­
fenden Jahr um 1,0 Prozent sinken. Nach einem Zuwachs 
von 1,8 Prozent im Jahr 2024 dürften sie 2025 mit 3,0 Pro­
zent wieder robust zulegen (Tabelle 8).

Die Importe stagnierten im zweiten Quartal dieses Jahres. 
Zwar setzten die Güterimporte ihre Talfahrt fort, der Rück­
gang wurde aber durch eine kräftige Ausweitung der Dienst­
leistungseinfuhren kompensiert. Auf den Güterimporten 
lasteten weiterhin die Folgen des russischen Angriffskrieges 
auf die Ukraine, insbesondere die verminderten Energie­
einfuhren.

13 OECD (2022): OECD Reviews of Innovation Policy: Germany 2022: Building Agility for Success-

ful Transitions, OECD Reviews of Innovation Policy, OECD Publishing, Paris; Deutsche Industrie- 

und Handelskammer (2023): DIHK-Fachkräftereport 2022.

Tabelle 10

Ausgewählte finanzpolitische Indikatoren1

In Prozent (in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt)

Staatseinnahmen Staatsausgaben

Finanzierungs­
saldo

Nachrichtlich: 
Zinssteuer­ 

quote2

Staats­
schuldenquote 

nach Maastrichtinsgesamt

darunter:

insgesamt

darunter:

Steuern Sozialbeiträge Zinsausgaben
Brutto­

investitionen

2014 44,9 22,8 16,5 44,3 1,6 2,1 0,6 7,1 78,2 

2015 45,1 23,1 16,6 44,1 1,4 2,1 1,0 6,0 74,6

2016 45,5 23,4 16,7 44,4 1,2 2,2 1,2 5,1 72,1

2017 45,5 23,5 16,8 44,2 1,0 2,2 1,3 4,4 68,0

2018 46,3 23,8 17,0 44,3 0,9 2,3 1,9 3,9 64,2

2019 46,5 23,8 17,2 45,0 0,8 2,4 1,5 3,3 62,0

2020 46,1 22,7 17,9 50,5 0,6 2,7 −4,3 2,8 65,5

2021 47,3 24,3 17,5 50,9 0,6 2,6 −3,6 2,4 71,5

2022 47,0 24,4 17,2 49,5 0,7 2,6 −2,5 2,8 70,2

2023 45,9 23,3 17,2 47,6 0,9 2,6 −1,7 3,7 65,5

2024 46,8 23,6 17,6 47,7 0,9 2,7 −1,0 3,7 61,6

2025 47,0 23,2 17,8 47,6 0,9 2,7 −0,6 3,8 59,3

2025/2022 46,6 23,6 17,5 48,1 0,8 2,7 −1,5 3,5 64,2 

1 In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.
2 Zinsausgaben des Staates in Relation zum Steueraufkommen.

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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Haushalte immer weniger, was zu wachsenden finanzpo­
litischen Spielräumen führt (Tabelle 9). In der zweiten Jah­
reshälfte 2023 behalten die finanzpolitischen Maßnahmen 
ihren expansiven Charakter noch bei, jedoch in geringerem 
Maße als noch zu Jahresbeginn. Zu Mindereinnahmen und 

Spielraum bei den öffentlichen Finanzen durch 
auslaufende Stabilisierungsmaßnahmen

Die Folgen der Corona­Pandemie, des Kriegs in der Ukraine 
und der Energiekrise beanspruchen die öffentlichen 

Kasten 4

Impulse der finanzpolitischen Maßnahmen auf privaten Konsum und Bruttoinlandsprodukt

Die finanzpolitischen Maßnahmen werden im Jahr 2023 in  Summe 

leicht expansiv sein und um voraussichtlich 0,5 Prozent des 

Brutto inlandsprodukts (BIP) gegenüber dem Vorjahr wachsen. 

Im kommenden Jahr hingegen werden die finanzpolitischen 

Maßnahmen dieses Niveau halten und in Relation zum Bruttoin-

landsprodukt stagnieren, während die Finanzpolitik im Jahr 2025 

restriktiver sein und voraussichtlich um 0,3 Prozent im Verhältnis 

zum Bruttoinlandsprodukt zurückgehen wird (Tabelle).

Viele der fiskalischen Maßnahmen beider Jahre betreffen private 

Haushalte. Um die Impulse für den privaten Konsum und das 

Bruttoinlandsprodukt unter Berücksichtigung ihrer Verteilungs-

wirkungen abzuschätzen, kommt ein DSGE-Modell mit zwei ver-

schiedenen Haushaltstypen zum Einsatz (TANK-Modell). Dazu wird 

zunächst unterschieden, in welchem Umfang die Maßnahmen die 

einkommensschwächsten 40 Prozent der Haushalte betreffen und 

wie die übrigen Haushalte profitieren oder belastet werden.

Die einkommensschwächsten 40 Prozent beziehen ungefähr 

20 Prozent des verfügbaren Einkommens und haben eine Spar-

quote von Null, weshalb sie als liquiditätsbeschränkte (LC) Haus-

halte bezeichnet werden. Gemäß ihrer Wirkung auf die beiden 

Haushaltstypen werden die finanzpolitischen Maßnahmen in vier 

Kategorien eingeteilt:

(1) Maßnahmen, die nur LC-Haushalte betreffen

(2) Maßnahmen, die alle Haushalte pro Kopf betreffen

(3)  Maßnahmen, die alle Haushalte proportional zu ihrem Ein-

kommen betreffen

(4)  Maßnahmen, die nur die einkommensstarken Haushalte be-

treffen

Aufgrund des unterschiedlichen Konsumverhaltens der beiden 

Haushaltstypen wird der Konsumeffekt in der ersten Kategorie am 

höchsten sein und über die weiteren drei abnehmen. Zu den Maß-

nahmen, die vornehmlich die einkommensschwachen Haushalte 

entlasten, zählen die Erhöhung der Midijobgrenze, die Einführung 

der Kindergrundsicherung, die BAföG-Anpassung sowie die Ein-

führung und Regelbedarfsanpassung des Bürgergeldes (Tabelle). 

Das Auslaufen des dritten Entlastungspaketes (mit Zahlungen für 

Rentner*innen und Student*innen) reduziert das Einkommen der 

LC-Haushalte über den Prognosezeitraum.

Zu den Maßnahmen, die beide Haushaltstypen pro Kopf betreffen, 

gehört die Anhebung des Kindergeldes, das einkommenserhöhend 

wirkt, und das Auslaufen von Pflege- und Kinderbonus, was die 

Haushaltseinkommen reduziert. Die Strom- und Gaspreisbremse 

entlastet Haushalte im Jahr 2023 entsprechend ihrer Energiekos-

ten und somit ihres Einkommens. Zusätzliche einkommensabhän-

gige Belastungen ergeben sich aus der Erhöhung der Beiträge für 

die Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Insgesamt 

ergibt sich 2023 nur eine geringe Nettoentlastung durch Maßnah-

men, die alle Haushalte (pro Kopf oder proportional zum Einkom-

men) betreffen. Weitere Belastungen, zum Beispiel aus der CO
2
-Be-

preisung und dem Wegfall der temporären Umsatzsteuersenkung, 

werden im kommenden Jahr hinzukommen. 

Haushalte mit höherem Einkommen werden sowohl 2023, 2024 

und 2025 durch das Inflationsausgleichsgesetz entlastet. Belas-

tungen ergeben sich für diese Haushalte durch die Kürzung des 

Elterngeldes und das Auslaufen von steuerlichen Coronahilfen.

Die Modellsimulationen zeigen, dass die finanzpolitischen Maß-

nahmen das Einkommen der privaten Haushalte in Relation zum 

Bruttoinlandsprodukt um 0,2 Prozent im Jahr 2023 und in den 

Jahren 2024 und 2025 um jeweils 0,6 Prozent gegenüber dem 

Basisjahr 2022 erhöhen. Die einkommensschwachen Haushalte 

werden über den Zeitraum um etwa 0,4 Prozent des BIP entlastet, 

die höheren Einkommensgruppen um circa 0,2 Prozent des BIP. 

Die Maßnahmen erhöhen den privaten Konsum gegenüber dem 

Basisszenario ohne Impulse bis 2025 um etwas mehr als 0,5 Pro-

zentpunkte, hauptsächlich durch den fiskalischen Impuls für die 

einkommensschwachen Haushalte. Haushalte mit höherem Ein-

kommen steigern ihren Konsum infolge der Senkung des Einkom-

mensteuertarifs leicht. Der Anstieg des BIP liegt unter 0,1 Prozent.

Tabelle

Effekte der fiskalpolitischen Maßnahmen in den Jahren 2023, 
2024 und 2025
In Milliarden Euro

Entlastung in Mrd. Euro 
2023 zu 2022

Entlastung in Mrd. Euro
 2024 zu 2022

Entlastungin Mrd. Euro  
2025 zu 2022

Kategorie
Alle 

 Haushalte
LC Haushalte

Alle Haus­
halte

LC Haushalte
Alle 

 Haushalte
LC Haushalte

1 −0,9 −0,9 11,3 11,3 15,0 15,0

2 −9,6 −3,8 4,3 1,7 3,9 1,6

3 15,2 3,0 8,0 1,6 11,6 2,3

4 3,4 0,0 1,0 0,0 −2,5 0,0

Gesamt 8,1 −1,7 24,6 14,6 28,0 18,9

Quelle: DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023
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Mehrausgaben tragen die Anpassungen im Einkommen­
steuertarif im Rahmen des Inflationsausgleichsgesetzes, 
die Erhöhung monetärer Sozialleistungen wie des Kinder­
geldes und die Einführung des Bürgergeldes, diverse Hilfen 
im Zuge der Strom­ und Gaspreisbremsen, steigende Aus­
gaben des Klima­ und Transformationsfonds sowie wach­
sende Verteidigungsausgaben bei.

Entlastet wird das öffentliche Budget durch den Wegfall pan­
demiebedingter Ausgaben und einmaliger Stützungsmaß­
nahmen im Zuge der Energiekrise. Darüber hinaus wer­
den Mehreinnahmen aus der Erhöhung des Zusatzbeitrags 
der gesetzlichen Krankenversicherung und den Beitragssat­
zerhöhungen in der Arbeitslosen­ und Pflegeversicherung, 
dem Auslaufen des “Tankrabatts” Ende 2022 sowie durch 
die Erhöhung der LKW­Maut erzielt. Insgesamt dürften sich 
die Mindereinnahmen und Mehrausgaben im Saldo für das 
Jahr 2023 auf 0,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts sum­
mieren. Das heißt, die Finanzpolitik ist im Jahr 2023 leicht 
expansiv ausgerichtet (Kasten 4).

Im Jahr 2024 werden die finanzpolitischen Maßnahmen vor­
aussichtlich restriktiver sein. Zwar wird es weiterhin spür­
bare Mindereinnahmen durch die Änderungen im Einkom­
mensteuertarif geben. Jedoch erhöht sich gleichzeitig der 
finanzpolitische Spielraum, weil die temporäre Senkung 
der Umsatzsteuer in der Gastronomie und auf Erdgas zum 
Beginn des kommenden Jahres ausläuft und gleichzeitig der 
CO2­Preis angehoben wird. Zudem werden Maßnahmen zur 
Abfederung der Energiepreise kaum noch Mittel in einer 
relevanten Größenordnung beanspruchen. Im Vergleich zu 
2023 steigen die Ausgaben für Maßnahmen des Klima­ und 
Transformationsfonds noch einmal deutlicher als noch im 
Sommer erwartet. Mehrausgaben entstehen zudem durch die 
Regelbedarfsanpassung des Bürgergelds. Insgesamt dürften 
sich die Einnahmen­ und Ausgabenimpulse im Jahr 2024 die 
Waage halten. Jedoch ist dies vorbehaltlich des Wachstum­
schancengesetzes, das in den bisherigen Regierungsentwür­
fen zu weiteren Mindereinnahmen von 2,7 Milliarden Euro 
führen könnte (Kasten 5). Im Jahr 2025 überwiegen voraus­
sichtlich die Mehreinnahmen und Minderausgaben vorbe­
haltlich weiterer finanzpolitischer Maßnahmen.

Konsolidierung zeigt Wirkung beim 
öffentlichen Defizit

Die Steuereinnahmen werden in diesem und im kommen­
den Jahr nur leicht wachsen. Gleichzeitig steigen die nomi­
nalen Arbeitseinkommen kräftig. Allerdings ist ein Groß­
teil des diesjährigen Anstiegs der abgabenfreien Inflations­
ausgleichsprämie geschuldet. Deshalb schlagen sich die 
kräftigen Zuwächse des nominalen Bruttoinlandsprodukts 
in diesem Jahr nur bedingt in den Steuereinnahmen nie­
der. Die Änderungen im Einkommensteuertarif dämpfen 
sie zusätzlich. Die Einnahmen aus der Umsatzsteuer sowie 
der Gewerbe­ und Körperschaftsteuer dürften angesichts 
der deutlichen Abkühlung des privaten Verbrauchs und der 
Bauinvestitionen in diesem Jahr nur wenig zulegen. Ins­
gesamt werden die Steuereinnahmen in diesem Jahr um 

Kasten 5

Wachstumschancengesetz

Der aktuelle Referent*innenentwurf zum Wachstumschancen-

gesetz des Bundesfinanzministeriums liegt seit Ende August 

vor. Das erklärte Ziel der Regierung ist, die steuerlichen 

„Rahmenbedingungen für mehr Wachstum, Investitionen und 

Innovationen” zu verbessern. Der derzeitige Entwurf sieht 

Investitionsprämien, erweiterte Abschreibungsmöglichkeiten, 

eine Ausweitung der Verlustverrechnung und zahlreiche 

Änderungen zur Vereinfachung und Modernisierung des 

Steuersystems unter anderem durch erhöhte Freigrenzen 

und Pauschalbeträge vor. Die Verabschiedung im Bundestag 

ist bisher für November, die Abstimmung im Bundesrat für 

Dezember geplant. In den finanzpolitischen Maßnahmen1 

findet das Gesetz noch keine Berücksichtigung, weil die finale 

Ausgestaltung unklar ist. Zur Abschätzung der Wirkung der 

Maßnahmen des Gesetzes im derzeitigen Entwurf wird ein dy-

namisch stochastisches gesamtwirtschaftliches Makromodell 

herangezogen (Clemens, Röger, 2021). Die Maßnahmen des 

Entwurfs werden zunächst entsprechend der oben genannten 

Kategorien klassifiziert und dann mit dem auf die deutsche 

Wirtschaft kalibrierten Modell simuliert, um deren Effekte auf 

das Bruttoinlandsprodukt abzuschätzen.

Insgesamt sieht der Entwurf Steuermindereinnahmen von 

sieben Milliarden Euro durchschnittlicher Jahreswirkung oder 

insgesamt 32 Milliarden Euro über den Zeitraum 2024 bis 

2028 vor (Tabelle). Hiervon tragen der Bund und die Länder 

ähnliche Anteile (zwölf Milliarden Euro und 11,3 Milliarden 

Euro) und die Gemeinden mit neun Milliarden Euro einen 

leicht geringeren Anteil. Die größte Jahreswirkung wird sich 

2026 entfalten mit Mindereinnahmen zum Basisjahr von zehn 

Milliarden Euro. Aufgrund der hohen Belastung für Länder 

und Gemeinden ist die Zustimmung zum vorliegenden Ent-

wurf insbesondere im Bundesrat unsicher. Die erweiterten 

Abschreibungsmöglichkeiten produzieren den Großteil der 

Steuermindereinnahmen mit insgesamt 17,8 Milliarden Min-

dereinnahmen über 2024 bis 2028. Diese enthalten erweiterte 

Abschreibungsmöglichkeiten von abnutzbaren beweglichen 

Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens als Sammelposten (§ 

6 Absatz, 2a EStG), die befristete Einführung einer degressiven 

Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever-

mögens, die befristete Einführung einer degressiven AfA für 

Wohngebäude und die Anhebung der Sonderabschreibung 

für kleinere Betriebe für Investitionen in bewegliche Wirt-

schaftsgüter. Ein Großteil der Maßnahmen ist zeitlich befristet. 

So entstehen Mindereinnahmen von knapp fünf Milliarden 

Euro im Jahr 2025, sieben Milliarden Euro im Jahr 2026 und 

fünf Milliarden im Jahr 2027 durch temporäre Maßnahmen der 

erweiterten Abschreibung und Verlustrückrechnung.

Die Investitionsprämien umfassen Maßnahmen aus dem Klima-

schutz-Investitionsprämiengesetz (KlimaInvPG) sowie zur 

Forschungsförderung und werden im Modell als Subvention 

1 Siehe Tabelle 9 in diesem Bericht.
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für Investitionsausgaben simuliert. Sie umfassen Mehrausgaben 

zwischen 1,3 Milliarden Euro im Jahr 2025 und 1,8 Milliarden Euro 

im Jahr 2028 im Vergleich zu 2023.

Die Ausweitung des Verlustrücktrags in Einkommen- und Gewer-

besteuer werden als temporäre Senkungen der Unternehmens-

steuer simuliert. Der Regierungsentwurf veranschlagt hierfür 

Steuermindereinnahmen von 0,7 Milliarden Euro im Jahr 2025, 

1,5 Milliarden Euro im Jahr 2026 und 1,6 Milliarden Euro jeweils in 

den Jahren 2027 und 2028. 

Der Regierungsentwurf enthält zudem zahlreiche Maßnahmen mit 

dem erklärten Ziel der Vereinfachung und Modernisierung des 

Steuersystems, u.a. durch erhöhte Freigrenzen und Pauschbeträ-

ge, sowie Maßnahmen zur Verringerung der Steuervermeidung 

(Zinsschranke und Zinshöhenschranke). Für diese Maßnahmen 

werden Mindereinnahmen und Mehrausgaben in Höhe von 600 

Millionen durchschnittlicher Jahreswirkung eingeplant. Diese Maß-

nahmen modellieren wir nicht.

Unsere Modellanalyse zeigt, dass die Maßnahmen des Wachstums-

chancengesetzes zwar positive Effekte auf die privaten Investi-

tionen und das Bruttoinlandsprodukt in Deutschland haben, aber 

temporäre Maßnahmen nur kurzfristig wirken und die permanenten 

zu schwach sind, um längerfristig spürbare Effekte auf das Brutto-

inlandsprodukt zu haben (Abbildung). Die temporären Maßnahmen 

erhöhen das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2024 um rund 0,06 Pro-

zent im Vergleich zur Entwicklung des Bruttoinlands produkts ohne 

Wachstumschancengesetz. Im Jahr 2028 gibt es allerdings kaum 

noch Effekte. Ähnlich erhöhen die temporären Maßnahmen die 

Investitionen 2024 um rund 0,4 Prozent, haben aber kaum noch 

Effekte im Jahr 2028 und lassen zudem den Kapital stock unbe-

rührt. Die kurzfristige Dynamik wird unterstützt durch positive Be-

schäftigungseffekte, die mit den Investitionen einher gehen. In der 

mittleren Frist schwächen sich die Beschäf tigungseffekte jedoch 

wieder ab, insofern als der positive Produktivitätseffekt, der durch 

die Investitionen ausgelöst wird zu einer Erhöhung der Reallöhne 

führt. Dadurch bewegt sich die Beschäftigung wieder in Richtung 

ihres langfristigen Gleichgewichts. Aufgrund der kurzfristigen 

Investitions- und Beschäftigungswirkung der Maßnahmen des 

Wachstums chancengesetzes steigt auch das BIP nur kurzfristig an 

und fällt mittelfristig fast wieder auf das Basis-Niveau zurück.

Die permanenten Maßnahmen hingegen erhöhen das Bruttoin-

landsprodukt im Jahr 2024 um 0,02 Prozent und bis zum Jahr 2028 

um 0,03 Prozent. Die Investitionen steigen 2024 um 0,4 Prozent 

und sind 2028 unverändert. Allerdings kommt es langfristig zu 

einer Erhöhung des Kapitalstocks um 0,4 Prozent. Der langfristige 

fiskalische Impuls der permanenten Maßnahmen, die 1,8 Milliarden 

Euro umfassen – also rund 0,0045 Prozent des Bruttoinlandspro-

dukts ausmachen – ist zu gering, um dauerhaft merkliche realwirt-

schaftliche Effekte zu erzielen. 

Tabelle

Kumulierte Be- (−) und Entlastungen (+) des 
gesamtstaatlichen Haushalts gegenüber 2023
In Millionen Euro

2024 2025 2026 2027 2028

Einnahmen der Gebiets körperschaften

Bund −1 064 −2 865 −3 539 −2 774 −1 788

Länder −998 −2 711 −3 298 −2 617 −1 726

Gemeinden −588 −2 319 −3 348 −2 199 −586

Klassifizierung der Maßnahme

Investitionsprämie 0 −1 255 −1 260 −1 410 −1 760

Ausweitung Verlust verrechnung 0 −690 −1 515 −1 640 −1 590

Abschreibung −1 325 −5 150 −7 010 −4 085 −200

Vereinfachung und Modernisierung 
des Steuersystems

−1 325 −800 −400 −455 −550

Insgesamt −2 650 −7 895 −10 185 −7 590 −4 100

Quellen: Regierungsentwurf Wachstumschancengesetz; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Abbildung

Wirkung der Maßnahmen des Wachstumschancengesetzes auf 
Bruttoinlandsprodukt und Investitionen
Prozentuale Abweichung vom Verlauf der betrachteten Größe ohne 
Wachstumschancengesetz

 



















   





































   







Quelle: DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Temporäre Maßnahmen führen vor allem im kommenden Jahr zu positiven Wachs-
tumseffekten. Langfristig steigt die Wirtschaftsleistung kaum.

Korrigierte Version (Abbildung in Kasten 5)
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Die Arbeitnehmerentgelte im öffentlichen Dienst steigen 
nominal sowohl in diesem als auch im kommenden Jahr 
stark. Das Plus wird im laufenden Jahr aufgrund der noch 
ausstehenden Tarifverhandlungen von Landesbeschäftig­
ten voraussichtlich etwas geringer sein, während es 2024 
kräftiger ausfallen dürfte. In diesem Jahr dürften zudem 
die monetären Sozialleistungen bedingt durch die Erhö­
hung der gesetzlichen Renten und des Kindergeldes, die Ein­
führung des Bürgergeldes und die Ausweitung des Wohn­
gelds deutlich steigen. Auch die finanzielle Unterstützung 
der Ukraine­Geflüchteten mit erleichtertem Zugang zum 
Sozialsystem trägt dazu bei. Im Jahr 2024 wird das Wachs­
tum der monetären Sozialleistungen wohl schwächer aus­
fallen. Die nominalen Vorleistungsverkäufe werden im Jahr 
2023 aufgrund der hohen Inflation anziehen, während der 
Anstieg im kommenden Jahr – wiederum inflationsgetrie­
ben – moderater sein wird.

Die Bruttoinvestitionen dürften in diesem und im nächsten 
Jahr weiter zunehmen, insbesondere aufgrund der Auswei­
tung der Ausrüstungsinvestitionen in Waffensysteme mit­
hilfe des Sondervermögens Bundeswehr. Die Bauinvestitio­
nen wachsen vor allem aufgrund der hohen Preisdynamik.

Die Subventionen werden voraussichtlich im laufenden Jahr 
deutlich steigen. Insbesondere die Gütersubventionen haben 
bereits im ersten Quartal 2023 wegen der Gas­ und Strom­
preisbremse spürbar zugenommen und werden sich wei­
ter erhöhen, während die sonstigen Subventionen mit dem 
Wegfall der Corona­Hilfen zurückgehen. Im kommenden 
Jahr werden die Subventionen aufgrund des Auslaufens der 
Preisbremsen und sinkender Energiepreise unter das Unter­
stützungsniveau voraussichtlich zurückgehen.

Die sonstigen laufenden Transfers nehmen im Jahr 2023 
erheblich ab, da Einmalzahlungen an Haushalte wie die 
Energiepreispauschale im Vergleich zum Vorjahr wegfal­
len. Im Jahr 2024 ist mit einer Rückkehr zum langfristigen 
Trend zu rechnen. Die Zinsausgaben des Staates hingegen 
werden aufgrund der hohen Zinsen im Prognosezeitraum 
voraussichtlich deutlich wachsen.

Insgesamt werden die Staatsausgaben im Jahr 2023 nominal 
voraussichtlich um 2,3 Prozent auf 1 963 Milliarden Euro und 
im Jahr 2024 um 1,0 Prozent auf 2 043 Milliarden Euro stei­
gen. Für 2025 ist mit einem Anstieg um 2,7 Prozent auf 2 098 
Milliarden Euro zu rechnen. Das gesamtstaatliche Haus­
haltsdefizit in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro­
dukt wird im laufenden Jahr zunächst leicht auf 2,5 Prozent 
und im Jahr 2024 voraussichtlich auf 1,3 Prozent  schrumpfen 
(Abbildung 15). Der strukturelle Finanzierungssaldo nach 
modifizierter EU­Methode verbessert sich im betrachteten 
Zeitraum von 0,1 Prozent im Jahr 2023 auf 0,8 Prozent in 
Relation zum Produktionspotenzial im Jahr 2025. Der Brut­
toschuldenstand nach Kriterien des Maastricht Vertrags wird 
im Prognosezeitraum voraussichtlich auf 59,3 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts zurückgehen.

2,6 Prozent und im nächsten Jahr um 4,3 Prozent wachsen 
und belaufen sich zum Ende des Jahres 2024 auf 961 Milliar­
den Euro (Tabelle 10). Die Steuerquote sinkt 2023 zunächst 
auf 23,3 und steigt im folgenden Jahr leicht auf 23,6 Prozent.

Die Einnahmen aus Sozialbeiträgen werden im Progno­
sezeitraum voraussichtlich kräftig zunehmen. In diesem 
Jahr lassen Erhöhungen der Beitragssätze zur gesetzlichen 
Arbeitslosenversicherung und gesetzlichen Pflegeversiche­
rung sowie des Zusatzbeitrags zur Krankenversicherung die 
Einnahmen deutlich steigen.

Im Zuge der sich belebenden Konjunktur, steigender Brut­
tolöhne und zunehmendem nominalen Konsum werden die 
Staatseinnahmen insgesamt moderat wachsen. Im laufen­
den Jahr dürften diese um 3,8 Prozent auf 1 891 Milliarden 
Euro, im kommenden Jahr um 5,9 Prozent auf 2 002 Mil­
liarden und im Jahr 2025 um 3,5 Prozent auf 2 071 Milliar­
den Euro zulegen.

Die Staatsausgaben werden über den Prognosezeitraum 
weniger stark steigen als noch im Vorjahr. Dies liegt zum 
einen am planmäßigen Auslaufen der pandemiebedingten 
Programme zur Stabilisierung der Wirtschaft. Zum anderen 
werden einige einmalige Stützungsmaßnahmen im Zuge der 
Energiekrise, wie die Energiepreispauschale, die Gas­Wär­
me­Soforthilfe und die Stützung von Gashandelsunterneh­
men, wegfallen. Zwar haben im ersten Quartal insbesondere 
Ausgaben für die Energiepreisbremse und weitere Energie­
hilfen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds die öffentlichen 
Haushalte weiterhin stark belastet. Allerdings werden diese 
Maßnahmen mit dem starken Rückgang der Energiepreise 
den Staatshaushalt weniger beanspruchen.

Abbildung 15

Struktureller Primärsaldo
In Prozent (in Relation zum nominalen Produktionspotenzial)

 





























    

Anmerkung: Prognose ab dem Jahr 2023.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023

Der strukturelle Primärsaldo steigt.
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1. Frau Dany-Knedlik, in den Medien ist immer häufiger von 

der Angst vor dem Absturz der deutschen Wirtschaft die 

Rede. Geht es mit der deutschen Wirtschaft tatsächlich 

den Bach herunter? Nein, das wäre zu drastisch. Wir gehen 

davon aus, dass es nach einer Stagnation nun zu einer sehr 

leichten und allmählichen Erholung der deutschen Wirt-

schaft kommen wird. Allerdings ist der private Verbrauch 

weiterhin belastet. Es wurden zwar in einigen Branchen be-

reits hohe Lohnabschlüsse vereinbart, diese sind im zweiten 

Quartal aber noch nicht vollumfänglich wirksam geworden. 

Bei einer gleichzeitig hohen Inflation drückt das auf die 

Kaufkraft der Haushalte und dämpft den privaten Verbrauch, 

der die größte Komponente des Brutto inlandsprodukts in 

Deutschland ist. Diese dürfte sich jetzt zur zweiten Jahres-

hälfte wieder leicht erholen, mit nochmals kräftiger werden-

den Bruttoverdiensten je Arbeitnehmenden. Das resultiert 

aus Sonderzahlungen, die bereits verhandelt wurden, aber 

auch aus neu abgeschlossenen Tarifverträgen.

2. Welche Gruppen profitieren am meisten von den Lohn-

zuwächsen? Wahrscheinlich haben die oberen bis mittleren 

Einkommensgruppen bislang mehr von den Lohnzuwäch-

sen profitiert als sehr gering verdienende Menschen. Das 

von uns entwickelte Inequality-Nowcast-Modell, das die 

Arbeitseinkommensverteilung für dieses Jahr prognosti-

ziert, deutet an, dass es auch in diesem Jahr wieder zu einer 

leichten Steigerung der Arbeitseinkommensungleichheit 

kommen wird.

3. Wie entwickeln sich die Verbraucherpreise in Deutsch-

land? Die Verbraucherpreise sind weiterhin deutlich erhöht, 

obwohl wir schon gesehen haben, dass die Komponenten 

Energie- und Nahrungsmittelpreise deutlich zurückgegan-

gen sind. Es ist aber damit zu rechnen, dass die Teuerung in 

der nächsten Jahreshälfte weiter abnehmen wird.

4. Wie beurteilen Sie das weltwirtschaftliche Umfeld? 

Das weltwirtschaftliche Umfeld hat zuletzt wieder etwas 

an Schwung gewonnen. Insbesondere die USA haben 

mit einem überraschend positiven zweiten Quartal die 

fortgeschrittenen Volkswirtschaften gestützt. Hingegen 

gab es in China eine große Enttäuschung. Nach dem Ende 

der Null-Covid-Politik im ersten Quartal hatte man sich für 

die erste Jahreshälfte viel mehr versprochen. Das ist nicht 

eingetreten. Das liegt vor allen Dingen daran, dass es in 

China, neben Verwerfungen, die wohl durch die Null-Co-

vid-Politik entstanden sind, jetzt auch noch große Probleme 

in der Immobilienbranche gibt, die die binnenwirtschaftliche 

Nachfrage dämpfen.

5. Hierzulande gibt es viele Stimmen, die befürchten, dass 

Deutschland international den Anschluss verliert. Wie 

beurteilen Sie das? Was man dabei im Hinterkopf hat, ist 

die deutsche Industrie, was man aber vernachlässigt, ist, 

dass der Dienstleistungsanteil in Deutschland eigentlich 

der größere Anteil ist. Zwar konnten wir in der Industrie 

seit 2018, die Krisen rausgerechnet, einen abnehmenden 

Trend beobachten, dennoch haben sich die Industrie und 

auch das Verarbeitende Gewerbe trotz der trüben Stim-

mung recht robust entwickelt. Allerdings deutet sich jetzt 

am aktuellen Rand an, dass es zu einer Schwächephase 

des Verarbeitenden Gewerbes kommt und dass sich diese 

Stimmung tatsächlich in eine realwirtschaftliche Schwäche 

übersetzen wird.

6. Mit welchen Wachstumszahlen rechnen Sie für die deut-

sche Wirtschaft? Wir rechnen damit, dass die deutsche 

Wirtschaft in diesem Jahr um 0,4 Prozent schrumpfen wird. 

Man muss allerdings beachten, dass das vor allen Dingen 

durch das negative erste Quartal getrieben ist und durch die 

schwache Entwicklung in den weiteren drei Quartalen. Für 

das nächste Jahr sehen wir dann wieder einen Aufschwung 

mit einer Wachstumsrate von 1,2 Prozent.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg. 

Geraldine Dany-Knedlik, Co-Leiterin des Bereichs 

Prognose und Konjunkturpolitik im DIW Berlin

INTERVIEW

„Die deutsche Wirtschaft geht 
nicht den Bach herunter“

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-36-3

http://www.diw.de/interview
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-36-3
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Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für Deutschland
Vorausschätzung für die Jahre 2023 bis 2025

2023 2024 2025
2023 2024 2025

1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr

1. Entstehung des Inlandsprodukts
Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Erwerbstätige 0,8 0,5 −0,1 0,8 0,5 0,5 0,5 0,1 −0,3

Arbeitszeit, arbeitstäglich 1,0 1,1 0,1 0,2 1,9 1,0 1,2 1,3 −1,0

Arbeitstage −0,8 −0,2 −0,3 0,0 −1,6 −0,5 0,0 −1,1 0,6

Arbeitsvolumen, kalendermonatlich 0,9 1,3 −0,3 0,9 0,8 1,0 1,5 0,2 −0,7

Produktivität1 −1,2 −0,1 1,4 −1,2 −1,3 −0,2 0,0 0,8 2,0

Reales Bruttoinlandsprodukt −0,4 1,2 1,2 −0,3 −0,5 0,7 1,6 1,0 1,3

2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen 
a) Milliarden Euro

Konsumausgaben 2 985,0 3 100,0 3 181,8 1 448,8 1 536,2 1 508,6 1 591,3 1 547,7 1 634,1

Private Haushalte2 2 093,7 2 184,3 2 259,2 1 019,5 1 074,2 1 062,8 1 121,5 1 100,0 1 159,2

Staat 891,3 915,7 922,6 429,3 462,1 445,8 469,9 447,7 474,9

Anlageinvestitionen 920,5 937,5 972,0 445,8 474,8 454,4 483,1 468,3 503,7

Ausrüstungen 277,3 282,5 292,8 132,4 144,9 135,2 147,3 139,0 153,8

Bauten 499,5 505,2 523,0 246,0 253,5 249,1 256,2 256,2 266,7

Sonstige Anlageinvestitionen 143,7 149,7 156,2 67,3 76,4 70,2 79,6 73,0 83,2

Vorratsveränderung3 52,2 59,4 68,5 32,6 19,6 39,2 20,1 42,1 26,3

Inländische Verwendung 3 957,7 4 096,8 4 222,3 1 927,1 2 030,6 2 002,3 2 094,5 2 058,1 2 164,2

Außenbeitrag 165,9 184,3 186,2 90,7 75,2 103,4 80,9 103,2 82,9

Exporte 1 969,2 2 049,2 2 158,7 985,0 984,2 1 006,8 1 042,4 1 056,5 1 102,2

Importe 1 803,3 1 864,9 1 972,6 894,3 909,0 903,4 961,5 953,3 1 019,3

Bruttoinlandsprodukt 4 123,6 4 281,1 4 408,4 2 017,8 2 105,8 2 105,7 2 175,4 2 161,3 2 247,1

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Konsumausgaben 5,5 3,9 2,6 5,9 5,1 4,1 3,6 2,6 2,7

Private Haushalte2 5,8 4,3 3,4 7,0 4,7 4,3 4,4 3,5 3,4

Staat 4,8 2,7 0,8 3,5 5,9 3,8 1,7 0,4 1,1

Anlageinvestitionen 7,5 1,8 3,7 8,9 6,3 1,9 1,7 3,0 4,3

Ausrüstungen 9,5 1,9 3,7 13,0 6,4 2,1 1,7 2,8 4,4

Bauten 7,8 1,1 3,5 8,8 6,8 1,2 1,1 2,9 4,1

Sonstige Anlageinvestitionen 3,1 4,2 4,3 2,0 4,2 4,2 4,2 4,1 4,5

Inländische Verwendung 4,1 3,5 3,1 5,0 3,3 3,9 3,1 2,8 3,3

Exporte −0,3 4,1 5,3 2,7 −3,0 2,2 5,9 4,9 5,7

Importe −5,0 3,4 5,8 −0,8 −8,8 1,0 5,8 5,5 6,0

Bruttoinlandsprodukt 6,4 3,8 3,0 6,6 6,2 4,4 3,3 2,6 3,3

3. Verwendung des Inlandsprodukts, preisbereinigt
a) Verkettete Volumina in Milliarden Euro

Konsumausgaben 2 396,0 2 434,8 2 459,6 1 177,7 1 218,3 1 193,5 1 241,3 1 206,7 1 252,9

Private Haushalte2 1 695,3 1 729,1 1 756,8 833,3 862,0 845,5 883,5 859,6 897,2

Staat 699,7 704,9 702,3 344,0 355,8 347,5 357,4 346,7 355,5

Anlageinvestitionen 667,3 667,2 680,3 324,7 342,5 324,1 343,1 328,6 351,7

Ausrüstungen 229,9 230,3 237,1 110,4 119,5 110,0 120,3 112,3 124,8

Bauten 313,7 310,9 314,5 155,3 158,4 153,9 157,0 154,9 159,6

Sonstige Anlageinvestitionen 124,8 128,1 131,8 58,7 66,1 60,3 67,9 61,9 69,9

Inländische Verwendung 3 110,2 3 155,8 3 197,9 1 530,4 1 579,8 1 550,6 1 605,2 1 569,5 1 628,4

Exporte 1 624,7 1 654,3 1 703,4 814,4 810,3 818,5 835,8 839,1 864,3

Importe 1 477,3 1 514,9 1 568,3 727,1 750,2 739,0 775,9 762,2 806,1

Bruttoinlandsprodukt 3 263,2 3 301,1 3 339,5 1 620,6 1 642,6 1 632,6 1 668,5 1 649,1 1 690,4

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Konsumausgaben −0,9 1,6 1,0 −1,3 −0,4 1,3 1,9 1,1 0,9

Private Haushalte2 −0,6 2,0 1,6 −0,5 −0,6 1,5 2,5 1,7 1,5

Staat −1,6 0,7 −0,4 −3,2 0,0 1,0 0,5 −0,2 −0,5

Anlageinvestitionen 0,8 0,0 2,0 0,6 1,1 −0,2 0,2 1,4 2,5

Ausrüstungen 3,3 0,2 3,0 5,7 1,2 −0,4 0,7 2,1 3,8

Bauten −0,3 −0,9 1,2 −2,0 1,5 −0,9 −0,9 0,6 1,6

Sonstige Anlageinvestitionen 0,1 2,7 2,8 −0,6 0,6 2,7 2,8 2,6 3,0

Inländische Verwendung −0,5 1,5 1,3 −0,5 −0,5 1,3 1,6 1,2 1,4

Exporte −1,0 1,8 3,0 0,1 −2,0 0,5 3,2 2,5 3,4

Importe −1,4 2,5 3,5 −0,3 −2,3 1,6 3,4 3,1 3,9

Bruttoinlandsprodukt −0,4 1,2 1,2 −0,3 −0,5 0,7 1,6 1,0 1,3
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Noch: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für Deutschland
Vorausschätzung für die Jahre 2023 bis 2025

2023 2024 2025
2023 2024 2025

1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr

4. Preisniveau der Verwendungsseite des Inlandsprodukts (2010 = 100)
Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Private Konsumausgaben2 6,4 2,3 1,8 7,5 5,4 2,7 1,9 1,8 1,8

Konsumausgaben des Staates 6,5 2,0 1,1 6,9 5,9 2,8 1,2 0,6 1,6

Anlageinvestitionen 6,6 1,9 1,7 8,3 5,1 2,1 1,6 1,6 1,7

Ausrüstungen 6,0 1,7 0,7 6,9 5,2 2,5 1,0 0,7 0,6

Bauten 8,1 2,1 2,3 11,0 5,3 2,2 1,9 2,2 2,4

Exporte 0,7 2,2 2,3 2,6 −1,1 1,7 2,7 2,4 2,3

Importe −3,7 0,8 2,2 −0,5 −6,6 −0,6 2,3 2,3 2,0

Bruttoinlandsprodukt 6,7 2,6 1,8 6,8 6,7 3,6 1,7 1,6 2,0

5. Einkommensentstehung und -verteilung
a) Milliarden Euro

Primäreinkommen der privaten Haushalte2 2 799,2 2 956,3 3 051,3 1 379,9 1 419,3 1 465,8 1 490,5 1 495,9 1 555,4

Sozialbeiträge der Arbeitgeber 381,2 399,5 418,6 185,7 195,5 193,4 206,0 201,2 217,5

Bruttolöhne und -gehälter 1 780,6 1 892,1 1 889,1 866,0 914,6 911,0 981,1 898,7 990,3

Übrige Primäreinkommen4 637,4 664,7 743,7 328,2 309,2 361,4 303,4 396,1 347,6

Primäreinkommen der übrigen Sektoren 627,0 588,5 604,4 307,3 319,8 272,2 316,3 272,9 331,5

Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 3 426,2 3 544,8 3 655,8 1 664,6 1 761,6 1 721,5 1 823,3 1 768,8 1 887,0

Abschreibungen 840,3 861,1 881,3 421,0 419,3 432,0 429,1 442,1 439,2

Bruttonationaleinkommen 4 266,5 4 405,9 4 537,1 2 085,7 2 180,8 2 153,5 2 252,4 2 210,9 2 326,2

Nachrichtlich:

Volkseinkommen 3 121,8 3 269,9 3 380,9 1 497,8 1 624,1 1 584,1 1 685,8 1 631,4 1 749,5

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 960,0 978,4 1 073,2 468,6 491,5 496,2 482,2 531,6 541,7

Arbeitnehmerentgelt 2 161,8 2 291,5 2 307,7 1 029,2 1 132,6 1 087,9 1 203,6 1 099,9 1 207,8

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Primäreinkommen der privaten Haushalte2 6,2 5,6 3,2 7,0 5,3 6,2 5,0 3,2 3,2

Sozialbeiträge der Arbeitgeber 5,3 4,8 4,8 6,3 4,5 4,2 5,4 4,8 4,8

Bruttolöhne und -gehälter 7,2 6,3 −0,2 9,8 4,7 5,2 7,3 0,3 −0,6

Übrige Primäreinkommen4 4,0 4,3 11,9 0,7 7,8 10,1 −1,9 9,6 14,6

Primäreinkommen der übrigen Sektoren 4,1 −6,1 2,7 9,6 −0,7 −11,4 −1,1 0,2 4,8

Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 5,8 3,5 3,1 6,1 5,5 3,4 3,5 2,7 3,5

Abschreibungen 6,5 2,5 2,3 9,0 4,1 2,6 2,3 2,3 2,3

Bruttonationaleinkommen 5,9 3,3 3,0 6,6 5,3 3,3 3,3 2,7 3,3

Nachrichtlich:

Volkseinkommen 8,0 4,7 3,4 7,7 8,2 5,8 3,8 3,0 3,8

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 10,7 1,9 9,7 9,7 11,6 5,9 −1,9 7,1 12,3

Arbeitnehmerentgelt 6,8 6,0 0,7 6,9 6,8 5,7 6,3 1,1 0,3

6. Einkommen und Einkommensverwendung der privaten Haushalte
a) Milliarden Euro

Masseneinkommen 1 765,7 1 847,5 1 832,1 858,8 906,9 883,6 963,9 880,6 951,6

Nettolöhne- und -gehälter 1 215,5 1 299,8 1 268,4 573,2 642,3 610,0 689,8 599,1 669,3

Monetäre Sozialleistungen 703,8 707,2 712,0 361,7 342,1 351,9 355,4 354,2 357,9

abzgl. Abgaben auf soziale Leistungen5 153,6 159,5 148,3 76,1 77,5 78,3 81,2 72,7 75,6

Übrige Primäreinkommen4 637,4 664,7 743,7 328,2 309,2 361,4 303,4 396,1 347,6

Sonstige Transfers (Saldo)6 −110,1 −125,1 −109,1 −55,3 −54,8 −68,8 −56,2 −60,8 −48,2

Verfügbares Einkommen 2 292,9 2 387,2 2 466,7 1 131,7 1 161,3 1 176,2 1 211,1 1 215,8 1 250,9

Nachrichtlich:

Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche 62,1 60,7 59,4 30,3 31,8 29,7 31,1 29,0 30,4

Konsumausgaben 2 093,7 2 184,3 2 259,2 1 019,5 1 074,2 1 062,8 1 121,5 1 100,0 1 159,2

Sparen 261,3 263,6 266,9 142,5 118,8 143,0 120,7 144,8 122,1

Sparquote in Prozent7 11,1 10,8 10,6 12,3 10,0 11,9 9,7 11,6 9,5

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Masseneinkommen 6,3 4,6 −0,8 8,6 4,3 2,9 6,3 −0,3 −1,3

Nettolöhne- und -gehälter 8,6 6,9 −2,4 9,4 8,0 6,4 7,4 −1,8 −3,0

Monetäre Sozialleistungen 2,2 0,5 0,7 6,8 −2,2 −2,7 3,9 0,7 0,7

abzgl. Abgaben auf soziale Leistungen5 4,7 3,8 −7,1 5,8 3,6 2,9 4,8 0,5 0,5

Übrige Primäreinkommen4 4,0 4,3 11,9 0,7 7,8 10,1 −1,9 9,6 14,6

Verfügbares Einkommen 5,9 4,1 3,3 7,2 4,8 3,9 4,3 3,4 3,3

Konsumausgaben 5,8 4,3 3,4 7,0 4,7 4,3 4,4 3,5 3,4

Sparen 5,3 0,9 1,3 6,8 3,6 0,3 1,5 1,3 1,2

Korrigierte Version (Zahlen in 5. und 6.)
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Noch: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für Deutschland
Vorausschätzung für die Jahre 2023 bis 2025

2023 2024 2025
2023 2024 2025

1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr

7. Einnahmen und Ausgaben des Staates8

a) Milliarden Euro

Einnahmen

Steuern 961,0 1 008,4 1 021,5 466,2 494,8 477,0 531,5 482,0 539,6

direkte Steuern 534,2 573,5 578,4 257,7 276,5 264,6 308,9 265,0 313,4

indirekte Steuern 426,8 434,9 443,1 208,5 218,3 212,4 222,5 217,0 226,2

Nettosozialbeiträge 709,6 748,0 776,7 342,0 367,5 361,1 386,9 369,2 407,5

Vermögenseinkommen 22,1 23,7 26,9 13,0 9,1 13,9 9,8 14,7 10,6

Laufende Übertragungen 29,8 32,5 34,7 13,5 16,3 14,4 18,1 10,5 12,2

Vermögenstransfers 21,0 22,8 23,5 8,4 12,6 9,4 13,4 5,4 6,3

Verkäufe 147,2 166,3 187,9 74,1 73,1 80,1 86,2 56,5 62,7

Sonstige Subventionen 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

Insgesamt 1 890,9 2 001,9 2 071,4 917,3 973,6 955,9 1 046,0 938,3 1 039,0

Ausgaben

Vorleistungen 244,8 249,8 251,4 117,4 127,4 117,9 131,9 118,1 133,3

Arbeitnehmerentgelte 317,7 331,9 336,0 156,1 161,6 163,2 168,7 167,8 168,2

Soziale Sachleistungen 359,0 376,9 389,3 179,1 179,8 185,1 191,8 193,8 195,4

Vermögenseinkommen (Zinsen) 35,7 37,5 39,3 17,4 18,3 18,7 18,9 19,1 20,2

Subventionen 73,7 60,0 56,0 41,6 32,0 29,6 30,3 25,8 30,3

Monetäre Sozialleistungen 655,7 671,4 685,7 326,2 329,5 334,0 337,4 341,1 344,6

Sonstige laufende Transfers 109,8 126,6 142,1 44,9 64,9 50,3 76,3 56,7 85,4

Bruttoinvestitionen 108,3 114,6 119,5 45,3 63,0 47,8 66,7 51,5 68,0

Vermögenstransfers 69,4 75,1 75,6 31,5 37,9 31,6 43,5 31,6 44,0

Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgegenständen −1,1 −0,8 −0,9 −0,5 −0,6 −0,4 −0,4 −0,5 −0,6

Sonstige Produktionsabgaben 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

Insgesamt 1 973,0 2 043,0 2 097,8 959,2 1 013,8 977,9 1 065,1 1 005,0 1 088,9

Finanzierungssaldo −82,1 −41,1 −26,4 −41,9 −40,2 −21,9 −19,2 −66,6 −49,9

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Einnahmen

Steuern 1,6 4,9 1,3 −0,3 −2,2 2,3 7,4 1,0 1,5

direkte Steuern 1,1 7,3 0,9 −0,8 −6,6 2,7 11,7 0,2 1,4

indirekte Steuern 2,1 1,9 1,9 0,3 3,9 1,9 2,0 2,2 1,6

Nettosozialbeiträge 6,4 5,4 3,8 6,4 6,5 5,6 5,3 2,2 5,3

Vermögenseinkommen 20,0 7,1 13,5 42,0 7,5 6,8 7,7 6,1 7,6

LaufendeÜbertragungen 6,4 9,1 6,8 11,4 2,6 6,7 11,0 −27,2 −32,7

Vermögenstransfers 11,6 8,6 3,1 −6,0 27,5 12,2 6,2 −42,7 −52,7

Verkäufe 2,8 13,0 13,0 11,0 −4,3 8,1 17,9 −29,5 −27,3

Sonstige Subventionen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Insgesamt 3,8 5,9 3,5 3,5 1,2 4,2 7,4 −1,8 −0,7

Ausgaben

Vorleistungen 2,7 2,1 0,6 3,6 3,7 3,6 3,7 3,7 3,7

Arbeitnehmerentgelte 3,2 4,5 1,2 4,4 4,4 4,4 4,4 4,1 3,4

Soziale Sachleistungen 1,1 5,0 3,3 4,3 3,5 4,3 3,5 3,3 3,3

Vermögenseinkommen (Zinsen) 34,7 5,0 4,8 −5,9 2,8 −5,9 2,8 −4,0 3,9

Subventionen 5,3 −18,6 −6,5 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4

Monetäre Sozialleistungen 5,9 2,4 2,1 3,8 4,6 3,8 4,6 4,8 2,8

Sonstige laufende Transfers9 −1,5 15,3 12,3 3,4 3,4 3,4 3,4 2,3 2,4

Bruttoinvestitionen 7,3 5,8 4,3 10,0 8,1 10,0 8,1 7,7 8,0

Vermögenstransfers9 −22,7 8,1 0,7 5,8 −17,5 5,8 −17,5 3,2 3,3

Nettozugang an nichtproduzierten  Vermögensgegenständen9 36,0 −27,3 12,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Sonstige Produktionsabgaben9 −1,1 0,0 0,0 1,2 −3,0 1,2 −3,0 0,0 0,0

Insgesamt 2,9 3,5 2,7 4,3 3,7 4,3 3,7 4,2 3,5

1 Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt je Erwerbs tätigenstunde.
2 Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
3 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen.

4 Selbständigeneinkommen/Betriebsüberschuss sowie empfangene 
abzüglich geleistete Vermögenseinkommen.
5 Einschließlich verbrauchsnaher Steuern.
6 Empfangene abzüglich geleistete Transfers. 

7 Sparen in Prozent des verfügbaren Einkommens.
8 Gebietskörperschaften und Sozialversicherung.
9 Absolute Änderung gegenüber dem Vorjahr in Milliarden Euro.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW-Konjunkturprognose Herbst 2023.

© DIW Berlin 2023



508 DIW Wochenbericht Nr. 36+37/2023
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SOEP Papers Nr. 1190 

2023 | Christian Bayer, Moritz Kuhn

Job Levels and Wages

Job levels summarize the complexity, autonomy, and responsibility of task execution. 

Conceptually, job levels are related to the organization of production, are distinct from 

occupations, and can be constructed from data on task execution. We highlight their 

 empirical role in matched employer-employee data for life-cycle wage dynamics, refine 

a task-based view of wage determination, and demonstrate that differences in job levels 

account for most of the observed wage differences. We also show, within a structural frame-

work, that a job-level perspective provides a novel and fruitful interpretation of widely stud-

ied phenomena such as the gender wage gap and the returns to education and seniority.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

Discussion Papers Nr. 2050 

2023 | Justus Inhoffen, Iman van Lelyveld

Safe Asset Scarcity and Re­use in the European Repo Market

We construct the first measure of collateral re-use at the bank and bond level for the 

European repo market using a regulatory transaction dataset. We show that banks ma-

terially increase the rate of re-use in response to tightened asset scarcity induced by the 

Eurosystem’s asset purchase program. We find that dealers accommodate clients’ demand 

for safe assets rather than liquidity and profit from the repo rate spread. Yet, dealers also 

re-use collateral to source liquidity which exposes them to collateral runs. Our results con-

tribute to the policy debate on trade-offs between shock absorption and financial stability 

risks of collateral re-use.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

http://www.diw.de/publikationen/soeppapers
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2023 | Ingo S. Seifert, Julia M. Rohrer, Stefan C. Schmukle

Using Within­Person Change in Three Large Panel Studies to 
Estimate Personality Age Trajectories

How does personality change when people get older? Numerous studies have investigat-

ed this question, overall supporting the idea of so-called personality maturation. However, 

heterogeneous findings have left open questions, such as whether maturation continues 

in old age and how large the effects are. We suggest that the heterogeneity is partly rooted 

in methodological issues. First, studies may have failed to recover age effects, as they 

did not stringently separate within-person changes from confounding between-person 

differences. Second, items supposedly belonging to the same trait may show different 

individual trajectories, thus rendering results sensitive to the specific set of items used. We analyzed panel 

data from Australia (N = 15,268; Study 1), Germany (N = 22,833; Study 2), and the Netherlands (N = 10,163; 

Study 3) to investigate age trends in the Big Five on the levels of both scores and items. We applied a fixed 

effects approach that incorporates only within-person changes over time. Developmental trends in the Big 

Five scores were generally moderate to large and broadly confirmed personality maturation at younger ages. 

At older ages, maturation consistently continued for Neuroticism, whereas we found mixed evidence for such 

changes in Conscientiousness and Agreeableness. Furthermore, in each study, individual items showed age 

trends that diverged from the rest of the corresponding trait; and these differential patterns could be partly 

replicated across the three studies. Our results highlight the importance of items in the study of personality 

development and provide an explanation for previously unaccounted for variability in age trends.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

Discussion Papers Nr. 2051 

2023 | Camila Yamahaki, Catherine Marchewitz

Collaborative Investor Engagement with Policymakers: 
Changing the Rules of the Game?

Although a growing number of investors are engaging with sovereign entities on envi-

ronmental, social, and governance (ESG) issues, little academic research investigates 

this new form of investor activism. Applying universal ownership theory and drawing on 

eleven case studies of policy engagement, this article analyzes what drives institutional 

investors to engage with government entities and what challenges they find in the process. 

We identify a trend that investors conduct policy engagement to fulfill their fiduciary duty, 

improve investment risk management, and create an enabling environment for sustainable 

investments. As for engagement challenges, investors report the longer-term horizon, a perceived limited 

influence toward governments, the need for capacity building for investors and governments, the difficulty in 

accessing government representatives, and possible accusations of interfering with national sovereignty. This 

research contributes to the public policy and sustainable finance literatures and offers governments insights 

on the demands of the investment community.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

http://www.diw.de/publikationen/soeppapers
http://www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere
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Das bedingungslose Grundeinkommen ist eine alte Utopie der 

Sozialpolitik. Die Idee: Alle Menschen bekommen Geld vom 

Staat, unabhängig von Bedürftigkeit oder Erwerbsfähigkeit. 

Damit dies auf einem existenzsichernden Niveau liegt, schlägt 

die Initiative Mein Grundeinkommen 1 200 Euro im Monat vor, 

Kinder und Jugendliche erhalten die Hälfte. Aber das wird teuer 

und kostet den Fiskus gut 1 100 Milliarden Euro im Jahr.

Dieses Grundeinkommen soll die existenzsichernden Sozial-

leistungen wie Bürgergeld, Grundsicherung im Alter, Kinder-

zuschlag, Wohngeld oder BAFöG ersetzen, das Kindergeld 

kann ebenfalls wegfallen. Dadurch spart der Staat aber nur 

gut 100 Milliarden Euro. Es verbleibt also ein Finanzbedarf von 

knapp 1000 Milliarden Euro, immerhin ein Viertel des Brutto-

inlandsprodukts. Um das zu finanzieren, müsste das Steuer-

aufkommen verdoppelt werden, wie unsere aktuelle Studie 

zeigt. Die Einkommensteuer müsste auf durchschnittlich gut 

60 Prozent steigen oder die Mehrwertsteuer kräftig erhöht wer-

den. Auch Steuervergünstigungen könnten abgeschafft oder 

vermögensbezogene Steuern gestärkt werden.

Der Staat gibt also das Grundeinkommen in die linke Tasche 

und nimmt es mit höheren Steuern aus der rechten wieder 

heraus. Im Durchschnitt wird die Bevölkerung nicht stärker 

belastet, aber es wird umverteilt von oben nach unten. Men-

schen mit geringen und mittleren Einkommen profitieren per 

Saldo. Bei ihnen übersteigt das Grundeinkommen die zusätz-

lichen Steuerbelastungen. Draufzahlen müssen die Menschen 

mit hohen Einkommen oder Vermögen. Werden diese stärker 

besteuert, würde ein großer Teil der Bevölkerung profitieren. 

Bei einer Finanzierung über eine proportionale Einkommen-

steuer oder die Mehrwertsteuer wäre die Umverteilung weniger 

ausgeprägt, aber immer noch erheblich.

Die Einkommensverteilung gleicht sich also deutlich an, Ein-

kommensarmut verschwindet weitgehend, Geringverdienende 

werden deutlich bessergestellt. Dass die Menschen besser 

abgesichert sind, dürfte ihre Lebensqualität und Entfaltungs-

möglichkeiten erhöhen. Stigmatisierungen und Sanktions-

drohungen bei der Grundsicherung entfallen, dafür erforder-

liche Bürokratie kann eingespart werden.

Ist das eine realistische Utopie? Ein dritter Weg zwischen 

(Neo-)Liberalismus und Sozialismus? Die Gesellschafts- und 

Wirtschaftsordnung wird nicht grundsätzlich verändert, 

niemand wird bevormundet, die Wohlhabenden werden nicht 

enteignet. Aber die Steuersätze auf eigene Einkommen oder 

auch Konsum und Vermögen müssen kräftig steigen, die 

Wohlhabenden verlieren.

Viele werden dies nicht akzeptieren. Zu befürchten ist, dass 

dann weniger gearbeitet und investiert wird. Vor allem für 

Menschen mit geringen und mittleren Einkommen werden 

reduzierte Arbeitszeiten interessant, da sie per Saldo mehr 

Geld zur Verfügung haben. Oder sie könnten früher in Rente 

gehen, eine Auszeit nehmen, weniger gut bezahlten Tätigkeiten 

nachgehen oder auf Karrieremöglichkeiten verzichten. Ferner 

steigen die Anreize, sich in Schattenwirtschaft und Schwarz-

arbeit zu betätigen. Menschen mit hohen Einkommen und 

Vermögen könnten versuchen, Steuergestaltungen zu nutzen. 

Es kann auch gegenläufige Effekte geben. Bildungsniveau und 

Leistungsbereitschaft könnten steigen, damit auch die Produkti-

vität. Die genauen Wirkungen sind schwer zu prognostizieren.

Ein weiterer Nachteil ist, dass das Grundeinkommen beson-

dere Bedürfnisse des Einzelfalls nicht berücksichtigt – es soll 

ja möglichst einfach an alle gezahlt werden, ohne aufwändige 

Prüfungen. Sonderbedarfe, etwa Behinderung oder Krankheit, 

müssten aber weiterhin genauer ermittelt werden wie bisher.

Grundsätzlich ist ein existenzsicherndes Grundeinkommen 

für alle zwar möglich, aber derzeit wenig realistisch. Dennoch 

fasziniert das Konzept viele, es hat politisches Potenzial. Viele 

Entwicklungen weisen bereits in diese Richtung: Beim Bürger-

geld wurden Bedürftigkeitsprüfung und Sanktionen abgebaut. 

Auch das geplante Klimageld ist ein kleines Grundeinkommen, 

mit dem Einnahmen aus der CO2-Bepreisung zurückgegeben 

werden sollen. Das eröffnet Perspektiven für mehr.

Stefan Bach ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der 

Abteilung Staat im DIW Berlin  

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.

Grundeinkommen: 
Liberaler Sozialismus
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